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Vorwort 

Diese Studie erfolgte im Rahmen einer Forschungsreihe zur Frage der wirtschaftlichen Aus-
wirkungen einer Integration der Schweiz in die Europaische Union. Die Studien wurden vom 
Bundesrat in Au.ftrag gegeben, urn den Integrationsbericht 1999 breiter abzustutzen. Dem 
BWA oblag die wissenschaftliche Leitung dieser wirtschaftlichen Untersuchungen. Insge-
samt ergaben sich sechs Publikationen, die auf der folgenden Seite aufgefuhrt sind. 

Der hauptsachliche Zweck dieser Untersuchungen liegt in der Information der schweizeri-
schen Bevolkerung Ober die wirtschaftlichen Auswirkungen einer weitergehenden Annahe-
rung der Schweiz an ihre Partner in Europa. Da die europapolitische Diskussion kontrovers 
verlauft, durfte es dem Wunsch der meisten Beteiligten entsprechen, Ober moglichst objek-
tive empirische Untersuchungen zu verfugen, die es gestatten, Ober das oft komplexe Zu-
sammenwirken der verschiedenen wirtschaftlichen Aspekte der Europapolitik eine Bilanz zu 
ziehen. Es ging auch darum, Ober die reinen Zahlen hinaus eine gemeinsame Diskussions-
basis hinsichtlich der Integrationsfolgen zu finden, die von einer Mehrheit der bkonominnen 
und bkonomen getragen werden kann. Diese Zielsetzungen hat das Programm erreicht. 

Alle Studien unterstreichen, dass der Prozess der Integration in die EU der Schweiz langfri-
stig wirtschaftliche Vorteile bringt. Allerdings sind die Anpassungskosten, die namentlich in 
einer Obergangsphase anfallen, erheblich, wenn auch nicht exorbitant gross. In die Be-
trachtung einbezogen wurden dabei nur Auswirkungen, die ursachlich mit einem Beitritt zu-
sammenhangen. Die meisten der aufgezeigten Vorteile konnen denn auch nicht durch inter-
ne Reformen erreicht werden. Wirtschaftspolitische Massnahmen im Inland sind insofern 
keine Alternative zur Integrationspolitik. Vielmehr erganzen sich beide Politiken in vielfacher 
Hinsicht und sollten folglich gemeinsam angegangen werden. 

Die in Auftrag gegebenen Studien folgen dem nachstehenden Forschungsplan: In kurzer 
Frist, und ohne die Ergebnisse der externen Studien zu kennen, hatten Mitarbeiter der Bun-
desverwaltung und der Nationalbank personliche Beitrage zu liefern, urn einige Aussagen 
des Integrationsberichtes (namentlich im Abschnitt "Wohlfahrt" des dritten Teils) abzustOt-
zen. Bei den externen Studien war zunachst mittels eines sozio-okonomischen Ansatzes der 
aus der Einfuhrung der PersonenfreizOgigkeit zu erwartende Zuzug an Erwerbspersonen zu 
schatzen (Studie Straubhaar). Dann waren mittels berechenbarer Gleichgewichtsmodelle die 
wirtschaftlichen Vor- und Nachteile zu bestimmen, die sich langfristig - nach allen Anpas-
sungen hinsichtlich Handel, Steuern, Wahrung - in den einzelnen Bereichen der Wirtschaft 
einstellen (Studien LEA und ECOPLAN). Ausgehend von vorgegebenen Effizienzgewinnen 
war schliesslich der Anpassungsprozess selbst zu modellieren (Studien KOF und BAK). 

Urn zu den vorliegenden Resultaten zu gelangen, bedurfte es eines grossen Einsatzes aller 
beauftragten Institute. Sie mussten die vielfaltigen Implikationen eines Beitritts herausarbei-
ten und zu einem Gesanntbild zusammenzufugen. Berucksichtigung finden konnten dabei 
nur die quantifizierbaren Effekte. Die Art der durchgefuhrten Untersuchungen entspricht dem 
modernsten Kenntnisstand in Sachen Modellierung von lntegrationsprozessen und wider-
spiegelt die laufende Weiterentwicklung der Analysetechniken. Auch fanden sich die Institute 
zu einer weitgehenden Zusammenarbeit bereit, indem sie sich wechselseitig Ober ihr Vorge-
hen informierten und ihre Resultate austauschten. Hervorzuheben ist ihre Bereitschaft, ihr 
Vorgehen offenzulegen, urn die erhaltenen Ergebnisse verstandlich zu machen. Es ergaben 
sich so fur alle Beteiligten sehr anregende Diskussionen. Wir hoffen, dass sich diese Dis-
kussion durch die Veroffentlichung nun auf breiterer Basis fortsetzt. 

Fur die geleistete Arbeit und die gute Zusammenarbeit m6chten wir alien Auftragnehmern 
unseren herzlichen Dank aussprechen. 
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KURZZUSAMMENFASSUNG 

Die arbeitsmarktlichen Auswirkungen eines EU-Beitritts gehoren zu den wesentlichen 

Konfliktpunkten der europapolitischen Diskussion in der Schweiz. Vor allem die Folgen einer 

Freiziigigkeit der Arbeitskrafte gegentiber EU-Angehorigen liefem Anlass zu Sorge. 

Die nachfolgende Studie "Integration und Arbeitsmarkt - Auswirkungen einer Annaherung der 

Schweiz an die Europaische Union" liefert theoretische Argumente und empirische Belege 

weshalb eine gegenseitige Offnung der Arbeitsmarkte und eine reziprok gewahrte 

Personenfreiziigigkeit auch und gerade im Interesse der Schweiz ist. 

• Weder wiirde eine starke Einwanderung in die Schweiz ausgelost, noch waren emn 

genereller Druck auf das Schweizer Lohnniveau oder em n Ansteigen der Arbeitslosigkeit 

zu befiirchten. 

• Plausibilitatsiiberlegungen lassen eine Obergrenze des Einwanderungspotenzials von 

(netto) jahrlich 10'000 EU-Angehorigen vermuten. Eine hohere Wahrscheinlichkeit hat 

jedoch die Erwartung, dass das Einwanderungspotenzial (netto) weniger als 8'000 EU-

Angehorige pro Jahr erreichen diirfte (netto bedeutet Einwanderung minus 

Ruckwanderung). 

• Ubergangsfristen sollten bei den Verhandlungen nicht iiberbewertet werden. Sie sind 

weder notwendig (da das Einwanderungspotenzial eh gering ist) noch sinnvoll (da die 

Schweiz von einem Gemeinsamen Arbeitsmarkt lieber fither als spater profitieren 

sollte). 

Das starkste Einwanderungspotenzial ware aus der unmittelbaren Nachbarschaft der 

Schweiz zu erwarten (Deutschland und Frankreich). Diese "intra-industrielle" 
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Migration diirfte aber kaum mehr etwas mit der klassischen Gastarbeiterwanderung von 

unqualifizierten „Blue collar workers" zu tun haben. Vielmehr ware diese Migration 

eine grenziiberschreitende Mobiliteit innerhalb eines "natiirlichen" Arbeitsmarktes. 
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0. EINFUHRUNG 

0.1 Problemstellung 

Die arbeitsmarktlichen Auswirkungen eines EU-Beitritts gehoren zu den wesentlichen 
Konfliktpunkten der europapolitischen Diskussion in der Schweiz. Vor allem die Folgen einer 
Freiztigigkeit der Arbeitskrafte gegentiber EU-Btirger(inne)n liefern Anlass zu Sorge. Die 
"eberfremdungsangste" waren em n entscheidendes Element ftir die Ablehnung eines Beitritts 

135 der Schweiz zum Europaischen Wirtschaftsraum (EWR) in der Volksabstimmung vom 
6.12.1992. Eine Mehrheit der Schweizer(innen) beftirchtete, eine gegenseitig gewahrte 
Freiziigigkeit wiirde zu einer iiberbordenden Zuwanderung von EU-Angehorigen fiihren. 
Lieber wurde der Weg tiber bilaterale Verhandlungen mit der EU in Kauf genommen, als dass 

137 
die Grenzen far EU-Arbeitskrafte im Rahmen eines EWR (mit langen  Obergangsfristen) 
geoffnet worden waren. 

138 Wieweit sind die "eberfremdungsangste" stichhaltig? Welche Reaktionen ergeben sich bei 
einer Annaherung und einer gegenseitigen Freiztigigkeit mit der EU auf das 

139 Einwanderungspotenzial nach der Schweiz? Wie wird sich der EU-Arbeitsmarkt 
weiterentwickeln (Stichworte: EU-Osterweiterung, Globalisierung) und welche 
Rtickwirkungen zeigen sich fiir die Schweiz? Diese Fragen stehen im Z,entrum dieser Studie 
zu den arbeitsmarktlichen Folgen einer EU-Annaherung der Schweiz. 

0.2 Zielsetzung 

Die folgende Studie will die arbeitsmarktlichen Folgen einer Annaherung der Schweiz an die 
EU einerseits aus einer quantitativen und andererseits aus einer qualitativen (okonomischen) 
Perspektive beurteilen. Insbesondere sollen zwei Fragen beantwortet werden: 

1. Wieviele EU-Angehorige werden als Folge einer Freiztigigkeitsregelung aus der EU 
nach der Schweiz wandern wollen? 

2. Welche makrookonomischen Konsequenzen ergeben sich aus der moglich werdenden 
Personenfreiztigigkeit zwischen der Schweiz und der EU? 

0.3 Inhalt, Vorgehen und Methode 

Die Studie behandelt die EU-Personenfreiziigigkeit und deren Auswirkungen fur die Schweiz. 
Es wird untersucht, wie sich die Freiztigigkeit innerhalb der EU historisch ausgewirkt hat und 
welche quantitativen und qualitativen Effekte ftir die Schweiz zu erwarten waren, wenn die 
Schweiz und die EU eine gegenseitige Personenfreiziigigkeit vereinbaren. Dazu werden 
Hypothesen der okonomischen Integrationstheorie empirischen Erfahrungen gegentiber-
gestellt, urn daraus Prognosen zu formulieren. 

Tabelle A 3.4 Veranderung der Zahl der Auslander zwischen 
1987 und 1995 in 11 EU-Staaten 

Tabelle A 3.5 Arbeitskrafte in den EU-Mitgliedstaaten nach 
Nationalitat, Geschlecht und Alter 1995 

Tabelle A 3.6 Arbeitskrafte nach Nationalitat, Geschlecht und Alter 

Tabelle A 3.7 Anzahl der auslandischen Arbeitskrafte nach Aufnahme-
und Herkunftsland (Nationalitat) 1995 

Tabelle A 3.8 Grate Auslandergruppen nach Nationalitat 
und ihre Anteile an alien Auslandern 1995 

Tabelle A 3.9 Entwicklung der auslandischen Bevolkerung 1983-95 

Tabelle A 3.10 Entwicklung der Anteile der auslandischen Bevolkerung 
an der Gesamtbevolkerung 1983-95 

Tabelle A 3.11 Entwicklung der auslandischen Arbeitskrafte 1983-95 

Tabelle A 3.12 Entwicklung der Anteile der auslandischen Arbeitskrafte 
(an alien Arbeitskraften) 1985-95 

Tabelle A 3.13 Asylbewerber in der EU und in der Schweiz 1985-1997 

Tabelle 4.A1 Wanderung von Griechenland nach Deutschland 1988 - 1996 

Tabelle 4.A2 Wanderung von Portugal nach Deutschland 1988 - 1996 

Tabelle 4.A3 Wanderung von Spanien nach Deutschland 1988 - 1996 

Tabelle 4.A4 Wanderung von Grossbritannien nach Belgien 1991 - 1996 

Tabelle 4.A5 Wanderung von Finnland nach Danemark 1990 - 1995 

Tabelle 4.A6 Wanderung von Schweden nach Danemark 1990 - 1995 

Tabelle 4.A7 Wanderung von Italien nach Deutschland 1988 - 1996 

Tabelle 4.A8 Wanderung von Deutschland nach den Niederlanden 1990 - 1996 

Tabelle 4.A9 Wanderung von den Niederlanden nach Belgien 1991 - 1996 

Tabelle 4.A10 Wanderung von Frankreich nach Belgien 1991 - 1996 

132 

133 

134 

136 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

146 

147 

148 

149 

150 

151 
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Zundchst wird eine aktuelle Darstellung der europarechtlichen Rahmenbedingungen im 

Bereich des Personenverkehrs geliefert. In einem zweiten Teil wird der theoretische 

Kenntnisstand zum Thema "Integration und Arbeitsmarkt" wiedergegeben. Der dritte Teil 

prasentiert die bisherigen empirischen Erfahrungen innerhalb der EU. Insbesondere sollen 

auch die Ergebnisse anderer ehemaliger EFTA- und heutiger EU-Lander (Finnland, 

Schweden, Osterreich) eingearbeitet werden, urn daraus RUckschlUsse fiir die Schweiz zu 

gewinnen. Der vierte Teil geht auf das Einwanderungspotenzial em, das bei einem EU-Beitritt 
der Schweiz geschaffen wiirde. Der ftinfte Teil zieht die wirtschaftspolitischen Konsequenzen. 
Ein letzter Teil fasst die wesentlichen Ergebnisse zusammen. 

Nach dem erfolgreichen Abschluss der bilateralen Verhandlungen zwischen der Schweiz und 
der EU am 10. Dezember 1998 wird in der nachfolgenden Studie darauf verzichtet, 
verschiedene Integrationsszenarien zu unterscheiden. Die im Rahmen der bilateralen Vertrage 
vereinbarte Regelung im Bereich des Personenverkehrs erfiillt bereits die wesentlichen 
Elemente einer arbeitsmarktlichen Freiziigigkeit, die sich auch mit einem EU-Beitritt ergeben 
wUrden. Zwar behalt die Schweiz die Kontrolle Uber die EU-Zuwanderung wahrend 12 Jahre, 
und gegebenenfalls konnte eine "zu massive" Einwanderung unterbunden werden. In der 
ersten Phase von fUnf Jahren werden jedoch die Aufenthalts- und Arbeitsbedingungen fiir EU-
Angehorige in der Schweiz in einem Masse verbessert, das der EU-Personenfreiziigigkeit 
entspricht. Damit unterscheiden sich de facto die bilateralen Abkommen nicht mehr von 
einem EU-Beitritt. 

Fiir eine quantitative Abschatzung des Einwanderunspotenzials nach der Schweiz und die 
qualitative Analyse der okonomischen Folgen ist unerheblich, ob die Personenfreiziigigkeit 
im Rahmen des bilateralen Vertrages oder eines EU-Beitritts gewahrt werden wird. Die 
Notbremse einer im bilateralen Abkommen moglich bleibenden Kontingentierung und die 
Moglichkeit einer Kundigung des bilateralen Abkommens sind de jure von Relevanz. De facto 
werden sie sich nicht auf das Einwanderungspotenzia/ auswirken (sondem hochstens auf die 
tatstichlich moglich werdenden Wanderungsbewegungen). Somit gelten die Ergebnisse dieser 
Studie sowohl fiir die Evaluation der bilateralen Abkommen als auch eines weiterfiihrenden 
Integrationsabkommens mit der EU. 

Der Grundlagenteil der Studie (Teile 1-3) stellt theoretische Zusammenhange in allgemein 
verstandlicher Form dar. Auf eine tiefergehende Wiedergabe komplexerer Modell-
spezifikationen wird verzichtet.1  Im Kernteil der Studie - bei der Abschatzung des 
Einwanderungspotenzials in Teil 4 - stUtzen sich die Berechnungen auf einfache 
Plausibilitatsiiberlegungen, die historische Erfahrungen innerhalb der EU auf die Schweiz 
iibertragen. Die wirtschaftspolitischen Konsequenzen des Teil 5 sind starker qualitativ 
orientiert. Starker quantitativ orientierte Folgerungen finden sich in den andern Hintergrunds-

studien zum Integrationsbericht 1999. 

I	 Die theoretischen Hintergrundsinformationen werden in Fischer/Straubhaar (1994) ausfiihrlich dargelegt und 
diskutiert. 
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1. RAHMENBEDINGUNGEN 

Die Politik der EU und ihrer Mitgliedslander im Bereich der Personenfreiziigigkeit, der 
Arbeitskraftewanderung und der Migrationspolitik gegentiber Nicht-EU-Landern ist in den 
letzten Jahren durch einige sehr weitreichende Anderungen gekennzeichnet. Zwei wesentliche 
Tendenzen sind charakteristisch: 

1. Im Innern ist die FreizUgigkeit fur die EU-BUrger(innen) noch einmal ausgeweitet 
worden. War die Freiziigigkeit urspriinglich auf Arbeitskrafte beschrankt (Art. 48 EGV), 
ist sie mittlerweilen zu einer mehr oder weniger generellen Personenfreiztigigkeit, 
weiterentwickelt worden. Diese Tendenz wird in Abschnitt 1.1 kurz nachgezeichnet. 

2. Gegeniiber aussen ist die national unterschiedliche Migrationspolitik durch eine 
vergemeinschaftete EU-Einwanderungspolitik abgelost worden. Diese Entwicklung wird 
in Abschnitt 1.2 beschrieben. 

Abschnitt 1.3 bietet einen kurzen Ausblick auf weitere zu erwartende Entwicklungen im 
Bereich der PersonenfreizUgigkeit, der Arbeitskraftewanderung und der Migrationspolitik 
gegentiber Nicht-EU-Landern. 

1.1 EU-Personenfreizfigigkeit als Grundrecht 

Der freie Personenverkehr ist em n Grundrecht der Europaischen Gemeinschaft.2  Er ist seit den 
EWG-Vertragen vom 25.3.1957 (dort Art. 3, Buchstabe c) und der Einheitlichen 
Europaischen Akte vom 28.2.1986 (Erganzung des EWG-Vertrages urn Art. 8a) fester 
Bestandteil des europaischen Einigungsprozesses. EU-Angehorige sollen innerhalb des 
Raumes der EU den Ort ihrer Tatigkeit und/oder ihren Wohnort unabhangig von ihrer 
Staatsangehorigkeit frei bestimmen k6nnen. 

Mit der Vertragsrevision vom 7.2.1992 (Vertrag von Maastricht, EUV) wird die 
"Unionsbargerschaft" eingefiihrt (Art 8 EGV). Wer die Staatsangehorigkeit eines EU-
Mitgliedstaates besitzt, ist demgernass automatisch auch UnionsbUrger(in). Um 
"Missverstandnisse" zu vermeiden, wird Art. 8 EGV (Absatz 1) im Vertrag von Amsterdam 
weiter prazisiert: "Die UnionsbUrgerschaft erganzt die nationals StaatsbUrgerschaft, ersetzt sie 
aber nicht." Mit der UnionsbUrgerschaft sind verschiedene Rechte (und Pflichten) verbunden - 
so das Recht, sich im ganzen Raum der EU frei zu bewegen sowie aufzuhalten und das nach 
Wohnsitz (und nicht nach Nationalitat) gewahrte aktive und passive Wahlrecht bei 
Kommunalwahlen und bei Wahlen zum Europaischen Parlament. 

2  Dietrich (1995, insbesondere S. 170-186) weist - auch mit Blick auf die Rechtsprechung des EuGH - 
iiberzeugend nach, dass es sich bei der Freiziigigkeit urn em echtes Grundrecht handelt. 
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DIE EU-FREIZUGIGKEITSREGELUNG 

Der freie Personenverkehr ist eine der vier Freiheiten des europaischen Binnenmarktes. Er umfasst die 
Freiziigigkeit der unselbstandigen Arbeitnehmer, das Niederlassungsrecht und, unter bestimmten Bedingungen, 
die Freiziigigkeit der Nichterwerbstatigen. Zweck dieser Freiheit ist es, den EU-Biirger(inne)n zu ermoglichen, 
den Ort ihrer Tatigkeit und/oder ihren Wohnort unabhangig von ihrer Staatsangehorigkeit zu bestimmen. Die 
Personen-verkehrsfreiheit ist eines der wichtigsten Elemente zur Erreichung der im Vertrag fiber die Europaische 
Gemeinschaft festgescluiebenen Ziele. LeitgedanIce dieser Freiheit ist die grosstmogliche Gleichbehandlung der 
EU-Angehorigen in den Mitgliedstaaten gemass dem in Art. 6 EGV stipulierten Prinzip der 
Nichtdiskriminierung. Erganzt wird das Freiziigig-keitsrecht durch Bestimmungen zur Koordination des 
Sozialversicherungsrechts der Mitgliedstaaten sowie iiber die gegenseitige Anerkennung von Diplomen und 
Berufserfahrung. In den Genuss der Freiziigigkeitsrechte gelangen stets auch die Familienangehorigen der die 
Freizagigkeit beanspruchenden Arbeitnehmer und Selbstandigen. 

Koordination der Sozialversicherungssysteme: Damit die Freiziigigkeit auch wirklich spielen kann, muss 
sichergestellt sein, dass ihre Ausiibung nicht zum Verlust von Sozial-versicherungsanspriichen fiihrt. Die 
Gemeinschaft hat sich zu diesem Zweck em n Koordinationsrecht gegeben. Ohne die nationalen Vorschriften zu 
harmonisieren, garantiert es mittels Koordinationsregeln, dass die Zusammenrechnung samtlicher in den anderen 
Mitgliedstaaten erftillten Versicherungszeiten und die Zahlungen an Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnen, gewahrleistet sind. 

Diplomanerkennung: Vereitelt wird die Freiziigigkeit auch dann, wenn die Diplome, deren Besitz em n bestinunter 
Mitgliedstaat fiir den Zugang zu einer Tatigkeit weiterhin verlangen kann, von einem anderen Mitgliedstaat nicht 
anerkannt werden. Die Mitgliedstaaten haben sich deshalb auf Regeln zur Anerkennung von 
Ausbildungsabschliissen und der Berufserfahrung verstandigt. In einer ersten Phase beschritten sie dabei den 
Weg sektorieller Spezialrichtlinien, worm n sie Massnahmen entweder zur Erleichterung der Anerkennung der im 
Herkunftsstaat erworbenen Berufspraxis (namentlich industrielle, gewerbliche oder kaufmannische Tatigkeiten) 
oder zur Harmonisierung der Bedingungen fiir die Berufsausiibung und Ausbildung (insbesondere Berufe des 
Gesundheitswesens) festlegten. Diese aufwendige Losung wurde spater zugunsten der allgemeinen, auf dem 
Prinzip des gegenseitigen Vertrauens beruhenden, Anerkennung der Ausbildung der Partnerstaaten aufgegeben 
(z.B.: 1. und 2. allg. Richtlinie iiber die Anerkennung der Hochschuldiplome). 

Queue: http://www.europa.admin.ch/d/int/fs.htm 

Die Unionsbiirgerschaft kann als logische Fortsetzung der Personenfreizilgigkeit interpretiert 

werden. Die urspriinglich okonomisch motivierte Freiziigigkeit der Arbeitskrafte hat sich 

endgiiltig emanzipiert. Sie wird nun als politisches Grundrecht verstanden. Wer tiber eigene 

finanzielle Mittel verfiigt und nicht dem Sozialsystem des Gastlandes zur Last fallt, soil sich 

innerhalb des EU-Raumes frei und ungehindert bewegen dilrfen. Studierende, im Ruhestand 

lebende Rentner(innen) und Selbstandigerwerbende hatten fiir dieses politische Grundrecht 

vor dem EuGH gestritten und so die Bahn fir eine generelle Freiziigigkeit gebrochen. 

Hier sei aber auch daran erinnert, dass die EG-Freiztigigkeit nicht fur Arbeitslose gilt. 

Arbeitslose diirfen zwar in anderen EU-Landem nach einer Erwerbstatigkeit suchen und sich 

zu diesem Zweck auch in andere Mitgliedstaaten begeben. Sie erlangen aber dadurch keine 

Anspriiche auf irgendwelche finanzielle Unterstiitzung durch das (temporare) Aufnahmeland. 

Nach den sozialversicherungsrechtlichen Grundsatzen der EU sind Erwerbstatige in jenem 

Land sozialversichert, in dem sie leben und arbeiten. Soziale Leistungsanspriiche erwirbt nur,  

wer durch eine Erwerbstatigkeit im Aufnahmeland auch in die dortigen Sozialkassen 
eirigezahlt hat. 

KEINE WANDERUNG DER ARBEITSLOSEN 

Ein portugiesischer Bauarbeiter habe in Deutschland ftir eine deutsche Baufirma gearbeitet und werde dam 
arbeitslos. Dann hat er genau die gleichen Rechte auf Arbeitslosenunterstiitzung wie seine deutschen Kollegen, 
die ebenfalls arbeitslos werden. Er kann diese Rechte aber nur in Deutschland geltend machen, denn 
Leistungsanspriiche bestehen allein in jenem Land, in dem der Erwerbstatige zuletzt versichert war. Ein Bezug in 
einem anderen EU-Land ist somit nicht moglich - auch nicht, wenn er nach Portugal zuriickkehren wiirde. Eine 
"Wanderung von Arbeitslosen" wird also dadurch unterbunden, dass die Arbeitslosenunterstiitzung 
"normalerweise" nicht in einem anderen EU-Land ausbezahlt wird. Ein Arbeitsloser kann unter bestimmten 
Voraussetzungen lediglich dam weiterhin die Arbeitslosenunterstiitzung seines vorherigen Wohnsitzlandes 
beziehen, wenn der Aufenthalt von hochstens drei Monaten in einem anderen Mitgliedstaat zwecks Arbeitssuche 
genehmigt worden ist. 

Mit dem gleichen Grundsatz, dass Sozialversicherungsschutz nur im Land des Wohnsitzes 
und des Arbeitsplatzes besteht, wird auch em n "Sozial-Leistungs-Tourismus" unterbunden. 
Ansprtiche an die Arbeitslosenversicherung entstehen allein aus vorherigen 
Beitragszahlungen. Haben Arbeitskrafte im Laufe ihres Lebens in mehreren EU-
Mitgliedstaaten gearbeitet und in die dortigen Sozialkassen eingezahlt, werden 
Versicherungsanspriiche gegenseitig angerechnet, so dass keine Deckungsliicken entstehen 
und keine Versicherungszeiten verloren gehen.3 

"SOZIAL-LEISTUNGS-TOURISMUS": KEIN WIRKLICHES THEMA 

Der "Sozial-Leistungs-Tourismus" innerhalb der EU von EU-Biirger(innen) ist weitgehend ausgeschlossen. Das 
Freiziigigkeitsrecht darf im wesentlichen nur beanspruchen, wer iiber eigene finanzielle Mittel verfiigt oder wer 
durch friihere Einzahlungen em n Anrecht auf Versicherungsleistungen oder soziale Transfers des bisherigen 
Wohnsitzlandes erworben hat. Eine Wanderung der Arbeitslosen und Sozialhilfeempfanger ist mit dieser 
Regelung weitgehend verhindert. Eindeutig ist, dass das Heimatland als „Letzter Hafen" zu dienen hat. 
Gastlander sind nicht zu Unterstiitzungszahlungen verpflichtet, wenn Anspriiche nicht durch vorherige 
Leistungen erworben worden sind. Die de jure an sich klare Rechtslage schliesst nicht aus, dass faktisch eine 
tatsachliche Riickfiihrung von Sozialhilfesuchenden nicht immer durchsetzbar oder zumindest mit relativ hohen 
Vollzugskosten verbunden sein diirfte. Gerade wenn Sozialhilfesatze fiir Notleidende und nicht mehr 
Versicherungsfahige (Langzeits-arbeitslose, Ausgesteuerte) von EU-Land zu EU-Land stark divergieren, sind 
Anreize fur eine Trittbrettfahrer-Wanderung gegeben. Allerdings zeigt die bisherige EU-Erfahrung, dass - von 
Einzelfdllen abgesehen - der "Sozialhilfe-Tourismus" von EU-Biirger(inne)n weder quantitativ noch in der 
sozialpolitischen Diskussion em n Thema war. 

Seit dem 1. April 1998 gibt es zwischen Deutschland, Osterreich und Italien keine 
Grenzkontrollen mehr. Der Abbau der Schlagbaume an den Binnengrenzen der Europaischen 
Union (EU) steht als Symbol ftir die Umsetzung des Amsterdamer Vertrags vom Juni bzw. 
Oktober 1997. Mit dem Vertrag von Amsterdam wurde die EU (ohne Grossbritannien und 

3 Fur die rechtlichen Einzelfragen der EG-Freiziigigkeit vgl. insbesondere Siche (1994, 1988). 
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EINWANDERUNGSWILLIGE 

EINWANDERUNG: 
Grenzkontrolle in Ordnung? 

JA NON 

Legale Illegale 
Einwanderung Einwanderung 

AUFENTHALT: 
Aufenthaltspapiere in Ordnung? 

JA NEIN 

Legaler Illegaler 
Aufenthalt Aufenthalt 

ERWERBSTATIGKEIT: 
Arbeitspapiere in Ordnung? 

NEN 

Legale 
Beschaftigung 

  

 

Illegale 
Beschaftigung 

  

Schwarzarbeit 

E
X

T
E

R
N

E
 K

O
N

T
R

O
L

L
E

 
IN

T
E

R
N

E
 K

O
N

T
R

O
L

L
E

 

JA 

Irland, daftir mit Norwegen und Island) zu "Schengenland", also einem Binnenmarkt mit 

einem freien Personenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten. Und hier entstand und besteht 

em n Dilemma: Weil ohne Ausweiskontrolle nicht erkannt werden kann, ob em n EU-

Angehoriger oder em n Angehoriger eines Drittstaates die innereuropaischen Grenzen 

tiberqueren will, gibt es nur em n Alles oder Nichts. Entweder werden alle oder niemand 

kontrolliert. Will die EU auf eine Kontrolle ihrer Angehorigen verzichten, muss sie 

zwangslaufig auf Personenkontrollen an den Binnengrenzen generell verzichten. Damit muss 

faktisch das Recht der Personenfreiztigigkeit auch ftir Nicht-EU-Angehorige gelten. 

Schweizer werden beim deutsch-franzosischen Grenztibertritt auf der Europa-Brticke 

Kehl/Strassburg beispielsweise ebenso wenig kontrolliert werden wie Einheimische. So wird 

verstandlich, dass wirkliche Personenfreizugigkeit im Innern untrennbar mit gemeinsamen 

Regeln beim Eintritt an den Aussengrenzen der EU verbunden ist. Genau dieser Logik 

entsprechen weitere Neuerungen, die mit dem Amsterdamer Vertrag in den nachsten flint. 

Jahren gtiltig werden. 

1.2 EU-Migrations-Aussenpolitik 

In der offentlichen Diskussion in der EU ist die innergemeinschaftliche Personenfreiztigigkeit 

kein Thema mehr. Die Migration innerhalb der EU-Lander wird als selbstverstandliche 

Mobilitat verstanden, die es den EU-Btirger(inne)n erlaubt, sich frei und nach eigenen 

Wtinschen zwischen Stockholm und Palermo, Lissabon und Berlin zu bewegen und zu 

arbeiten. Denkbare Missbrauchsmoglichkeiten mogen zwar in Einzelfallen "genutzt" werden. 

Bei 380 Millionen EU-Biirger(inne)n bleiben das (illegale) Erschleichen von 

freiztigigkeitsbezogenen Sozialleistungen oder das (missbrauchliche) Ausnutzen von 

Gesetzeshicken im Bereich der Personenfreiziigigkeit jedoch die anekdotischen Ausnahmen. 

Migrations"probleme" zeigen sich in der EU bei den Fragen, wer von aussen in die EU 

einwandern, in der EU bleiben und arbeiten darf. Werden diese Probleme allein schon auf 

nationaler Ebene kontrovers diskutiert, wird es noch einmal schwieriger auf EU-Ebene einen 

Konsens zu finden. Die Schwierigkeiten werden zusatzlich verscharft, weil die politisch 
einigermassen steuer- und kontrollierbare wirtschaftlich orientierte Einwanderung in die EU 

immer mehr durch Wanderungsbewegungen aus humanitaren Griinden (Asylsuchende, 

Fltichtlinge, Familienzusammenftihrungen) und durch illegale Migrationsaktivitaten ersetzt 

worden ist. Je strikter die EU-Lander ihre Fronatiren des legalen (arbeitsmarktlichen) Eintritts 

geschlossen haben, desto starker wurden die Seitenttiren (Familiennachzug, humanitare 

Griinde) oder die Hinterttiren (illegaler Eintritt) genutzt. 

Illegale Migration hat verschiedene Gesichter (vgl. Abbildung 1.1). Im Vordergrund des 

medialen Interesses mogen die oft spektakularen Versuche sein, unerlaubterweise die 

Aussengrenzen der EU zu tiberqueren. Professionelle Schlepperorganisationen schleusen 

Einwanderungswillige in die EU. Menschen versuchen, mit Booten Fliisse oder Meerengen zu 

iiberqueren und Stacheldrahtzaune zu tiberklettern, um Grenzkontrollen zu umgehen. Die 
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Bilder sind eingangig und beangstigend: Fiir die Einheimischen, weil sie einen Ansturm 
visualisieren, dem kaum standgehalten werden kann und ftir die Auslander, weil die 
Ziellander mehr oder weniger gut befestigten Bollwerken gleichen. 

Abbildung 1.1: Formen der „illegalen" Migration 

Queue: Eigene Darstellung. 
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Rein quantitativ und auch bezuglich der tikonomischen Konsequenzen weit gewichtiger sind 
der illegale Aufenthalt und die illegale Beschaftigung von Auslander(inne)n, die mit giiltigen 
(Ein-)Reisedokumenten die EU-Aussengrenzen ganz legal passiert haben. Tourist(inn)en, 
Visabesitzer, Werkarbeiter(innen), saisonale Arbeitslcrafte und Gewalffitichtlinge bleiben in 
den EU-L5ndern, obwohl die Aufenthaltserlaubnis erloschen ist. Hier geht es nicht mehr urn 
Grenzkontrollen, sondem urn eine (generelle) Personenkontrolle. Dazu bedarf es aber in 
vielen EU-Landern eines besonderen Anlasses (Verdachtsmoment uam). In Deutschland 
wurde es beispielsweise erst 1998 moglich, Personen auf Bahnhofen und offentlichem Grund 
(beispielsweise Strassen) ohne nahere Begriindung generell zu kontrollieren, um die Legalitat 
des Aufenthaltes festzustellen. 

Aus okonomischer Sicht diirfte entscheidend sein, in welchem Ausmasse auslandische 
Arbeitskrafte illegalerweise einer Beschaftigung nachgehen. Hier liegt das pigentliche 
(okonomische) Problem. Illegal Beschaftigte verletzen die arbeitsmarktlichen Rahmen-
bedingungen. Sie bezahlen keine Steuern und Sozialabgaben. Ihre Arbeitsbedingungen 
verletzen die giiltigen Vorschriften. Alles in allem sind sie eine Herausforderung und 
Provokation des Rechtsstaates (ftir eine vertiefte Analyse der illegalen Migration vgl. 
Jahn/Straubhaar 1999). 

Zumindest was die Grenzkontrollen betrifft, sind die Herausforderungen der illegalen 
Einwanderung kaum mehr mit nationalstaatlichen Massnahmen zu meistern. In einer Welt mit 
standig sinkenden Transportkosten und entsprechend steigender Reisetatigkeit werden 
(nationale) Grenzkontrollen immer kostspieliger. Oberspitzt formuliert, steht der 
Selektionsaufwand (das heisst, das Herausfiltern der illegalen Grenztiberquerungen) nicht 
mehr in einem verniinftigen Verhaltnis zum "Erfolg" (weil die weitaus meisten 
Grenzubertritte legale Schritte von Geschaftsleuten, Touristen und Grenzgangern sind). Auch 
die Kontrolle der Aussengrenzen durch (Miliz-)Soldaten kann kaum eine dauerhafte 
Problemlosung sein. Somit hat sich schon seit einiger Zeit auch im politischen Umfeld die 
Oberzeugung durchgesetzt, dass die Fragen der Einwanderung, des Visa- und Asylverfahrens 
sowie die Herausforderungen der illegalen Migration nicht mehr im nationalstaatlichen 
Alleingang zu behandeln seien. Die Abkommen von Dublin und von Schengen waren die 
logische Konsequenz dieser Erkenntnis [zu den Abkommen von Schengen und Dublin und zu 
deren Konsequenzen fiir die Schweiz vgl. Integrationsbtiro EDA/EVD (1998)]. 
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DER SCHENGEN-BESITZSTAND ALS BESTANDTEIL DES VERTRAGS VON AMSTERDAM 

Die Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik und Frankreich haben am 
14.6.1985 in Schengen das erste Ubereinkommen betreffend den schrittweisen Abbau der Personenkontrollen an 
i.hren gemeinsamen Grenzen (Schengen I) unterzeichnet. Am 19.6.1990 wurde Schengen II zur Umsetzung des 
Ubereinkomrnens von 1985 von Belgien, Deutschland, Franlcreich, dem GroBherzogtum Luxemburg und den 
Niederlanden ..unterzeichnet; aul3erdem wurde em n ExekutivausschuB eingesetzt. Mittlerweile sind folgende 
Lander den Ubereinkommen beigetreten: Italien (Unterzeichnung am 27.11.1990), Spanien und Portugal 
(25.6.1991), Griechenland (6.11.1992), Osterreich (28.4.95), Finnland, Schweden und Danemark (19.12.1996), 
wobei Danemark das Ubereinkommen nicht ratifiziert hat. 

Dank der Ubereinkommen von Schengen gibt es an den Grenzen mehrerer Lander bereits heute keine 
Personenkontrollen mehr. Die Ubereinkommen haben sich bewahrt und wurden in den Vertrag von Amsterdam 
aufgenommen. Für bestirrunte Mitgliedstaaten sind aber nach wie vor Ausnahmeregelungen moglich. 

Die Ubereinkommen wurden von den Regierungen urspriinglich auBerhalb des EG-Rahmens geschlossen. Da es 
zum Zeitpunkt der Aushandlung dieser Ubereinkommen aus politischen Grtinden nicht moglich war, auf EG-
Ebene einen Abbau der Grenzkontrollen in Angriff zu nehmen, haben einige Lander die Vorreiterrolle 
iibernonunen. In der Zwischenzeit haben sich die Gegebenheiten so geandert, daB der gesamte "Schengen-
Besitzstand" in den Rahmen der Europaischen Union einbezogen und in Form der nachstehenden Bestimmungen 
in den Vertrag von Amsterdam aufgenommen werden konnte. Das bedeutet: 

• die Zusammenarbeit der 13 Staaten, die das Ubereinkommen von Schengen unterzeichnet haben, erfolgt 
innerhalb des institutionellen und rechtlichen Rahmens der Europaischen Union. Der Ministerrat tritt an die 
Stelle des vorgenannten Exekutivausschusses; das Schengen-Selcretariat wird in das Generalsekretariat des 
Rates eingegliedert, was eine administrative Erleichterung bedeutet; 

• der Vertrag von Amsterdam anerkennt die Sonderstellung des Vereinigten Konigreichs und Irlands, die die 
Ubereinkommen von Schengen nicht unterzeichnet haben. Die beiden Lander sind •berechtigt, weiterhin 
Kontrollen an ihren Grenzen durchzufiihren; gleichzeitig konnen sie jederzeit beantragen, daB einzelne oder 
samtliche Regelungen auch auf sie Anwendung finden; 

8 der Vertrag sieht auch ftir Danemark Sonderregelungen vor; 
• der Schengen-Besitzstand ist von alien Beitrittskandidaten vollstandig zu iibernehmen; 
• obwohl Norwegen und Island keine Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind, haben sie am 19.12.1996 

das Ubereinkommen von Luxemburg (zusammen mit Danemark, Finnland und Schweden) unterzeichnet. Ab 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen-Besitzstands in den Rahmen 
der Europaischen Union wird der Ministerrat mit Norwegen und Island em n gesondertes Abkommen 
schlieBen, in dem die entsprechenden Verfahren fur die Durchfiihrung des Schengen-Besitzstandes festgelegt 
werden. 

• Dariiber hinaus sieht der Vertrag von Amsterdam vor, daB der Ministerrat innerhalb von flinf Jahren nach 
Inlcrafttreten des Vertrags alle erforderlichen MaBnahmen erlal3t, um den ungehinderten 
Personenreiseverkehr und den volligen Abbau der Personenkontrollen sowohl fiir die Burger der Union als 
auch fiir Angehorige von Drittlandern zu gewahrleisten. Das bedeutet, daB es in fiinf Jahren keine Kontrollen 
mehr an den Binnengrenzen der Union geben wird; bis zu diesem Zeitpunkt aber erfordern die Beschhisse 
des Rates Einstimmigkeit. 

• Die Regierungen haben sich auf em n gemeinsames Vorgehen in den Bereichen Asylpolitik, Einwanderung 
und Kontrolle an den AuBengrenzen der Union geeinigt. Durch wirksamere Kontrollen an den AuBengrenzen 
wird es moglich sein, die Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen zu lockern und so den freien 
Personenverkehr zu erleichtern. 

Queue: http://www.europa.eu.int/abc/obj/amst/de/qa.htm 
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Der EU-Vertrag von Amsterdam libernimint den "Schengen-Besitzstand" integral in den 

Rahmen der Europaischen Union. Zudem wird der EG-Vertrag um einen Titel Dia "Visa, 

Asyl, Einwanderung und andere Politiken betreffend den freien Personenverkehr" erganzt 

(Artikel 73 i bis q). Beide Massnahmen zusammen wirken gezielt auf eine gemeinsame EU-

Politik der Personenkontrolle an den Aussengrenzen und auf einen volligen Verzicht der 

Personenkontrollen im innern und zwar sowohl fiir die Unionsbiirger(innen) als auch fiir 

Angehorige von Drittlandem. 

Der Amsterdamer Vertrag vereinheitlicht die Personenkontrollen beim Eintritt nach 

Schengenland. Er regelt EU-weit die Erteilung von Einreisegenehmigungen sowie von 

Einwanderungsfragen. Ebenso wird das Asylverfahren in alien EU-Mitgliedstaaten 

weitgehend vereinheitlicht und insbesondere sichergestellt, dass em n Asylsuchender innerhalb 

der EU nur einmal einen Aufnahmeantrag stellen kann. Schliesslich regelt der EU-Vertrag neu 

die Rechte und die Stellung von legal in einem Mitgliedstaat wohnenden Nicht-EU-

Angehorigen, die sich in einem anderen EU-Mitgliedland aufhalten mochten. Im weiteren 

gelten nun gemeinsame Massnahmen zur Bekampfung der illegalen. Einwanderung und des 

illegalen Aufenthalts, einschliesslich der RUckfUhrung illegal eingewanderter Personen. 

DIE EU-MIGRATIONS-AUSSENPOLITIK NACH AMSTERDAM 

Der Vertrag von Amsterdam sieht vor, daB die Europaische Union schrittweise zu einem Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und der Justiz ausgebaut wird. So soil gezielt auf eine gemeinsame europaische Politik an den 
AuBengrenzen hingewirkt werden, die insbesondere die Personenkontrolle und die Erteilung von 
Einreisegenehmigungen sowie Asyl und Einwanderungsfragen regelt. 

Alle Mitgliedstaaten werden innerhalb von fiinf Jahren nach Inlcrafttreten des Vertrags dafiir sorgen, daB 

• an den Binnengrenzen der Union weder EU-Burger noch Drittstaat-Angehorige kontrolliert werden; 

• in bezug auf die AuBengrenzen 
* die Personenkontrollen nach einheitlichen Normen und Verfahren erfolgen, 
* fur geplante Aufenthalte von hochstens drei Monaten einheitliche Visumvorschriften gelten, 

* eine gemeinsame Liste der Drittländer, deren Angehorige em n Visum brauchen, um eine EU-AuBengrenze 

zu passieren, und eine gemeinsame Liste der Drittlander, fur die diese Pflicht nicht gilt, aufgestellt werden. 

AuBerdem miissen die Mitgliedstaaten MaBnahmen ergreifen zur einheitlichen Regelung der 

• Verfahren und Voraussetzungen fiir die Visumerteilung, 

• Visagestaltung, 
• Reisefreiheit von Drittstaat-Angehorigen fUr Aufenthalte von hochstens drei Monaten. 

Diese Verpflichtungen hindern die Mitgliedstaaten nicht daran, mit bestimmten Drittlandern besondere 

Ubereinktinfte abzuschlieBen, solange diese im Einklang stehen mit den Rechtsvorschriften der Europaischen 

Union und anderen auf diesem Gebiet verbindlichen vOlkerrechtlichen Ubereinkommen. 

Asyl: 
Der Vertrag sieht vor, daB Kriterien und Verfahren festgelegt werden sollen, damit bestimmt werden kann, 

welcher Mitgliedstaat fin-  die Priifung eines Asylantrags zustandig ist, den em n Drittstaat-Angehoriger in einem 

Mitgliedstaat gestellt hat. 
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Daneben sollen Mindestnormen erlassen werden fiir 

• die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten, 
• die Anerkennung von Drittstaat-Angehorigen als FlUchtlinge, 
• die Verfahren in den Mitgliedstaaten zur An- oder Aberkennung der Flfichtlingseigenschaft, 
• den vortibergehenden Schutz vertriebener Personen aus Drittlandern, die nicht in ihr Herkunftsland 

zurtickkehren konnen, und von Personen, die aus anderen Griinden internationalen Schutzes bediirfen. 

SchlieBlich miissen laut Vertrag folgende einwanderungspolitische MaBnahmen ergriffen werden: 

• Festlegung der Einreise- und Aufenthaltsvoraussetzungen sowie von Normen fur die Verfahren zur Erteilung 
von langfristigen Visa und Aufenthaltstiteln; 

• MaBnahmen zur Belcampfung der illegalen Einwanderung und des illegalen Aufenthalts, einschlieBlich der 
• Rtickflihrung illegal eingewanderter Personen; 
• Festlegung der Rechte und der Stellung von legal in einem Mitgliedstaat wohnenden Drittstaat-Angehorigen, 

die sich in anderen Mitgliedstaaten aufhalten mochten. 

Queue: http:www.europa.eu.int/abc/obyamst/de/qa.htm 

Fiir die Schweiz ist von besonderem Interesse, dass der Vertrag von Amsterdam eine 
"Notbremse" eingebaut hat. In den EG-Vertrag wurde namlich Artikel 73 1 eingeftigt, der den 
EU-Landern die Moglichkeit gibt, zur Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung und zum 
Schutz der inneren Sicherheit vom Prinzip der Personenfreiztigigkeit gegenuber Angehorigen 
von Drittlandern (temporal-) abzuweichen: "Sehen sich em oder mehrere Mitgliedstaaten einer 
Notlage aufgrund eines plotzlichen Zustroms von Staatsangehorigen dritter Lander gegeniiber, 
so kann der Rat ... auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit zugunsten der 
betreffenden Mitgliedstaaten vorlaufige Massnahmen mit einer Geltungsdauer von hochstens 
sechs Monaten beschliessen" (Absatz 2). 

Die zunehmende Vergemeinschaftung von Asyl- und Einwanderungsfragen weckt in den 
"reicheren" EU-Landern (beispielsweise Deutschland) besondere Sorgen. Befiirchtet wurde 
(und wird), die einzelnen EU-Lander verloren ihre nationalstaatliche Kompetenz in 
Auslander- und Asylrechtsfragen. Aus deutscher Sicht war bei der Zustimmung zum Vertrag 
von Amsterdam wichtig, dass Deutschland bei der Entscheidung weiterhin unabhangig bleibt, 
ob Angehorigen aus Nicht-EU-Landern eine Arbeitserlaubnis erteilt werden soil. Sonst, so 
wurde befiirchtet, wiirde Deutschland als wirtschaftlich mit Abstand starkstes EU-Land 
automatisch zum Zielhafen fiir alle Arbeitsuchenden dieses Kontinents und seiner 
Nachbarregionen. 

Deutschland (genauer der Freistaat Bayern) hat seine Zustimmung zum Amsterdamer Vertrag 
von der Zusicherung abhangig gemacht, dass die EU-Einwanderungspolitik kiinftig nicht 
zentralistisch von Brussel aus gesteuert werde. Es besteht nun eine volkerrechtlich 
verbindliche Klarstellung des EU-Ratsprasidenten, dass Deutschland auch weiterhin selbst 
entscheiden konne, ob Drittstaatsangehorigen em n Aufenthaltsrecht verweigert werde, wenn sie 
eine Arbeit suchen oder Sozialhilfe benotigen. 
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Damit sind auch schon die Schwachen des Amsterdamer Vertrags im Bereich der 

Einwanderungspolitik aufgedeckt. Zwar werden die Personenkontrollen bei der Einreise in die 

EU vereinheitlicht. Aber beztiglich des Aufenthalts werden nur Voraussetzungen festgelegt, 

beztiglich der Erwerbsberechtigung bleiben die nationalen Regelungen gultig. Damit wird 

auch in Zukunft eine Dreiecksmigration nicht zu verhindern sein. Angehorige von Drittstaaten 

werden nach Lochern an der Aussengrenze der EU suchen, sie werden die Lander mit den 

schwachsten Kontrollen, den mildesten Strafen oder den leichtesten Moglichkeiten zur 

(legalen) Erwerbsaufnahme auswahlen, um von dort aus mehr oder weniger ungehindert in 

andere EU-Lander weiterzureisen. Diese Dreiecksmigration ist letztlich nichts anderes als emn 

Arbitragephanomen. Deshalb kann sie aus okonomischer Sicht nicht negativ sein, auch wenn 

sie gintiges Recht umgeht. Vielmehr ist Dreiecksmigration em n Indiz dafiir, dass okonomische 

Realitaten und politisch-juristische Normen zu weit auseinanderklaffen: Je ausgepragter diese 

Diskrepanz ist, desto attraktiver wird die Dreiecksmigration und desto grosser ist der Zwang, 

politisch-juristische Normen den Okonomischen Realitaten anzupassen. Dreiecksmigration 

diirfte aber nationale politische Entscheidungstrager und Vollzugsbehorden zu stark 

provozieren. Nationale Regulierungen wiirden beibehalten oder wieder eingeftihrt werden. 

Dadurch lassen sich aber em n Europa ohne Grenzen und die Vorteile des Binnenmarktes nicht 

vollstandig realisieren. 

DAS PROBLEM DER DREIECKSMIGRATION 

Beispielsweise ist auch nach dem Vertrag von Amsterdam folgender Fall moglich: Portugal hat gegeniiber semen 

traditionellen lateinamerikanischen und afrikanischen Handelspartnern em n relativ liberales Einwanderungsgesetz. 

Also kann em n Brasilianer relativ rasch und einfach eine portugiesische Arbeitserlaubnis erlangen. Damit wird er 

im Rahmen der EU-Dienstleistungsfreiheit fiir eine portugiesische Firma "entsendungsfahig " , beispielsweise als 

Handlanger auf eine Berliner Baustelle. Als Ergebnis arbeitet em n Brasilianer legal in Deutschland, obwohl das 

deutsche Auslandergesetz genau diesen Sachverhalt eigentlich verbieten wiirde. 

Far die Schweiz bestunde im Bereich der Migrations-Aussenpolitik das Problem, dass sie in 

hohem Masse auf die Emsthaftigkeit und Qualitat der Eintrittskontrollen an den EU-

Aussengrenzen angewiesen ware, hierzu aber - selbst als EU-Mitglied - nur relativ beschrankt 

direkten Einfluss nehmen konnte. Zu viele Sachverhalte liegen im Bereich der Migrations-

Aussenpolitik noch immer im Zustandigkeitsbereich der nationalen Regierungen. Andererseits 

wiirde gerade die nationale Zustandigkeit ermoglichen, schweizerische Sonderwiinsche 

aufrechtzuerhalten . 

Ein besonderes Problem stellen auch national unterschiedliche EinbUrgerungspraktiken dar. 

Im Durchschnitt verleihen die EU-Lander jahrlich rund 2% ihrer gebietsansassigen 

auslandischen Bevolkerung die nationale Staatsbiirgerschaft (vgl. Tabelle 1.1). Dabei betrifft 

die Mehrzahl der EU-Einburgerungen Gebietsansassige aus Nicht-EU-Landern. Die 

nordischen Lander (beispielsweise Schweden mit 6-8%) und die Niederlanden weisen die 

hochsten Einwanderungsquoten auf. Sie burgem pro Jahr bis zu 6 - 7% ihrer auslandischen 

Bevolkerung em. 
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Auch in diesem Fall ergeben sich bei zu starker Divergenz der nationalen Regelungen zum 

Erwerb oder Verlust der Staatsbirrgerschaft Umgehungsanreize. Angehorige von Drittlandern 

konnten versucht sein, jenes EU-Land auszusuchen, das auf einfachste Weise den Erwerb 

(und Beibehalt) der Unionsbargerschaft ermoglicht. Sie kamen so zu Rechten und 

Ansprtichen, die auf direktem Wege nicht erlangt werden konnten. So ist beispielsweise nicht 

auszuschliessen, dass em n Schweizer Franzose und damit Unionsburger wird, aber als 

Doppelstaatsbirrger auch Schweizer bleibt, was (in der Regel noch) nicht moglich ware, wenn 

er als Deutscher Unionsbtirger wtirde (hier wird die neue rot-griine Koalitionsregierung unter 

Bundeskanzler Schroder den Erwerb der deutschen Staatsbtirgerschaft erleichtern — allerdings 

zeigt die heftige politische Debatte, wie umstritten der „Doppelpass" beurteilt wird). Oder emn 

EU-Land konnte seine nationale Staatsbiirgerschaft "verkaufen" Dass sich hier einige EU-

Mitgliedslander gegen eine aus ihrer Sicht zu leichtfertige Verleihung der Unionsbtirgerschaft 

durch andere EU-Mitgliedslander zur Wehr setzen wtirden, ist absehbar - vor allem, wenn mit 

der Unionsbtirgerschaft zunehmend mehr Rechte verbunden sind (und sein werden). 

1.3 Ausblick 

Nach den Neuerungen des Vertrages von Amsterdam lasst sich die heute griltige EU-

Wanderungspolitik in wenigen Worten folgendermassen zusammenfassen: 

1. Ftir EU-An gehorige unterscheidet sich die Personenfreiztigigkeit kaum mehr von jener 

zwischen Sachsen und Bayern. Wer die Staatsangehorigkeit eines EU-Mitgliedstaates 

besitzt, ist automatisch auch Unionsbirrger(in). Damit sind verschiedene Rechte (und 

Pflichten) verbunden - so das Recht, sich im ganzen Raum der EU frei zu bewegen, 

aufzuhalten, zu arbeiten oder das nach Wohnsitz (und nicht nach Nationalitat) gewahrte 

aktive und passive Wahlrecht bei Kommunalwahlen und bei Wahlen zum Europaischen 

Parlament. Mit dem Grundsatz, dass Sozialversicherungsschutz nur im Land des 

Wohnsitzes und des Arbeitsplatzes besteht, wird em n "Sozialleistungs-Tourismus" 

(beispielsweise von Arbeitslosen) unterbunden. Ansprtiche an Sozialkassen (in einem 

EU-Land) entstehen allein aus vorherigen Beitragszahlungen (im selben EU-Land). 

2. Far Nicht-EU-Angehorige ist der Eintritt nach Schengenland die entscheidende Htirde. 

Wer sie gemeistert hat, kann mehr oder weniger unkontrolliert von einem EU-Land ins 

nachste wandern. Ob allerdings eine Arbeitserlaubnis erteilt wird, bleibt in der 

Kompetenz der einzelnen Lander. 

Die ki,inftige Migrationspolitik der EU dirrfte sich in folgende Richtung weiterentwickeln: 

1. Bei der Migrations-Innenpolitik wird die tatsachliche Realisierung der Personen-

freiztigigkeit weiter vorangetrieben werden. Noch bestehende Hemmnisse rechtlicher 

(beispielsweise beim Beamtenrecht oder der Dienstleistungsfreiheit) oder 

administrativer Art (beispielsweise bei der Transferierbarkeit von Versicherungs-
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ansprtichen wie der staatlich organisierten Altersvorsorge oder bei der Anerkennung von 
Diplomen) werden weiter abgebaut werden. Vor allem der EuGH wird der 
Personenfreiztigigkeit Vorrang beimessen und nationale Besonderheiten abschwachen 
oder gar beseitigen, soweit sie die Freiziigigkeit behindern. 

2. Bei der Migrations-Aussenpolitik wird die Vergemeinschaftung weiter voranschreiten. 
Nachdem der Vertrag von Amsterdam vor allem die Einwanderungsregeln und den 
Eintritt ins „Schengenland" vereinheitlicht hat, wird in einem nachsten Schritt fill.  Nicht-
EU-Angehorige die Frage des Aufenthalts- und des Niederlassungsrechts sowie der 
Erwerbsberechtigung EU-weit zu regeln sein. Wird die Tendenz des Amsterdamer 
Vertrags weitergefiihrt, dtirfte hier wohl trber eine Rahmenrichtlinie hinausgegangen 
werden und eine EU-weite rechtliche und administrative Vereinheitlichung das Ziel 
sein. 

3. Die EU-Einwanderungspolitik wird mit der EU-Osterweiterung einer schweren 
Belastungsprobe unterzogen werden (vgl. Abschnitt 5.2). Die Freizirgigkeit der 
Arbeitskrafte wird als zentrales Problem beurteilt. Es wird beftirchtet, dass em n Wegfall 
von rechtlichen Migrationsrestriktionen zu einer Massenwanderung von Ost- nach 
Westeuropa fiihren wiirde. Die galtigen Europa-Abkommen mit den beitrittswilligen 
Landern Mittel- und Osteuropas sind denn im Bereich der Personenfreizirgigkeit auch 
mehr als defensiv: Das Recht auf Freizirgigkeit existiert firr Arbeitskrafte aus Mittel-
und Osteuropa in den noch immer gtiltigen Europa-Abkommen schlicht nicht. Und emn 
perspektivischer Abbau der Wanderungsrestriktionen ist nicht einmal angedacht. Vor 
allem Deutschland wird auch krinftig kaum bereit sein, tiber minimale Zugestandnisse 
an eine gemeinsame EU-Politik hinauszugehen. Ohne vorherige klare Regelung der 
Freiztigigkeitsfrage durften jedoch die Beitrittsverhandlungen mit Polen, Ungarn, 
Tschechien, Slowenien, Estland und Zypern nicht abgeschlossen werden. 

4. Nicht zuletzt durch die gestarkte Machtposition der Sozialdemokraten in den nationalen 
Regierungen der EU-Lander haben die Tendenzen zu einer verstarkten 
Vergemeinschaftung im Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik Aufschwung 
erhalten. Es wird beftirchtet, dass die "Globalisierungsfalle" und die weltweite 
Konkurrenz um Arbeitsplatze einen ruinosen Wettbewerb der nationalen 
sozialpolitischen oder arbeitsmarktlichen Vorschriften entfesseln. Nationale 
Regierungen waren versucht, durch schwache und lax ausgelegte sozialpolitische 
Gesetzesvorschriften em n "Sozialdumping" zu betreiben, um so mit "unfairen" Mitteln 
einen Wettbewerbsvorteil ftir ihre Arbeitslcrafte zu erlangen. Es komme zu einem "race 
to the bottom" und einer Situation mit "zero regulation". Urn diesen ungewtinschten 
Wettlauf zu unterbinden und eine (zu starke) Divergenz der nationalen Sozialsysteme zu 
verhindern, miissten deshalb EU-weit verbindliche gemeinsame Rahmenbedingungen 
geschaffen werden. Wieweit diese Beftirchtungen tatsachlich berechtigt sind, soil an 
dieser Stelle nicht interessieren. Entscheidend ist, dass sich die EU-Politik mit hoher 
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2. ZUR THEORIE VON INTEGRATION UND ARBEITSMARKT 

Die grundsatzliche Mechanik, die em n Integrationsgebiet zu einem okonomisch positiven 
Ergebnis treibt, ist relativ einfach zu erklaren. Es wird erwartet, dass sich durch reale 
Anpassungsprozesse die GUterpreise und Faktorkosten und damit die Lebensbedingungen im 
gesamten Integrationsgebiet angleichen (im theoretischen Idealfall sogar ausgleichen). Giiter 
und Produktionsfaktoren (also Arbeit und Kapital) werden aus eberschuss- in Mangelgebiete 
verschoben. Damit werden relative Knappheit iiberwunden und brachliegende Kapazitaten 
anderswo sinnvoller genutzt. 

Wahrscheinlichkeit in Richtung eines vergemeinschafteten Sozialraums weiterent-

wickeln wird. Die nationale Kompetenz im Bereich der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 

wird geschwacht und durch eine EU-weite Harmonisierung und gemeinschaftliche 

Rahmenbedingungen ersetzt werden. Die EU-Entsenderichtlinien sind hier em n erster 

Vorbote. Andere Massnahmen der Vergemeinschaftung diirften rasch folgen. 

In der (neo-)klassischen Sicht der Dinge ist es (theoretisch) moglich, alle Integrationsgewinne 
allein durch internationalen Giiterhandel und intra-nationale (also regionale und sektorale) 
Mobilitat von Arbeit und Kapital zu erreichen. Es besteht also keine Notwendigkeit ftir 
grenzUberschreitende Arbeitsmigration oder Kapitaltransfers, um eine effiziente 
Produktionsstruktur zu erreichen. GUterhandel kann internationale Faktorwanderungen 
vollstandig substituieren. 

Nicht weil die traditionelle Sicht die Existenz internationaler Arbeitsmigration missachtete, 
sondern weil angenommen wird, dass bei internationalen Faktorwanderungen im Vergleich 
zum Warenaustausch hohere Transaktions- und Transportkosten anfallen, werden bei 
GUterfreihandel die grenzUberschreitenden Wanderungen von Kapital und Arbeit tiberfltissig. 
Gerade weil das substitutive Verhaltnis von Giiter- und Faktorbewegungen anerkannt wird, 
wird der Einbau der Faktorbewegungen in die Theorie des Aussenhandels nicht fiir notwendig 
erachtet. Der flexiblere, raschere und billigere internationale GUterhandel ist em n vollstandiger 
Ersatz fur die internationale Bewegung der Produktionsfaktoren. 

Was aber, wenn wir die relativ eingeschrankte Sicht der (neo-)klassischen Modellwelt 
verlassen und die Moglichkeiten nicht-handelbarer Güter, nicht-funktionierender 
(unvollkommener) Markte, international divergierender Produktionstechnologien und andere 
Erweiterungen miteinbeziehen wollen? Dann werden Arbeitskraftewanderungen notwendig, 
urn die positiven Effekte eines Integrationsprozesses (vollumfanglich) auszunutzen. Im 
folgenden sollen die Ursachen der Migration in einem Gemeinsamen Markt (Abschnitt 2.1), 
dann die kurzfristigen Migrationswirkungen (Abschnitt 2.2) und schliesslich die langfristigen 
Effekte (Abschnitt 2.3) beschrieben werden. 

2.1 Fordert em n Gemeinsamer Markt die Arbeitskraftemigration? 

Die Freiztigigkeit der Arbeitskrafte gehort zu den tragenden Pfeilern eines Gemeinsamen 
(Binnen-) Marktes. Es wird erwartet, dass sich Arbeitskrafte innerhalb des gesamten 
Integrationsraumes ungehindert bewegen. Migration wird zu einem Arbitragephanomen und 
ist somit unabdingbar ffir em n optimales Funktionieren der Faktormarkt-Mechanismen. 
Erwerbsfahige sollen von Gebieten mit relativem Arbeitskrafteiiberschuss (und entsprechend 
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relativ tiefen Lohnen) nach Gebieten mit relativem Arbeitskraftemangel (und entsprechend 

relativ hohen Lohnen) wandem und so zu einem Ausgleich der Faktorkosten und GUterpreise 

beitragen. 

Ein Gemeinsamer Arbeitsmarkt durfte somit zunachst zu mehr Migration fiihren, weil neben 

den GUterhandel nun auch die Wanderung von Arbeitskraften zu einem Ausgleich der 

Lebensbedingungen beitragen kann. Sind aber Gtiter- und Faktorpreise ausgeglichen 

(realistischer: angeglichen), werden Arbeitskraftewanderungen (zumindest in der reinen 

Theorie) mehr oder weniger obsolet. Die Wirkungen der Migration haben ihre okonomischen 

Ursachen beseitigt. 

In der Realit& dUrfte das Zusammengehen in einen Gemeinsamen Arbeitsmarkt einen 

"Hump-Effekt" vetursachen (vgl. Abbildung 2.1). Der "Hooker" entsteht, weil zunachst (auch 

in der individuellen Erwartungsbildung) zurtickgestaute Migrationsentscheidungen realisiert 

werden (also em ahnlicher Effekt, wie der aufgeschobene Autokauf in der Erwartung eines 

baldigen Sonderangebots). Zudem dUrfte unmittelbar nach dem Zusammenschluss zu einem 

Gemeinsamen Arbeitsmarkt die Verlagerung von wirtschaftlichen Aktivitaten am starksten 

sein (nicht zuletzt, weil es auch "first mover Vorteile" gibt). Nach einer gewissen Zeit 

beginnen die postivien Integrationseffekte zu wirken. Der Anreiz fUr starkere 

Migrationsbewegungen bildet sich zurUck. Die Wanderungsintensitat sinkt unter em n Niveau, 

das ohne Gemeinsamen Arbeitsmarkt erreicht worden ware. 

Abbildung 2.1: Der Migration-Hump 

Queue: Eigene Darstellung (nach Martin 1993:136). 
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Als Faustregel kann gelten, dass in einem Gemeinsamen Arbeitsmarkt dann keine starke 
Grundlage fiir eine internationale Massenwanderung von Arbeitskraften gegeben ist, wenn die 
Produktionstechnologien und die Produktivitat der Arbeitskrafte und damit die 
Produktionsbedingungen innerhalb des gemeinsamen Integrationsgebietes nicht allzu stark 
unterschiedlich sind. Hier ist zu erwarten, dass der GUterhandel internationale 
Faktorwanderungen in einem hohen Masse tiberfltissig macht. Sind jedoch die 
Produktionstechnologien stark unterschiedlich, besteht em n grosses Potenzial ftir eine inter-
nationale Mobilitat der Produktionsfaktoren. Dann erganzen sich Handel und Migration eher 
und laufen parallel in dieselbe Richtung (auf die daraus folgenden Polarisierungseffekte wird 
in Abschnitt 2.3 weiter eingegangen). 

Aus dieser kurzen Diskussion der Wechselbeziehungen von Handel und Migration ergeben 
sich fiinf zentrale wirtschaftspolitische Folgerungen (ausfUhrlicher dazu Straubhaar 1988 oder 
Fischer/Straubhaar 1994): 

Unter den Bedingungen des traditionellen handelstheoretischen Ansatzes bilden 
unterschiedliche Faktorertrage aufgrund unterschiedlicher relativer Ausstattung der 
Lander mit Produktionsfaktoren den Beweggrund fur Arbeitskraftewanderungen. 
Faktorwanderungen und internationaler Handel vermogen sich hierbei weitestgehend 
zu ersetzen. Eine Erhohung des Handelsvolumens fiihrt unter klassischen Bedingungen 
zu verminderter Migration. Das Migrationspotential wird urn so geringer, je starker die 
Handels- und Kapitalverkehrsbewegungen liberalisiert sind. Die Liberalisierung des 
internationalen Warenhandels und des intemationalen Kapitalverkehrs ersetzen somit in 
vielen Fallen die Arbeitskraftewanderung. 

2. Bestehen zwischen den einzelnen Volkswirtschaften bedeutende standortspezifische 
technologische Unterschiede oder wenn Skalenertrage vorliegen, so ist mit einem sich 
gegenseitig bedingenden und verstarkenden Anstieg von intemationalem Handel und 
intemationalen Faktorwanderungen zu rechnen, wobei speziell gut ausgebildete Arbeits-
krafte wandern durften. 

3. Ob die internationale Arbeitsteilung relativ starker Uber Handel oder tiber 
Faktorwanderungen erfolgt, hangt somit ab: 

a) von der Art und Weise, in der sich die integrierenden Volkswirtschaften 
voneinander unterscheiden, und 

b) von den relativen Transaktions- und Transportkosten von Handel und 
Faktormobilitat. 

4. Der Anreiz zur Wanderung entfallt weitgehend, sobald die Faktorertrage ausgeglichen 
sind. Internationaler GUterhandel und freier Kapitaltransfer fUhren somit zu einer (wenn 
auch nur graduellen) Annaherung der Wohlstandsniveaus, was in der langen Frist die 
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individuelle Wanderungsbereitschaft, wenn auch nicht ganzlich eindammt, so doch 

abschwacht. 

5. Soweit Migration eine Reaktion ist auf international unterschiedliche 

Arbeitsproduktivitaten als Folge einer produktionskostensenkenden Spezialisierung, 

bilden internationale Kapitaltransfers em n Substitut ftir Arbeitskraftewanderun gen. 

Sofern diese Direktinvestitionen die komparativen Kostenvorteile der beteiligten Lander 

verandern, wird auch der Otiterhandel stimuliert werden. Dann sind Kapitaltransfers und 

Guterhandel Komplemente und substituieren gemeinsam die Arbeitskraftewanderungen. 

Eine aus aktuellem Anlass wichtige Frage ist nattirlich, inwieweit die seit Anfang 1999 nun 

vollendete Europaische Wirtschafts- und Wahrungsunion (WWU) zu mehr oder weniger 

Migration in „Euroland" ftihren wird. Gerde die Mobilitat der Produktionsfaktoren wird in 

hohem Masse tiber Erfolg oder Misserfolg der WWU entscheiden. Verktirzt argumentiert, 

tibertragt der Wegfall der Wechselkursflexibilitat alle Anpassungslasten von Schocks und 

strukturellen Veranderungen auf realwirtschaftliche Faktoren. Arbeitsmarkte werden somit 

weit starker als bis anhin gefordert sein, sich rascher und weitergehend zu verandern. Eine 

Abfederung oder Verzogerung durch wahrungspolitische Instrumente ist nur noch insgesamt 

gegeniiber Drittlandern (also beispielsweise dem US-$-Raum) moglich, nicht mehr aber 

innerhalb der WWU. Konkreter formuliert, steigt die Notwendigkeit, nationale Arbeitsmarkte 

zu flexibilisieren, zu deregulieren und Anreize fiir eine verstarkte Mobilitat der Arbeitskrafte 

aus strukturschwachen in strukturstarke Regionen und Branchen zu schaffen, Je ungleicher die 

einzelnen WWU-Regionen diese Herausforderungen meistern, desto unterschiedlicher werden 

die realwirtschaftlichen Beschaftigungs- und Einkommensentwicklungen der WWU sein und 

desto starker wird der polit-okonomische Druck der Verlierer, strukturelle und/oder regionale 

Kompensationszahlungen einzufordern. 

Ftir den Arbeitsmarkt lassen sich die realwirtschaftlichen Anpassungsoptionen mit Hilfe der 

sog. Mussa-Box folgendermassen grafisch veranschaulichen (Abbildung 2.2):4  Die Breite der 

Mussa-Box (= Lange der x-Achse) entspricht den in Nord- bzw. Stideuropa (N bzw. S) 

insgesamt verftigbaren Arbeitskraften (L), also LN  plus Ls Auf den beiden y-Achsen wird mit 

dem Ursprung ON  links das Reallohnniveau im Norden (WN) und mit dem Ursprung Os rechts 

das Reallohnniveau im Siiden (Ws) abgetragen. Die Breite der Mussa-Box ist fixiert, was die 

Annahme bedingt, dass das Arbeitsangebot im Norden und &Wen unabhangig vom 

Reallohnniveau sei (also senkrechte, lohnunelastische Arbeitsangebotsfunktion in Nord und 

Stid).5  Vor einer Wahrungsunion seien die Arbeitsmarkte in Nord- bzw. Stideuropa durch die 

4  Vgl. hierzu Mussa (1974) und Klodt et al. (1996:152-156). Klodt et al. nutzen das Mussa-Diagramm, um die 

Arbeitsmarktwirkungen eines strukturellen Wandels (der Tertiarisierung) und die daraus resultierenden 

Anpassungserfordernisse graphisch darzustellen. Bei Klodt et al. geht es nicht um "Nord versus Siid", 

sondern urn "Industrie versus Dienstleistungen", ansonsten folgt mein Vorgehen der Mode schen Darstellung. 

Wem also meine Erklarungen zum Mussa-Diagramms und seiner Folgen zu kurz bleiben, der moge die 

ausfiihrlichere, kompetente Beschreibung bei Klodt et al. zu Rate ziehen. 
5  Die Annahme eines lohnunelastischen Arbeitsangebotes ist fiir die hier interessierenden Effekte keineswegs 

substanziell notwendig, sondern dient lediglich der Vereinfachung, urn die grafische Darstellung auf die fiir 
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reallohnabhangigen (fallenden) Arbeitsnachfragekurven DN0  (von links oben nach rechts 
unten) bzw. Ds0  (von rechts oben nach links unten) gekennzeichnet. In einem Gemeinsamen 
Markt, mit Freiztigigkeit der Arbeitskrafte (aber noch ohne Wahrungsunion), ist zu erwarten, 
dass die Menschen so lange hin und her wandern, his das Lohnniveau in beiden Regionen 
(Nord und Stid) identisch wird (WN0  bzw. Wso),  somit 0N10-Arbeitskrafte im Norden und 
OsLo-Arbeitskrafte im Stiden arbeiten und sich der Binnenmarkt in E0  in einem 
allokationseffizienten Gleichgewicht befindet. 

Abbildung 2.2: Die Mussa Box 

Mussa - Box 

W N D NO N1 

W No 

W NM 

0 

Queue: Eigene Darstellung nach Mussa (1974), Klodt et al. (1996) 

die Argumentation notwendigen Sachverhalte einzuschranken. Unsere Abbildung 1 in Fischer/Straubhaar 
(1994:112-120) veranschaulicht eine Mussa-Box mit einer lohnelastischen (steigenden) Arbeits-
angebotskurve. 
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Nun warden der Norden und der Saden beschliessen, eine Wahrungsunion zu bilden. An 
dieser Stelle soil von den daraus folgenden Konsequenzen einzig interessieren, was passiert, 

wenn der Norden und der Stiden nicht ahnlich genug waren, so dass nach Wegfall der 

Wechselkursflexibilitat die Arbeitsmarkte in Nord und Sad unterschiedlich auf Schocks oder 

strukturelle Veranderungen reagieren. In Abbildung 2.2 sei angenommen, der Saden wiirde 

durch einen "Schock" (beispielsweise eine Erweiterung der Wahrungsunion nach Osten) 

harter als der Norden getroffen, (beispielsweise, weil die Bekleidungs- und Schuhindustrie im 

Saden gegen die ostliche Konkurrenz teilweise nicht gentigend wettbewerbsfahig sei). Ein 

Rackgang der Arbeitsnachfrage im Siiden von Dso  auf Dsi  sei die unmittelbare Folge 

(wdhrenddem fiir den Norden vorerst nichts geschehen soil, da die Bekleidungs- und 
Schuhindustrie im Norden bereits vor der Wahrungsunion auf wenige wettbewerbsfahige 
Firmen restrukturiert worden sei). 

In Abbildung 2.2 wird offensichtlich, dass dem Arbeitsmarkt unserer Wahrungsunion vier 
Optionen bleiben, urn auf den Schock einer Osterweiterung zu reagieren: 

1. Die arbeitsmarktlichen Anpassungen erfolgen aber den Preismechanismus: Die Lane 

im Siiden reagieren flexibel auf den Nachfrageausfall nach Produkten aus dem Silden 
und fallen auf Wsi.  Im Norden bleiben die Lane auf dem alten Niveau (Wm = WNO). 
Es kommt in EG  zu einem neuen Gleichgewicht, damit zu einer Lohnspreizung und einer 
divergierenden Wohlstandsentwicklung zwischen Nord und Sad. 

2. Die arbeitsmarktlichen Anpassungen erfolgen aber den Mengenmechanismus: Die 
Li5hne im &Wen bleiben als Folge arbeitsrechtlicher Tarifvereinbarungen oder 
administrativer Vorschriften starr (Wso = konstant). Das arbeitsmarktliche 
(Un-)Gleichgewicht Eu ist mit einem Riickgang der Arbeitsnachfrage von OsLo auf OsLI 
und einer entsprechenden Arbeitslosigkeit verbunden. 

3. Die arbeitsmarktlichen Anpassungen erfolgen aber Mobiliteitsprozesse: Die im Saden 
freigesetzten Arbeitskrafte (0sLo minus OsMI) wandern nach Norden, vergrossern im 
Norden das Arbeitsangebot, verringern dadurch den Lohndruck im Norden, was im 
Norden zu einem Sinken des Lohnniveaus von Wm)  auf WNm  fahrt. Im neuen 

Gleichgewicht Em  ist das Lohnniveau innerhalb der gesamten Wahrungsunion von WNO 
(bzw. auf WNm  (bzw. Wsm) gesunken. 

4. Die arbeitsmarktlichen Anpassungen erfolgen tiber Produktiviteltsfortschritte: Der 

Norden reagiert "positiv" auf den Schock. Beispielsweise nutzt die Bekleidungs- und 

Schuhindustrie des Nordens die Chancen, die durch die im Osten vergrosserten Markte 

entstehen. Economies of Scale oder neue Technologien mogen die Produktivitat der 

Arbeitskrafte erhohen. Die Arbeitsnachfrage verschiebt sich von Dm auf DNI. Die 

Lane konnen konstant (bei WNO) gehalten werden, weil die im Siiden frei gesetzten 

Arbeitskrdfte (051,0 minus OsLi) aus dem Saden in den Norden wandern, wo sie dank 
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der gestiegenen Arbeitsproduktivitat ohne Lohndruck absorbiert werden konnen (bzw. 
im Gegenteil sogar einen Anstieg der Lane verhindern). 

Die vier moglichen Reaktionen auf Schocks oder strukturelle Veranderungen unterscheiden 
sich substanziell in der Verteilung der Anpassungslasten, was em n Vergleich der 
okonomischen Ertrage und Renten (Flachen unter den Arbeitsnachfragekurven) 
veranschaulicht: 

1. Am schlechtesten schneidet Option (2) ab. Hier bleibt jener Teil des potenziell 
moglichen Sozialprodukts ungenutzt (Flache EuEmEGLOL1), der durch die Arbeitslosen 
(0sLo minus OsLi) geschaffen werden konnte. Dafar erzielen diejenigen, die in Slid und 
Nord Arbeit finden, relativ zu hohe Lohne - dies ist das bekannte Insider-Outsider-
Phanomen. 

2. Option (1) - die Lohnspreizung - ist die zweitschlechteste Losung. Hier erzielen die 
(0sLo  minus OsLi)-Arbeitskrafte beim Reallohnsatz von Wsi em n Einkommen von 
LiLoEGQ und ermoglichen den Kapitalbesitzern im Saden [im Vergleich zu Option (2)] 
em n zusatzliches Kapitaleinkommen von EuEGQ. Die Insider der Option (2), also die 
OsLi-Arbeitskrafte des &Wens, gehoren zu den Verlierern, weil sie statt Wso nur noch 
Lohne von Ws1  erreichen. 

3. Option (3) - die Mobilitatsoption - ist noch einmal eine bessere Losung. Sie erbringt im 
Vergleich zu Option (2) eine zusatzliche Rente im Umfang der Flaehe E0EGEm. 
Allerdings hat diese Option den polit-okonomischen Nachteil, dass sie vergleichsweise 
viele Verlierer schafft, namlich alle Arbeitnehmer, die von einem Lohnniveau WNO 
(Wso) auf das Niveau WN1 (=WS1) zurackfallen. Gewinner sind die Arbeitgeber (bzw. 
die Kapitalbesitzer). Damit wird auch wichtig, welchen Anteil das Kapitaleinkommen 
am Volkseinkommen ausmacht und wie das Kapitaleinkommen verteilt ist. 

4. Option (4) - die Produktiviteitssteigerung - ist nattirlich die makrookonomisch 
"eleganteste" Losung. Sie schafft letztlich nur Gewinner. 

Wie berechtigt sind in der WWU die Hoffnungen, dass im polit-okonomischen Spannungsfeld 
eine okonomisch sinnvolle Option gewahlt wird? 

1. Die Euro-Optimisten sehen gerade in der grosseren makrookonomischen Effizienz einer 
WWU wichtige Wachstumsimpulse fiir die Volkswirtschaften der Teilnahmelander. Die 
gemeinsame Wahrungsunion und die weitgehend yergemeinschaftete Wirtschaftspolitik 
warden Marktunvollkommenheiten und Inflexibilitaten zumindest teilweise beseitigen 
und somit effiziente, hoch wettbewerbsfdhige Faktormarkte schaffen. Die grenzi,iber-
schreitende Spezialisierung mit einer kostensparenden innergerneinschaftlichen 
Arbeitsteilung wiirde weiter vorangetrieben. Dadurch stiegen die durchschnittliche 
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Faktorproduktivitat und damit das Lohnniveau und die durchschnittliche 
Kapitalrentabilitat. Das wirtschaftliche Wachstum wiirde stimuliert, womit die Chancen 
fur die Anpassungsoption (4) ausserordentlich gut sttinden. Diese "modeme 
makrookonomische Sicht" (Wagner 1995) basiert nicht zuletzt auf der analytischen 
Grundlage der Neuen Wachstumstheorie a la Paul Romer und Robert Lucas (far einen 
eberblick vgl. Straubhaar 1998). Damit ist aber auf eine Tendenz hinzuweisen, die 
bereits aus der Mussa-Box (Abbildung 2.2) erkennbar wird. Die Produktiviteitsoption (4) 
mit einem neuen Gleichgewicht in Eu kann zu einer "Ecklosung" oder einem "Zentrum-
Peripherie-Muster" fiihren. Dieser auch als "Brain Drain-" oder "Mezzogiomo-Effekt" 
in die Literatur eingegangene Entleerungsprozess in der einen und Agglome-
rationsbildungsprozess in der andern Region konnte auch das Ergebnis in der WWU 
sein. Die wirtschaftlich bereits starken Regionen werden weiter wachsen, die schwachen 
Regionen verlieren zunehmend den Anschluss.6  Wieweit hier die nationalen und 
regionalen Entscheidungstrager willens sein werden, diese Polarisierung ohne polit-
okonomischen Gegendruck oder Kompensations- bzw. Transferzahlungen zu 
akzeptieren, sei dahingestellt. 

2. Die zweitbeste Option - die Mobilitat - verlangt flexible Lane und zwar nicht nur im 
direkt durch den Schock betroffenen Siiden, sondem ebenso im Norden. Sie schafft auf 
Arbeitnehmerseite scheinbar nur Verlierer. Im Norden werden die Zuwanderer zu 
"lastigen" Lohndriickern. Damit sinkt die polit-okonomische Bereitschaft, "Auslander" 
aus dem Siiden arbeiten zu lassen. Zwar gehort die Freiztigigkeit der Arbeitskrafte seit 
eh zu den Grundrechten eines Gemeinsamen Marktes. In der Praxis stosst sie aber 
immer noch auf administrative Hemmnisse oder polit-okonomische Hindernisse 
(beispielsweise "Entsenderichtlinien"). 

3. Die Option der Lohnspreizung verlangt Flexibilitat bei der Lohnfindung (beispielsweise 
durch dezentrale, betriebliche Lohnverhandlungen) und eine arbeitsmarktliche 
Deregulierung (beispielsweise durch einen Abbau der Ein- und Austrittsschranken wie 
Genehmigungen aller Art, Lohnfortzahlungsregelungen, Urlaubsverordnungen uam). 
Wie schwach innerhalb der WWU die arbeitsmarktlichen Reformkrafte sind, wie sehr 

Kontinentaleuropa auf die "Solidargesellschaft" setzt und den amerikanischen Weg der 

Lohnspreizung ablehnt und wie zogerlich - wenn ilberhaupt - die dringend notwendigen 

Flexibilsierungs- und Deregulierungsmassnahmen in Angriff genommen werden, wird 

von Feldmann (1998) eindriicklich belegt. 

2.2 Kurzfristige Wirkungen der Migration 

Far die sich auf Adam Smith berufenden Neoklassiker besteht kein Zweifel bezuglich der 
Migrationseffekte: Arbeitskraftewanderungen sind positiv zu bewerten und fordern den 
"Reichtum der Nationen". Migration verhindert em n Abweichen von der Messlatte 
okonomischer Effizienz, namlich dem "Gesetz des einheitlichen Preises" ("The Law of one 
Price" im Giiter- und das "Faktorpreis-Ausgleichstheorem" im Faktormarkt). 

Die tatsachlichen Folgen der Einwanderung sind jedoch komplexer und vielfaltiger. Max 
Frisch brachte es auf den Punkt: Es wurden Arbeitslcrafte gerufen, "... und es kamen 
Menschen"! Hier liegt der fundamentale Unterschied von Freihandel mit Produkten und 
Freiziigigkeit fur Personen. 

1. Im ersten Fall (Freihandel) geht es urn meist anonyme Giiter. In der Regel wird gekauft 
und verkauft. Unbeteiligte Dritte werden von dieser Transaktion kaum beriihrt - es sei 
denn fiber exteme Effekte, die aber mit einem relativ einfachen Instrumentarium recht gut 
in den Griff zu kriegen sind. 

2. Im zweiten Fall (Freiziigigkeit) kommen und bleiben Menschen. Damit sind neben 
Okonomischen Spharen ebenso unmittelbar soziale Belange beriihrt. Es geht urn 
Mitgliedschaft und Zugehorigkeit. Sie sind wichtig, "weil die Mitglieder einer politischen 
Gesellschaft einander etwas schulden, was sie Aussenstehenden nicht - oder doch 
zumindest nicht in gleichem Masse - schulden" (Michael Walzer). Kein Wunder, werden 
Mitgliedschaft und Zugehorigkeit und die damit verbundenen Rechte nicht kostenlos mit 
alien geteilt. 

Die makrookonomischen Effekte der Migration sind komplex und vielfaltig (vgl. Abbildung 
2.3). Vor allem die zeitliche Dimension und die Wechselwirkungen sind wichtig. Kurzfristige 
Niveaueffekte werden von langfristigen Wachstumseffekten tiberlagert. Zuwanderung 
verandert die Lohn-Zins-Relationen auf den Faktormarkten. Nachfrageveranderungen 
erzeugen Angebotsreaktionen. Insgesamt lassen sich die (Ruck-)Wirkungen der 
Einwanderung folgendermassen zusammenfassen: 

6 Zur KOnvergenzdebatte vgl. auch die Einzelbeitrage in Fischer/Straubhaar (1998). Insbesondere Brocker 
(1998) ist jedoch zuzustimmen, dass die raumlichen (Polarisierungs- oder Konvergenz-)Effekte der 
Wahrungsunion nicht tiberschatzt werden sollten. "Die Unsicherheit iiber die moglichen Wirkungen (der 
WWU T.S.) gibt aber kaum zur Sorge Anlass, da ohnehin keine so erhebliche Senkung der 
Transaktionskosten durch eine einheitliche Wahrung eintritt, dass nach bisherigen Erfahrungen 
schwerwiegende Standorteffekte der Integration zu erwarten sind" (Brocker 1998:130). 
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1. Zunachst einmal korrigiert Zuwanderung Marktunvollkommenheiten, die nicht durch 
Gaterhandel oder Kapitaltransfers beseitigt werden konnen. Zuwanderung ist oft eine 
Anpassungsreaktion auf ineffizient gesetzte staatliche Regulierungen in andern (Gtiter-
und Kapital-)Markten oder auf dem Arbeitsmarkt selber. Beispielsweise sind 
auslandische Arbeitskrafte weit starker bereit, schmutzige, schlecht bezahlte Jobs 
anzunehmen, nachts und sonntags zu arbeiten - eine Flexibilitat, die Einheimischen oft 
aufgrund historisch tiberlebter Arbeitsmarktregulierungen und Tarifverordnungen 
verbaut ist. Migration ermoglicht somit eine verbesserte Allokation der Arbeitskrafte 
[Allokation = raumliche Anordnung (Verteilung) der Produktionsfaktoren]. Unter den 
strengen neoklassischen Annahmen einer komparativ-statischen Modellwelt ist eine 
Zuwanderung fiir das Gastland somit makrookonomisch positiv. Die Volkswirtschaft 
insgesamt gewinnt. Wie Freihandel auf Gtitermarkten ist eine freie Wanderung der 
Produktionsfaktoren eine unabdingbare Notwendigkeit, urn das Sozialprodukt zu 
maximieren. 

2. Dank der Zuwanderung lassen sich konjunkturelle Man gel (Nachfragetiberhang) auf 
dem heimischen Arbeitsmarkt korrigieren. Beispielsweise werden im heimischen 
Arbeitsmarkt fehlende Spezialist(inn)en im Ausland angeworben. Davon profitieren 
auch komplementare inlandische Produktionsfaktoren (sowohl Arbeitskrafte als auch 
Maschinen). Sie konnen dank den zuwandemden Personen effizienter genutzt werden. 
So ermoglicht eine auslandische Spezialarztin, dass vorhandene medizinische Apparate 
besser genutzt und auch einheimisches Fach- und Krankenhauspersonal beschaftigt 
werden. 

3. Durch die Zuwanderung wird em n Strukturwandel ausgelost, der langfristig zwar 
dringend notwendig ist und der erlaubt, die durchschnittliche Produktivitat zu erhohen. 
Die langfristigen Allokationsgewinne sind jedoch aufzuwiegen gegen mogliche 
kurzfristige Verdrangungseffekte. Nicht alle Einheimischen werden durch die 
Zuwanderung gleichermassen betroffen. Es ergeben sich polit-okonomische 
Spannungsfelder zwischen Interessengruppen der Gewinner und (relativen) Verlierer. Je 
starker substitutiv Einheimische zu den einwandernden Arbeitskraften sind, desto harter 
werden ftir sie die Anpassungserfordernisse werden. Bei gut funktionierenden 
Arbeitsmarkten wird durch die Zuwanderung em n Druck auf die Reallohne substitutiver 
einheimischer Arbeitskrafte ausgetibt. Sinkende Reallohne sind dann die Folge. Bei 
schlechter funktionierenden Arbeitsmarkten wird die Arbeitslosigkeit unter den 
substitutiven einheimischen Arbeitskraften ansteigen. Vor allem weniger qualifizierte 
Arbeitskrafte und Frauen dtirften in hohem Masse durch die Einwandernden konkurriert 
werden. Hier ist im Gegensatz zum neoklassischen Vollbeschtiftigungsmodell moglich, 
dass Zuwandernde inlandische Arbeitskrafte aus dem Arbeitsmarkt in die 
Erwerbslosigkeit drangen. Allerdings ist die Zuwanderung in der Regel nicht die 
Ursache der Arbeitslosigkeit, sondern lediglich em n relativ offensichtliches Beleg ftir die 
fehlende berufliche und raumliche Mobilitat und Flexibilitat der Einheimischen. Oder: 

f
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Nicht die Migration der Ausltinder, sondern die fehlende (berufliche oder raumliche) 

Mobilittit der Einheimischen verursacht die Arbeitslosigkeit! 

Aber selbst dieser scheinbar negative Effekt der Zuwanderung in Form sinkender Reallohne 

oder steigender Arbeitslosigkeit bedarf der weiteren Analyse. Der "Verlust" der in 

Konkurrenz stehenden einheimischen Arbeitskrafte wird gesamtwirtschaftlich durch 

Produktivittitsgewinne jener Produktionsfaktoren mehr als wettgemacht, die komplementare 

Funktionen zu den Zuwandernden austiben. 

1. Zunachst erhoht sich die Kapitalrentabilitat. Deshalb steigen die Zinsertrage und 

-einkommen. Diese Situation trifft nur dann nicht em, wenn em n grosser Anteil des 

inlandischen Kapitalstocks in auslandischen Handen liegt, wenn also die 

Zinseinkommen nicht an Einheimische fliessen, sondem "Auslandem" zugute kommen. 

3. Zudem profitieren auch jene Einheimischen, deren Arbeitsproduktivittit dank der 

Komplementaritat zu den Zuwandemden steigt. Vor allem diirften einheimische 

Fiihrungs- und Fachkrafte von zuwandemden Arbeitskraften Nutzen ziehen, wenn 

letztere die komplementaren Tatigkeiten tiberhaupt erst verftigbar oder aber billiger 

werden lassen. 

3. Ebenso jedoch steigt auch die Produktivitat jener weniger qualifizierten Einheimischen, 

die ihrerseits nun eine komplementare Tatigkeit zu höher qualifizierten zuwandernden 

Fach- und Ftihrungskraften austiben kOnnen. Also: Auch die Indianer profitieren, wenn 

fahige Hauptlinge das Kommando iibemehmen! 

4. Zu beachten ist die Interessenlage der Herkunftsltinder. Werden die Einkommen der 

Einwandemden dem Inlandprinzip gemass nicht dem Volkseinkommen der 

Herkunftslander zugerechnet, sinkt das Bruttoinlandprodukt (BIP) der Herkunftslander 

(urn jenen Beitrag, den die Wanderer in ihren Herkunftslandem zur Entstehung des BIP 

geleistet haben). Werden die auslandischen Arbeitskrafte jedoch weiterhin als 

Einheimische der Herkunftslander betrachtet und wird dem Inlanderprinzip gemass 

deren Einkommen mitgezahlt, verbessert die Migration die Situation des 

Herkunftslandes. Das Bruttosozialprodukt (BSP) des Herkunftslandes steigt. 

Vernachlassigt wird hier der Rimesseneffekt. Rimessen sind Geldtransfers von 

Auslandem in ihr H"eimatland. Sie kommen aus der Sicht des Herkunftslandes externen 

Ersparnissen gleich, die meist weder verzinst noch zurtickbezahlt werden miissen. Als 

solche helfen sie, allfallige Zahlungsbilanzdefizite zu decken. Auf die wirtschaftliche 

Entwicklung des Herkunftslands wirken sie urn so positiver, je grosser der Anteil ist, der 

fUr produktive Investitionen verwendet wird. Werden Rimessen zum Konsum oder Kauf 

von Immobilien oder auslandischen Luxusgtitem verwendet, so nimmt ihr 

Wohlstandseffekt entsprechend ab. Die Hoffnung auf die entwicklungsfordernde 

Wirkung von Rimessen less stideuropaische Lander in den sechziger und siebziger 
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Jahren eine aktive Auswanderungspolitik betreiben. Die damit erzielten Wirkungen wa-
ren insgesamt jedoch eher ambivalent (Straubhaar, 1988). 

5. Wiederum gilt es zu beachten, dass das neoklassische Modell von einer Situation der 
Vollbeschaftigung im Herkunftsland ausgeht. Wandem jedoch Arbeitslose ab, ist der 
Migrationseffekt noch starker positiv. Dann erhalt das optimistische Kind/eberger 
(1967:99)-Zitat Gultigkeit, wonach "the most effective use to make of existing labor is, 
to employ it abroad instead of leaving it unemployed at home, incurring support costs 
without making any contribution to national income". Moglich ist jedoch auch, dass 
nicht die wenig produktiven, sondern die hochproduktiven (oft jtingeren, besser ausge-
bildeten, mobilen und dynamischen) Arbeitskrafte (Spezialisten, Fachkrafte) aus-
wandern, die zudem oft komplementare Tatigkeiten austiben, ftir die kaum ein-
heimischer Ersatz vorhanden ist. Dadurch steigt die durchschnittliche Produktivitat im 
Herkunftsland nicht (wie im Modell erwartet). Vielmehr Mit sie. Dann erhalt eher 
Myrdal's pessimistische Hypothese Giiltigkeit, namlich, dass "as a longterm policy, 
large-scale emigration is an irrational and very costly means of getting rid of surplus 
population (vgl. hierzu Myrdal, 1956:94 und die von Hirschman, 1958 in die 
Diskussion gebrachten "Backwash-" oder "Polarisierungseffekte" oder der von 
Bhagwati, 1976 ausfiihrlich behandelte Brain-Drain-Effekt). 

Letztlich bleibt es eine empirisch zu beantwortende Frage, wieweit das neoklassische Modell 
in der Realitat zutrifft und ob eine Zuwanderung insgesamt einen positiven Effekt austibt. 
Zimmermann (1993) liefert einen kompetenten eberblick und eine kritische Diskussion zum 
Stand der empirischen Forschung, wobei er neben Studien ftir die USA auch neuere 
europaische und insbesondere deutsche Belege anfiihrt. Er kommt zum Ergebnis, dass sich 
kaum nennbare negative Effekte der Migration auf Lohne und Beschaftigung feststellen 
lassen. Eher sind die Einwandernden Komplemente und nicht Substitute ftir einheimische 
Arbeitskrafte. Sie stellen eine Flexibilitiitsreserve dar - em n Ergebnis, das auch von 
PischkeNelling (1994) gestUtzt wird, die in ihrer empirischen Arbeit fiir Deutschland keine 
negativen Effekte der Zuwanderung auf die Beschaftigung oder Lohne der Einheimischen 
erkennen. Allerdings beurteilen Winkelmann/Zimmermann (1993), DeNew/Zimmermann 
(1994) und starker noch Franz (1993) die Folgen der Einwanderung ftir den deutschen 
Arbeitsmarkt deutlich weniger positiv. Sie vermuten eher negative Wirkungen fur 
Beschaftigung und Lohnentwicklung. Haisken-DeNew (1996) erkennt einen zwar negativen 
aber sehr schwachen Lohndruck durch die Zuwanderung, wobei gerade die Branchen mit 
einem besonders starken Auslanderanteil (>10%) positive Wirkungen der Zuwanderung 
zeigen. 

All diesen Studien gemeinsam. ist, dass sie lediglich die Arbeitsmarkt- jedoch nicht die 
Kapitalmarkteffekte der Zuwanderung empirisch zu ermitteln suchen. Da gerade die 
Kapitalrentabilitat durch die Zuwanderung steigen sollte, wtirde dies die genannten 
empirischen Ergebnisse starker positiv ausfallen lassen. Ebenso darf der konjunkturelle 
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Aspekt im Einwanderungsland nicht unberiicksichtigt bleiben. In Zeiten des Aufschwungs 

diirfte der Einfluss der Zuwanderung welt positiver sein als in schlechten Zeiten mit 

konjunktureller Arbeitslosigkeit und ihren arbeitsmarktlich negativen Folgen. 

Wenn die Zuwanderung gesamtwirtschaftlich positiv ist, aber einzelne Teile verlieren - 

namlich die substitutiv tatigen Einheimischen - wird es eine polit-okonomische Frage, wieweit 

Zuwanderung schrankenlos moglich ist oder durch rechtliche und administrative Hemmnisse 

erschwert wird. Hier ist nach Mancur Olsons (1968) "Logik des kollektiven Handelns" 

folgendes zu erwarten: Die relativ wenigen durch die Zuwanderung relativ stark negativ 

betroffenen Einheimischen lassen sich leichter und wirkungsvoller organisieren als die relativ 

grossere Masse der positiv Betroffenen, die aufgrund der individuell doch geringen Vorteile 

eher zum "Trittbrettfahren" neigen diirften. Entsprechend der unterschiedlichen Interessenlage 

werden Zuwanderungsbeschrankungen starker ausfallen, als es gesamtwirtschaftlich effizient 

ware (vgl. hierzu die iiberzeugende polit-Okonomische Analyse der schweizerischen 

Auslanderpolitik seit 1850 von Freiburghaus/Guggisberg, 1998). 

Eine Umverteilung der Zuwanderungseffekte durch eine Entschtidigungszahlung der 

Gewinner an die Verlierer wiirde das malcrookonomisch ineffiziente Ergebnis korrigieren. 

her konnte eine polit-okonomische RecWertigung fur Transferleistungen der "gewinnenden" 

komplementaren Produktionsfaktoren (Kapital, Fachkrafte) an die "verlierenden" 

substitutiven Arbeitskrafte (weniger Qualifizierte) liegen - beispielsweise in Form hoherer 

(absoluter) Beitrage an die Arbeitslosenversicherungskassen. 

Bei internationalen Arbeitskraftewanderungen stellt sich neben den kurzfristigen allokativen 

Auswirkungen auch die Frage nach den unmittelbaren distributiven Effekten - also jenen 

Wirkungen, die sich aus einem kollektiv finanzierten Umverteilungsapparat ergeben. Dabei ist 

zu unterscheiden zwischen direkten monetaren Transfers und indirekten realen Transfers des 

staatlichen Umverteilungssystems an die Zugewanderten. 

Wahrend monetare Transfers iiber die offentliche Hand (Finanzstrome) einigermassen gut 

ersichtlich sind, bereitet die Erfassung und Messung realer staatlicher Umverteilungsaktivitat 

erhebliche Probleme. Die Gastgesellschaft stellt fiir ihre Mirger(innen) offentliche Giiter 

(Rechtsrahmen, Justizwesen, innere und aussere Sicherheit), Infrastrukturanlagen (Verkehrs-, 

Telekommunikations- und Energienetze) und Dienstleistungen (Gesundheits-, 

Bildungswesen) bereit, die alien Ortsanwesenden zur Verfiigung stehen und die mittels im. In-

land erhobener Steuern, Abgaben und Gebtihren finanziert werden. 

Die Austattung eines Landes mit Offentlicher Infrastruktur wie Strassen, Schulen oder 

Krankenhauser wird von SirnoWHeins (1985) als demographisches Konsumkapital 

("demographic consumption capital") bezeichnet. Es ist dadurch charakterisiert, dass seine 

Nutzung mittels Ausschlusskriterien (z.B. Geburtsort, staatliche Selektion, Einkauf) gesteuert 

werden kann - und mithin also den Charakter eines Klubgutes besitzt. Im Gegensatz zu einem 
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Offentlichen Gut (welches bei gleichbleibenden Kosten und Grenzkosten von Null einer belie-
bigen Menge von Leuten zuganglich ist), steigen bei einem solchen demographischen Kapital-
oder Klubgut die (Grenz-)Kosten bei erhohter Nutzung (durch Verstopfung, Obernutzung 
oder Abniitzung). Diese tjberlegung ist jedoch erst dann fiir die Wohlfahrt der Einheimischen 
relevant, wenn tatsachlich negative Agglomerations- oder Ballungseffekte (durch 
Obernutzung) bemerkbar sind und bei erhohter Nutzung (als Folge neuer Nutzer) Mehrkosten 
anfallen. Ist dies nicht der Fall, so konnen die Kosten des Klubgutes als abgeschrieben 
("sunk") angesehen werden. 

Eine zentrale Frage betrifft die Budgetinzidenz - also das Ausmass, in dem Einwandernde 
Sozial- und Fiirsorgeleistungen durch den Staat beziehen und diese iiber Steuern, Abgaben 
und Gebiihren auch mitfinanzieren. Wer finanziert im Saldo wen: Die Auslander die 
Einheimischen oder umgekehrt? Oder anders ausgedriickt: Profitieren die Sozialkassen des 
Gastlandes von der Zuwanderung? Dazu folgende Anmerkungen: 

1. Liefern die Zuwandernden iiber (direkte Einkommens-) Steuern mehr an den Fiskus ab, 
als sie offentliche Leistungen in Anspruch nehmen, senken sie fiir die Alteingesessenen 
die Steuerlast, beispielsweise wenn eine auslandische Arztin bei einem progressiven 
Steuersystem iiberdurchschnittlich stark belastet wird. Ebenso verringern die Gebiihren 
der Zuwandernden (und zwar sowohl Verwaltungs- als auch Benutzergebtihren) die Pro-
Kopf-Belastung der Alteingesessenen, falls die durchschnittliche Gebiihr iiber den 
marginalen Kosten einer offentlichen Leistung liegt, wenn also beispielsweise die 
durchschnittliche Wasseranschlussgebiihr iiber den Kosten liegt, einen zusatzlichen 
Haushalt an das Wassernetz anzuschliessen. 

Tragen die zuwandernden Personen weniger zur Finanzierung offentlicher Leistungen 
bei, als sie diese nutzen, profitieren sie von Leistungen der Alteingesessenen, ohne daftir 
den vollen Preis bezahlen zu miissen. Beispielsweise ist denkbar, dass eine kinderreiche 
Auslanderfamilie die Schulen starker beansprucht, als sie durch Steuern zu deren 
Finanzierung beitragt. 

Die Frage nach der Budgetinzidenz der Zuwanderung ist ex ante nicht eindeutig beantwortbar. 
Allein eine empirische Oberprilfung kann mehr Klarheit schaffen. Gerade die Empirie bietet 
aber gewaltige Methoden- und Datenprobleme. Teile des Transfersystems lassen sich nur mit 
sehr rudimentaren Schatzwerten operationalisieren. Entsprechend fragmentarisch und 
widerspriichlich sind dann auch bisherige empirische Ergebnisse (vgl. hierzu 
Weber/Straubhaar 1996). Speziell die Vernachlassigung der Rentenversicherung sowie die 
Beschrankung der Untersuchungseinheit auf jiingere Einwanderer geben Anlass zu 
Diskussionen tiber die Aussagekraft der empirischen Resultate (vgl. hierzu auch Schmeihl 
1995). Zudem sind die empirischen Ergebnisse zu sehr raum- und zeitbezogen, um sie zu 
verallgemeinern. In der Regel ist die Budgetinzidenz an den Konjunkturzyklus des 
Aufnahmelandes gekoppelt und eng mit den Moglichkeiten verbunden, die den 

41 



Zuwandernden auf dem Arbeitsmarkt sowohl konjunkturell als auch einwanderungsrechtlich 
offen stehen. Neuere us-amerikanische Studien versuchen mit einem inter-generativen Ansatz 
einen Schritt weiterzugehen und mit Mehrgenerationenmodellen auch Lebenszyklus 
orientierte Langsschnittverlaufe einzufangen (vgl. MaCurdy/Nechyba/Bhattacharya 1996). 
Allerdings verlassen sie damit die komparative Statik und sehen sich in der Folge mit den 
Problemen der dynamischen Modellierung langfristiger Wachstumsprozesse konfrontiert. 

Unbestritten ist die Bedeutung der Aufenthaltsdauer und des Prozesses der 
Integration/Assimilation far die Beitragszahlungen und Leistungsanspriiche der Einwan-
dernden: 

1. Je langer der Aufenthalt im Gastland, desto besser ist bei den Zuwandernden die 
Information tiber das Angebot an und den Zugang zu staatlichen Sozialgeldern. Zudem 
sind die seit langerem Anwesenden alter und qualifizieren sich daher ofter fur 
Sozialversicherungsleistungen (beispielsweise altersbedingte Pflegeleistungen). Diese 
Effekte verschlechtern die Budgetinzidenz fur die Auslander(innen). 

2. Die allmahliche Integration ins Gastland stellt die Einwandernden beim 
Primareinkommen materiell besser. Soziale Kompetenz und beruflicher Aufstieg sind 
eng gekoppelt, und der Bedarf nach Unterstiitzungsgeldern nimmt ab. Die Evidenz 
hoher Teilnahmeraten von Auslander(inne)n am Arbeitsmarkt scheint diese 
Argumentation zusatzlich zu unterstiitzen. Vor die Wahl gestellt, ob Arbeit oder 
Fiirsorgeabhangigkeit faIlt die Entscheidung eher zugunsten der ersten Alternative aus. 
Diese Effekte verbessem die Budgetinzidenz der Zuwandernden. 

Zusammengefasst, erstaunt es angesichts dieser beiden gegenlaufigen Tendenzen nicht, dass 
empirisch kein klares Muster der Sozialprogramm-Nutzung erkennbar ist. Aufgrund der 
vorliegenden Studien und unter Einbezug von Nutzungs- und Leistungsaspekten scheint die 
Zuwanderung (unter dem Aspekt der staatlichen Umverteilung) den Wohlstand der 
Einheimischen nicht zu verringem. Eher ist zu vermuten, dass wohlfahrtsneutrale oder sogar 
positive Immigrationswirkungen eher haufiger sind. Werden Steuerzahlungen und monetare 
Transferbeztige von Zugewanderten und Einheimischen einander gegentibergestellt, so ist 
keine generelle Schlechterstellung der Einwohner(innen) des Gastlandes ersichtlich (vgl. 
hierzu auch den sehr sorgfaltigen Oberblick bei Wagner 1996). 

2.3 Langfristige Migrationseffekte 

Okonomisch weit wichtiger als die eher kurzfristigen direkten Arbeitsmarkteffekte sind die 

langerfristigen indirekten Wirkungen eines Gemeinsamen Arbeitsmarktes. Seit Gunnar 

Myrdals (1956) "kumulativen (zirkultiren) Teufelskreisen" und Alfred Hirschmans (1958) 

"sich selbstverstiirkenden Polarisierungseffekten" sind die aus der neoklassischen Modellwelt 

zu erwartenden positiven Effekte der internationalen Faktorwanderungen nicht mehr 
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unumstritten. Faktorwanderungen werden in dieser lcritischeren Sicht nicht als ausgleichendes 
Regulativ oder kurzfristiges Arbitragephanomen verstanden, sondem als selbstverstarkende 
Ursache fur em n beschleunigtes Auseinanderklaffen der wirtschaftlichen Entwicklung von 
faktorexportierenden armen und faktorimportierenden reichen Landern. Nach Myrdal 
vergrossern Faktorwanderungen bei Existenz von Arbeitslosigkeit die Wohlfahrtsdifferenzen 
zwischen unterentwickelten (peripheren) Herkunfts- und industrialisierten Zielregionen. 

Wieweit die in der neoklassischen Denkschule nur begrenzt einbezogene Kritik von Myrdal 
oder Hirschman nicht unbegrundet ist, verdeutlicht Lucas (1990) in seinem Artikel "Why 
doesen't capital flow from rich to poor countries?". Neben Marktunvollkommenheiten und 
politischen Unsicherheiten verweist Lucas insbesondere auf die positiven Externalitaten des 
Humankapitals, und er macht auch und gerade mit Buick auf die Neue Wachstumstheorie klar, 
dass die ltingerfristigen dynamischen Wirkungen der intemationalen Arbeitskraftewanderung 
wichtiger sind als die kiirzerfristigen komparativ-statischen Effekte: 

1. Zunachst ermoglichen internationale Faktorwanderungen, Marktunvollkommenheit und 
Inflexibilitat teilweise zu beseitigen, was Raum bietet fiir effiziente, hoch wettbewerbs-
fahige Faktormarkte. Dadurch steigen die durchschnittliche Faktorproduktivitat und 
somit auch das durchschnittliche Lohnniveau und die durchschnittliche Kapitalrentabili-
tat. Moglich wird eine grenzaberschreitende Spezialisierung mit einer effizienten inter-
nationalen Arbeitsteilung. 

2. Vor allem bei der Wanderung qualifizierter Arbeitskrafte sind Kapital- und 
Arbeitskraftewanderung komplementtir, das heisst, die Auswanderung der qualifizierten 
Arbeitskrafte hat auch einen Kapitalfluss in dieselbe Richtung zur Folge. Anders gesagt, 
stellt gerade die grossere Verfiigbarkeit ilber qualifizierte Arbeitskrafte einen 
Attraktivitatsfaktor fiir das Einwanderungsland dar, urn Kapital anzuziehen. Damit aber 
ist zu erwarten, dass die Lohndifferenz zwischen den beiden Landern zunimmt. Es 
kommt zu einem Divergenzprozess mit einem immer attraktiver werdenden 
Einwanderungsland und einem „austrocknenden" Herkunftsland. In einer dynamischen 
Sicht ist also zu erwarten, dass der Anreiz far interrzationale Faktorwanderungen nicht 
kleiner, sonderrz grosser wird - em n Ergebnis, das im Widerspruch zur herkommlichen 
(neoklassischen) Konvergenzhypothese steht, wonach die Wanderung von 
Arbeitskraften die Grenzproduktivitat- bzw. Einkommensunterschiede verringert. 

3. Die Ergebnisse der Neuen Wachstumstheorie zeigen, dass bei grossen Unterschieden im 
Entwicklungsstand und in der Produktionsstruktur Polarisierungstendenzen die Regel 
und nicht die Ausnahme sind (vgl. Krugman 1991). Die Akkumulation von Wissen und 
die Lerneffekte - beides nach Ansicht der Neuen Wachstumstheorie entscheidende 
Grundlagen fiir die Nutzung positiver externer Effekte - erfolgt leichter in 
Ballungsraumen (Zentren) als in Randregionen (Peripherie), wo die entsprechende 
Initialziindung und die Basis fiir eine rasche Verbreitung fehlen. 
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4. Das Zentrum-Peripherie-Muster internationaler Faktorwanderungen wird durch ver-

schiedene Faktoren selbstverstarkt: Je geringer als Folge technologischer Fortschritte die 

Kosten der Raumtiberwindung fiir die Produktionsfaktoren werden und je ausgepragter 

die Skaleneffekte der Produktion sind, desto starker fallen die Konzentrationsprozesse 

aus (Agglomerationseffekt). Urn Transportkosten zu minimieren, siedeln Unternehmer 

ihre Produktionsstandorte am Ort der starksten lokalen Nachfrage an. Damit ergibt sich 

sehr rasch das polarisierende Bild eines Zentrum-Peripherie-Musters: Wo die Nachfrage 

hoch ist, wird produziert, wodurch neue Nachfrager (vorerst als Arbeitskrafte, dann aber 

auch als Konsumenten) und neue Produzenten (auch von Zwischenprodukten und 

Vorleistungen) und damit auch neues Kapital angelockt werden. Geographische Nähe 

erzeugt positive Externalitaten in Form technologischer und Informations-Spillovers 

sowie durch den gemeinsamen Pool mobiler Trager von Wissen (ausgebildete 

Arbeitskrafte). Dieser Konzentrationsbewegung steht entgegen, dass 

a) nicht alle Skaleneffekte beliebig ausdehnbar sind (beispielsweise im Bereich der 

Dienstleistungen), 

b) die Kosten der Raumiiberwindung ftir gewisse Tatigkeiten sehr gross werden Un-

nen (beispielsweise ftir nicht-handelbare Giiter), 

c) nicht alle Produktionsfaktoren beliebig (raumlich und sektoriell) mobil sind 

(beispielsweise sesshafte Arbeitskrafte, investiertes Sachkapital), 

d) nicht alle Giiter und Produktionsfaktoren mit zunehmender Nachfrage auch in be-

liebig zunehmender Menge angeboten werden konnen (beispielsweise nutzbare 

Grundstiicke).  

weniger entwickelten peripheren Gebieten hemmen und das Wirtschaftswachstum in 
"dynamischen Zentren" fordern. Gerade mit Blick auf die zunehmende Dynamik des 
Strukturwandels in einer weiter intensivierten globalen Arbeitsteilung wird der beruflichen 
und raumlichen Mobilitat der Arbeitskrafte in Zukunft em n immer bedeutenderes Gewicht 
zukommen. Offene Arbeitsmarkte mit einer hohen (raumlichen und sektoriellen) Mobilitat der 
Arbeitskrafte werden hier Vorteile erzielen konnen und gerade so die Finanzierung des 
Sozialstaates iiber hohere Wachstumsraten erleichtern (vgl. hierzu beispielhaft die 
Modellberechnungen bei Gieseck/Heilemann/von Loeffelholz 1993). 

Weit wichtiger als die kurzfristigen Folgen sind die positiven langfristigen Wachstumseffekte der Zuwanderung. 
Hier ist das Ergebnis eindeutig: Zuwanderung ist der beste empirische Beleg fiir die relative Attraktivitat eines 
Standortes im Wettbewerb urn mobile Produktionsfaktoren. Zuwanderung vergrossert den Pool an 
Arbeitskraften, erhoht so das verfiigbare Humankapital, dadurch steigt die Kapitalrentabilitat, und das 
wirtschaftliche Wachstum wird stimuliert. Sich selbstversttirkende Effekte fordern diese Wachstumsspirale 
zusatzlich: So ist die Wahrscheinlichkeit positiver externer Effekte bei holler qualifizierten Zuwanderern 
besonders hoch. Dadurch steigt auch das Grenzprodukt der komplementaren einheimischen Arbeitskrafte. Dies 
wiederum fordert die Investitionstatigkeit und verkiirzt die Zeit von einer Innovation zur Adaption und Diffusion 
neuen Wissens. 

Da sich empirisch bestatigt (vgl. hierzu die Literaturangaben in Straubhaar 1988), dass vor 

allem junge und tiberdurchschnittlich qualifizierte Personen in die Zentren wandern, 

aberaltert die Bevolkerung in den Herkunftsgebieten. Periphere Gebiete werden entvolkert. 

Der Pro-Kopf-Aufwand fiir die Aufrechterhaltung der notwendigen Infrastruktur steigt, und 

damit wird die Steuerbelastung (ohne politische Ausgleichszahlungen) in den 

Auswanderungsgebieten erhoht. Oft wird allerdings die Infrastruktur der Zentren durch eine 

rasche Zuwanderung tiberlastet. Verdrangungs- und Ballungseffekte setzen damit dem 

Polarisierungsprozess internationaler Faktorwanderungen ebenso em n Ende, wie die steigende 

Nachfrage nach Hausern und Wohnungen die Mieten und Immobilienpreise in den 

Immigrationsgebieten in die Mille treibt, was den realen Kaufkraftgewinn der Peripherie-

Zentrum-Wanderung verringert. 

Zusammengefasst ergibt sich, dass in einer dynamischen Sicht internationale Faktor-

wanderungen sehr wohl Zentralisierungsprozesse verscharfen konnen. Internationale 

Faktorwanderungen ftihren tendenziell zu einer verstarkten Konzentration der Bevolkerung 

und des Kapitals auf dynamische Zentren, die ihre (absoluten) komparativen Vorteile als 

Produktionsstandorte durch zuwandernde Produktionsfaktoren weiter festigen konnen. 

Dadurch wird es moglich, dass internationale Faktorwanderungen das regionale Wachstum in 
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3. ZUR EMPIRIE VON INTEGRATION UND ARBEITSMARKT 

Welche realen historischen Erfahrungen lassen sich ftir die EU-Lander mit dem freien 
Personenverkehr erkennen? In welchem Umfang hat die Freiztigigkeit zu einer verstarkten 
Mobilitat innerhalb der EU gefiihrt? Diese Fragen stehen im Zentrum dieses Teils. Zunachst 
werden die statistisch feststellbaren Fakten prasentiert (Abschnitt 3.1). Abschnitt 3.2 
interpretiert die bisherigen Erfahrungen aus einer makrookonomischen Perspektive. Abschnitt 
3.3 sucht nach mikrookonomischen Erklarungsfaktoren. 

3.1 Bisherige Erfahrungen der EU mit der Personenfreiziigigkeit 

Bereits em n rascher Blick auf die bisherige Erfahrung der EU mit der Personenfreiztigigkeit 
liefert em n eindeutiges Bild: Die raumliche Mobilitat der EU-BUrger(innen) ist nicht besonders 
ausgepragt. Insgesamt blieben die innergemeinschaftlichen Wanderungsbewegungen gering. 

1. Die innergemeinschaftliche Wanderung ist in der EU kein (wirtschafts-)politisches 
Thema. Dazu ist die quantitative Bedeutung der grenztiberschreitenden Verlagerung des 
Wohnsitzes von EU-Barger(inne)n schlicht zu gering. 

a) In den 15 Landern der EU wohnten Mitte der 90er Jahre rund 365 Millionen 
Menschen (vgl. hierzu Abbildung 3.1 und Tabellen A 3.1 und A 3.2). Knapp 350 
Millionen, also rund 96%, leben als "Inlander" in ihrem eigenen Heimatland.7 
Weniger als 1,5% der EU-Bevolkerung hat die EU-Personenfreiztigigkeit genutzt, 
urn sich in einem andern EU-Land niederzulassen. 

b) Tabelle A 3.3 veranschaulicht, dass am meisten EU-Auslander in den drei grossen 
EU-Landern leben. In Deutschland (rund 1,9 Millionen, davon etwa 600'000 aus 
Italien und 400'000 aus Griechenland), Frankreich (rund 1,1 Millionen, davon 
600'000 aus Portugal und je 200'000 aus Spanien und Italien) und in 
Grossbritannien (rund 800'000, davon weit tiber die Mlle aus Irland) finden sich 
am meisten EU-Auslander(innen). In Belgien sind es rund eine halbe Million, 
davon 200'000 aus Italien. In alien tibrigen EU-Landern leben kaum mehr als 
100'000 EU-Auslander. 

c) Rund 5% der Wohnbevolkerung in Belgien sind EU-Auslander (zur Hauptsache 
aus Italien und den Niederlanden). In Frankreich, Deutschland, Schweden und 
Irland sind rund 2% der Wohnbevolkerung EU-Auslander, in alien andern EU-
Landern liegt der Anteil der EU-Auslander an der Wohnbevolkerung bei rund 1%. 

7 Wer als EU-Barger(in) im eigenen Heimatland wohnt, wird im folgenden als "EU-Inlander" bezeichnet. Wer 
als EU-Biirger(in) in einem anderen EU-Land lebt, erhalt im folgenden die Etikette "EU-Auslander". 
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d) Aus Schweizer Sicht ist die Erfahrung 6sterreichs moglicherweise von 
gehobenem Interesse. Das osterreichische Pro-Kopf-Einkommen ist EU-
vergleichsweise hoch und die Arbeitslosigkeit niedrig. Osterreich ist seit 1995 
EU-Vollmitglied und hat die EU-Personenfreiztigigkeitsregelung tibernommen. 
Noch sind die ersten quantitativen Erfahrungen nicht reprasentativ (auch weil 
noch Obergangsfristen zu beachten sind). Aber bis anhin ist die Zuwanderung aus 
dem EU-Raum nach Osterreich kein politisches Thema in Osterreich geworden. 
Nur einer von acht Auslandern in Osterreich ist em n EU-Auslander (Tabelle 3.2)! 

2. In der Periode 1987 his 1995 ist bei den innergemeinschaftlichen Wanderungsfltissen 
eine starke Riickwanderung zu beobachten (vergleiche Tabelle A 3.4). Als Ergebnis 
zeigen sich per Saldo nur extrem schwache Netto-Wanderungsbewegungen, die in 
vielen Fallen erst noch der wirtschaftshistorischen Tradition widersprechen. So sind die 
Wanderungssaldi von Italien und Spanien mit den meisten nordeuropaischen 
Ziellandem negativ geworden (das heisst, mehr Italiener oder Spanier sind nach Hause 
zuriickgekehrt als neu nach Nordeuropa ausgewandert) oder hochstens schwach positiv 
geblieben. 

3. Die innergemeinschaftliche Wanderung ist eine intra-industrielle Migration geworden. 
Das heisst, Wanderungsbewegungen innerhalb der EU verlaufen nicht auf einer 
Einbahnstrasse. Vielmehr stehen der Wanderung in die eine Richtung nahezu ebenso 
starke Wanderungen in die entgegengesetzte Richtung gegentiber. Durchschnittliche 
Einkommensdifferenzen verlieren fiir diese wechselseitige intra-industrielle 
Migrationsbewegungen zwischen zwei ahnlich entwickelten EU-Volkswirtschaften ihre 
Erklarungskraft vollstandig.8  Hier ist Migration nicht em n malcrookonomisches 
Massenphanomen, sondem eine mikrookonomische Einzelfall-Entscheidung. 

4. Die innergemeinschaftlichen Migrationsmuster verandern sich nur unwesentlich, wenn 
anstatt der Wanderung insgesamt lediglich die Wanderung der Arbeitskrafte analysiert 
wird (Tabellen A 3.5, A 3.6). Der Anteil der EU-Auslander-Arbeitskrafte an der EU-
Erwerbsbevolkerung bleibt deutlich unter 2% (namlich bei 1,7% fur 1995). 

8 Der hier eingefiihrte Begriff der "intra-industriellen Migration" will an das bekannte Phanomen des "intra-
industriellen Handels" erinnern. Nach der traditionellen (neo-) klassischen Erklarung hatten inter-industrielle 
GUterstrome zwischen Industrie- und Entwicklungslandern das Bild dominieren massen. In der Realitat sind 
jedoch intra-industrielle Handelsstrome zwischen Landern mit ahnlichem Entwicklungsstand und mit 
ahnlichen industriellen Giitern weit bedeutender. Die Theorie des intra-industriellen Handels lost dieses 
Erklarungsdefizit der traditionellen Aussenhandelstheorie, indem sie als wichtigste Neuerungen 
unvollstandigen Wettbewerb (monopolistische Konkurrenz, Produktdifferenzierung), interne und externe 
Skaleneffekte (Grossenvorteile der Spezialisierung, Spillovers) sowie Nachfrageeffekte (Praferenzen) 
miteinbezieht. Genauso muss sich die moderne Migrationstheorie von traditionellen (neoklassischen) 
Erklarungsmustern 'Eisen (insbesondere von der Vorstellung, dass makrookonomische Einkommens-
unterschiede wesentliches zur Erklarung von Wanderungsbewegungen innerhalb integrierter Arbeitsmarkte 
beitragen konnten). Wie beim intra-industriellen Handel werden bei der intra-industriellen Migration andere 
Bestimmungsfaktoren wesentlich wichtiger (wie spezifische Arbeitsmarktbediirfnisse nach bestimmten 
Fahigkeiten und Qualifikationen). 
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5. Bei den Besteinden (also der gesamten Anzahl der EU-auslandischen Arbeitskrafte, vgl. 

Tabelle A 3.7) dominieren noch die traditionellen Siid-Nord-Verflechtungen. Wichtigste 

Herkunftlander der EU-auslandischen Arbeitskrafte sind die saleuropaischen Staaten 

Italien, Portugal, Griechenland und Spanien (sowie die Iren in Grossbritannien). Die 

wichtigsten Ziellander sind Deutschland, Frankreich und Grossbritannien (fiir die Iren). 

6. Fur die Schweizer Diskussion von Interesse ist die hohe Zahl der osterreichischen 

Arbeitskrafte, die in Deutschland erwerbstatig ist. Dem steht gegentiber, dass die 

deutschen Arbeitskrafte die zahlenmassig starkste EU-Auslander-Gruppe in Osterreich 

darstellt:. Wie bereits erwahnt: Die innergemeinschaftliche Migraton in der EU ist eben 

keine Einbahnstrasse! 

7. Innergemeinschaftliche Wanderungsbewegungen in der EU sind heute wechselseitige, 

grenziiberschreitende Wohnsitzverlagerungen innerhalb desselben regionalen 

Arbeitsmarktes (beispielsweise zwischen den Niederlanden und Deutschland oder 

zwischen Frankreich und Belgien). Sie sind em n Zeichen des Zusammenwachsens 

natiirlicher Wirtschaftsraume, die vorher durch politisch gesetzte Staatsgrenzen 

kiinstlich getrennt gewesen waren. Sie ersetzen in der Regel Pendelwanderungen 

(Wochenaufenthalter) und Grenzgangerwanderungen. 

Was in der EU-Offentlichkeit Anlass zu kontroversen Diskussion liefert, ist die Zuwanderung 

aus Drittleindern (beispielsweise die Fliichtlingsbewegungen aus dem ehemaligen 

Jugoslawien oder das Migrationspotenzial aus der ehemaligen Sowjetunion). Die Wanderung 

von aussen in die EU, der Aufenthalt und die Erwerbstatigkeit von Menschen aus Nicht-EU-

Landern sind heute zahlenmassig bei weitem gewichtiger als die innergemeinschaftliche 

Mobilitat. 

1. In der EU leben rund 10 Millionen Menschen aus Landern ausserhalb der EU.9  Diese 

Zahl entspricht etwa 3 Prozent der EU-Bevolkerung. 

2. Die wichtigsten Aufnahmeleinder sind fiir Menschen aus Drittlandern Deutschland (rund 

5 Millionen), Frankreich (rund 2 Millionen) und Grossbritannien (rund 1 Millionen). 

Relativ am gewichtigsten ist der Anteil der Auslander aus Nicht-EU-Landern in 

Osterreich. Er erreicht rund 7.5% der osterreichischen Wohnbevolkerung. Also: In 

Osterreich (mit einem der hochsten Pro-Kopf-Einkommen in der EU) leben kaum EU-

Auslander, &fur relativ am meisten Auslander aus Nicht-EU-Landern. 

3. Die wichtigsten Herkunftsregionen sind die Tiirkei (etwa 2,5 Millionen, die zu zwei 

Dritteln in Deutschland leben), das Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens (etwa 1,5 

Millionen Menschen, die zu zwei Dritteln in Deutschland leben) und Nordafrika (1,1 

Millionen Marokkaner, die zur Hauptsache in Frankreich leben). Tabelle A 3.8 liefert 

9 Personen aus Nicht-EU-Landern werden im folgenden als "Auslander(innen)" bezeichnet. 
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einen Oberblick zur Nationalitat der Auslander in den 15 EU-Landern. Sie bestatigt das 
"Cluster"-Bild stark bilateral gepragter Migrationsbeziehungen. Wichtiger als 
makrookonomische Erklarungsfaktoren (beispielsweise Einkommensdifferenzen) sind 
nachbarschaftliche (geografische) Faktoren oder historische (politische) Beziehungen. 

4. In welchem Ausmasse sich das migrationspolitische Interesse von der 
innergemeinschaftlichen Wanderung zur EU-Migrations-Aussenpolitik verlagert hat und 
weiter verlagern wird, lasst sich aus Tabellen A 3.9 und A 3.10 erkennen. Relativ zu den 
EU-Auslandern machen die Auslander aus Drittlandern einen immer starker werdenden 
Anteil an der Gesamtbevolkerung aus. Lag der Anteil der EU-Binnenmigration 1986 
noch bei 37% der gesamten Wanderung, lag dieser Anteil 1995 nur noch bei 32%, in 
Deutschland sank er von 32% auf 26% und in Frankreich von 39% auf 34%. Tabellen 
A 3.11 und A 3.12 zeigen eine analoge Entwicklung, wenn nur die Wanderung der 
Arbeitskrafte analysiert wird. Auch hier sank der Anteil der EU-Ausland-Arbeitskrafte 
an alien auslandischen Arbeitskraften von 42% 1986 auf 37% 1995. 

5. In zunehmendem Masse werden die Migrationsstrome aus Drittlandern in die EU durch 
Asylsuchende und Ille gale bestimmt. Diese beiden Kanale wirken oft als Ersatz fiir die 
legale und direkt arbeitsmarktorientierte Einwanderung in die EU, die seit Anfang der 
80er Jahre deutlich erschwert wurde. 

a) Asylsuchende aus dem ehemaligen Jugoslawien, Kurden aus der Tiirkei und 
Fliichtlinge aus anderen Krisenregionen in Afrika und Asien bestimmen im 
wesentlichen die Migrationsdiskussion in der breiten Offentlichkeit. Spektakulare 
und dramatische Versuche zu Land und zur See der Not, dem Elend und der 
Bedrohung zu Hause zu entgehen und im sicheren Europa Zuflucht und Schutz zu 
finden, liefern einpragsame Fernsehbilder. 
Die Zahl der Asylsuchende in der EU ist seit Anfang der 80er Jahre markant 
angestiegen (vgl. Tabelle A 3.13). Wurden 1985 in der EU 160'000 Asylantrage 
gestellt, waren es 1992 tiber viermal mehr, namlich rund 675'000. Vor allem 
Deutschland wurde zum wichtigsten EU-Antragsland fur Asylsuchende. 1983 
wurden in Deutschland nur knapp 20000 Asylantrage gestellt. 1992 waren es iiber 
400'000. Nach einer Anderung des asylrechtlichen Verfahrens in Deutschland 
(insbesondere Festlegung von "sicheren Drittstaaten") sank die Zahl der 
Asylantrage in Deutschland auf 127000 (1994), und auf gut 100'000 (1997). Dass 
es sich bei Asylantragen oft urn Versuche handelte, "verstopfte" andere 
Einwanderungskanale zu umgehen, lasst sich durch die Anerkennungsquote 
veranschaulichen. Wurden in Deutschland Anfang der 70er Jahre noch rund 40% 
der Asylantrage als berechtigt anerkannt, sank die Anerkennungsquote Anfang der 
90er Jahre auf 3-4%. 

b) Ille gale Migration durch die Hintertiir dient ebenfalls als Ersatz far die nicht mehr 
mogliche regulare Einwanderung in die EU durch die Frontttire. Die 
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Angebotsmuster inlandischer Nachfragemuster nach Migran- Angebotsmuster der 
Arbeit in Nordwesteuropa tenarbeit in Nordwesteuropa wichtigsten Entsendelander 

HQ = Highly Qualified, SK = Skilled, UNSK = Unskilled 

Angebotsmuster inlandischer Nachfragemuster nach Angebotsmuster der 
Arbeit in Stideuropa Migrantenarbeit in Sildeuropa wichtigsten Entsendelander 

HQ = Highly Qualified, SK = Skilled, UNSK = Unskilled 

Quantifizierung fällt naturgemass schwer, weil es nicht nur urn die Illegalitat des 

Eintritts geht, sondern ebenso urn illegale Aufenthalts- und Beschaftigungs-

verhaltnisse (vgl. Abbildung 1.1). Sehr (grobe) Schatzungen gehen davon aus, dass 

in Nordeuropa etwa 10% der BevOlkerung aus Drittstaaten illegalen Status 

aufweist (vgl. Jahn/Straubhaar 1999). Vor allem fiir Stideuropa di.irfte die illegale 

Einwanderung betrachtliche Ausmasse erreicht haben. Ein Drittel bis die Halfte 

der auslandischen Bevolkerung mag illegal in den siideuropaischen Gastlandern 

leben. Aber auch in Nordwesteuropa dilrfte die illegale Beschaftigung 

auslandischer Arbeitskrafte an Bedeutung gewonnen haben, wodurch deren polit-

okonomischen und makrookonomischen Folgen vermehrt an wirtschafts-

politischem Interesse gewinnen dUrften (vgl. Jahn/Straubhaar 1999). 

Je weiter entfernt die Einwanderungswilligen vom europaischen Kulturraum sind und je 

fremder ihnen die "Spielregeln" des europaischen Selbstverstandnisses sind (insbesondere die 

Rechtstaatlichkeit und die Allgemeinverbindlichkeit der Rechtsregeln) desto zuriickhaltender 

wird die EU-Offentlichkeit einer weiteren Einwanderung von aussen gegeniiberstehen. Die 

Fragen dariiber, wer in die EU einreisen, in der EU wie lange bleiben und arbeiten kann, wie 

die Aussengrenzen der EU und wie der Aufenthalt und die Erwerbstatigkeit von Nicht-EU-

Angehorigen kontrolliert werden sollen, welche Rechte und Pflichten Asylsuchende und 

Fliichtlinge erhalten sollen und andere Inhalte einer gemeinsamen EU-Migrations-

Aussenpolitik haben aber wenig mit der EU-Personenfreiztigigkeit zu tun. Sie sind Teile einer 

wesentlich weiter reichenden Diskussion, die grundsatzliche Probleme der Staatsbiirgerschaft 

und der Zugehorigkeit zu einer Gesellschaft beinhalten wird. 

Das EU-innergemeinschaftliche Migrationsmuster hat sich in den letzten 30 Jahren 

entscheidend verandert. Die inter-industrielle Siid-Nord-Migration der 60er Jahre ist von einer 

intra-industriellen Nord-Nord-Migration in den 90er Jahren abgelost worden. Damit gehen 

quantitativ bedeutende und okonomisch gewichtige Veranderungen in den Qualfikations-

mustern der Wanderungsstrome innerhalb und in die EU einher (Abbildung 3.2):  

Abbildung 3.2: Migrationsmuster in Europa in den 60er und 90er Jahren 
a) Nordwesteuropa in den 60er Jahren 

b) Nordwesteuropa in den 90er Jahren 
Angebotsmuster inlandischer 

Arbeit in Nordwesteuropa 
Nachfragemuster nach Migran- Angebotsmuster der 

tenarbeit in Nordwesteuropa wichtigsten Entsendelander 

HQ = Highly Qualified, SK = Skilled, UNSK = Unskilled 

c) Siideuropa in den 90er Jahren 

Queue: W.R. Bohning (1995) 
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1. In Nordwesteuropa dominierte in den 60er Jahren die Nachfrage nach relativ 

unqualifizierten auslandischen Arbeitskraften. Diese Nachfrage wurde gedeckt 

einerseits durch das Angebot aus weniger entwickelten EU-Mitgliedregionen (vor allem 

Italien) und andererseits durch "traditionelle" stideuropaische Anwerbelander, der 

Tiirkei und Jugoslawien. 

2. In den 90er Jahren zeigt sich em n wesentlich anderes Qualifikationsmuster der Nachfrage 

nach auslandischen Arbeitskraften. Jetzt dominiert die Nachfrage nach holier 

qualifizierten Fachkraften. Sie werden vor allem innerhalb der EU oder in anderen hoch 

entwickelten OECD-Landern rekrutiert. Die relativ geringere Nachfrage nach wenig 

qualifizierten auslandischen Arbeitskraften wird nun durch die (auch illegale) 

Einwanderung aus Drittlandern abgedeckt. 

3. In Stideuropa zeigt sich in den 90er Jahren dasselbe Qualifikationsmuster der Nachfrage 

nach auslandischen Arbeitskraften wie in den 60er Jahren in Nordwesteuropa. Vor allem 

werden Unqualifizierte nachgefragt. Sie werden tiberwiegend durch das Angebot aus 

Nordafrika, Osteuropa und dem Ostlichen Mittelmeerraum abgedeckt. Die schwache 

Nachfrage nach hochqualifizierten Spezialkraften wird vor allem innerhalb der EU zu 

decken versucht. 

4. Als relativ neuer Trend zeigt sich, dass die innergemeinschaftliche Wanderung sehr oft 

auch eine innerbetriebliche Wanderung ist, also eine grenztiberschreitende Entsendung 

oder Versetzung innerhalb des "internen Arbeitsmarktes" einer multinationalen 

Unternehmung (vgl. Wolter/Straubhaar 1997). So schatzt Salt (1992), dass tiber 50% 

der auslandischen Erwerbstatigen durch multinationale Unternehmungen Ober "interne 

Arbeitsmarkte" nach Grossbritannien kamen. Nach Marsden (1994) beabsichtigen 

europaische multinationale Firmen zwischen einem Viertel und einem Drittel ihrer 

Fiihrungskrafte fur mindestens em n Jahr zu einer Tochterfirma in em n anderes Land zu 

entsenden, urn Auslanderfahrung zu gewinnen. Ftir die Zukunft steht zu erwarten, dass 

die Bedeutung dieser Form der Wanderung innerhalb Europas mit der zunehmend 

europaischeren Ausrichtung vieler bisher nationaler Unternehmen sogar noch zunehmen 

wird. 

In einem Punkt gilt es allerdings, die geringe Mobilitat in der EU zu relativieren. Neue 

Mobilittitsformen ersetzen namlich zunehmend die grenziiberschreitende Wohnsitz-

verlagerung. Die relative (geografische) Kleinraumigkeit Westeuropas macht 

Mobilitatsformen moglich, die statistisch nicht als "Migration" erfasst werden, da keine 

(dauerhafte) Verlagerung des Lebensmittelpunktes (d.h. 'des Wohnsitzes) erfolgt. So hat die 

mit dem Begriff "Euro-Mobilitat" von "Euro-Spezialisten" etikettierte Migration nicht 

unbedingt permanenten Charakter, sondern kann alternativ auch als relativ temporare, 

ktirzerfristige (projekt)bezogene Wanderung in Form von Wochenaufenthalten oder 

Geschaftsreisen oder als periodische Pendlerbewegung erfolgen. (Tagliche oder wochentliche) 
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Pendelwanderungen, die Grenzgangerbewegungen in den "Euro-Regionen" oder die 
innerbetriebliche grenztiberschreitende Entsendung oder Versetzung innerhalb des "internen 
Arbeitsmarktes" einer multinationalen Unternehmung werden statistisch erst dann erfasst, 
wenn sie innerhalb eines Jahres zu einer langer als sechs monatigen Abwesenheit vom 
Wohnsitz ftihren. Schliesslich machen neue Technologien immer starker eine "funktionale 
Mobilitat bei raumlicher Immobilitat" moglich. Damit ist gemeint, dass Menschen am Ort A 
wohnen (bleiben), per moderner Telekommunikation ihre Dienstleistungen im Auftrag ftir die 
Firma aus B fur den Kunden aus C erftillen, ihre Kinder in D zur Schule oder Universitat 
schicken und ihr Vermogen in E anlegen. Mit diesem Beispiel moge deutlich werden, wie sehr 
raumliche Grenzen in Europa am Verschwinden sind und wie sehr Rtiumlichkeit durch 
moderne (Tele-)Kommunikationstechnologien relativiert wird. 

Zusammengefasst, zeigt sich in der EU em n recht klares Bild der Auswirkungen des freien 
Personenverkehrs auf die Migrationsbewegungen: 

1. Die innergemeinschaftliche Freizugigkeit ist die am schwachsten genutzte Freiheit des 
Binnenmarktes. Selbst innerhalb kulturell und sprachlich sehr ahnlichen "nattirlichen" 
Lebensraumen bleibt die innergemeinschaftliche Wanderung gering. Trotz teilweise 
stark divergierendem Lebensstandard und trotz unterschiedlichen Beschaftigungs-
niveaus zu geografisch nahe gelegenen, wirtschaftlich weit erfolgreicheren Regionen 
entvolkern sich weniger entwickelte Randregionen nicht allzu stark. Die 
grenztiberschreitende Migration innerhalb der EU bleibt em n quantitativ marginales 
Phanomen.1° 

2. Die Freiztigigkeit loste innerhalb des gemeinsamen Arbeitsmarktes kaum starke 
Wanderungsbewegungen von Niedrig- nach Hochlohnlandern aus. Weder emn 
innergemeinschaftlich betrachtliches Wohlstandsgefalle bei der individuellen Kaufkraft 
noch grosse Unterschiede in den Arbeitslosenquoten erzeugten starke Anreize ftir 
grenztiberschreitende Wanderungen innerhalb der EG. Beispielsweise lagen die 
kauflcraft-bereinigten Pro-Kopf-Einkommen in Griechenland und Portugal, aber auch in 
Spanien Mitte der 90er Jahre noch immer bei nur 60% bis 70% des deutschen Niveaus 
(vgl. Abbildung 3.3). Trotz dieser betrachtlichen Einkommensdifferenzen findet kaum 
eine Wanderung aus Stideuropa in die iibrigen EU-Mitgliedlandern statt (Abbildung 
3.4). Diese Erkenntnis gilt nicht nur ftir internationale Wanderungsbewegungen. Sie gilt 
in Europa auch ftir interregionale Wanderungen. Die EU-Erfahrung bestatigt deutlich, 
dass die tiberwaltigende Mehrheit der Menschen am liebsten dort lebt und nach Arbeit 

10 Der Verweis auf die quantitative Marginalitat soil andeuten, dass die qua litativen Wirkungen durchaus ins 
Gewicht fallen konnen. Vor allem, weil em n zunehmender Teil der EU-innergemeinschaftlichen Wanderung 
die Mobilitat von holler qualifizierten Fach- und Fiihrungslcraften betrifft. Hier konnen die Folgen durchaus 
spiirbare makrookonomische Effekte erwirken. Ebenso ist mit Blick auf Sinn (1995) der Hinweis auf die 
unmittelbaren polit-iikonomischen Wirkungen marginaler Wanderungen angebracht. Bereits das 
Drohpotential Einzelner abzuwandern, und erst recht die faktische Abwanderung zwingt Entscheidungstrager 
oft zu einer Revision ihres politischen Verhaltens und zu einer Beseitigung okonomisch ineffizienter 
Rahmenbedingungen (vgl. hierzu auch das eindrUckliche DDR-Fallbeispiel von Tietzel/Weber 1993). 
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sucht, wo sic ihre "Heimat" hat, selbst dann, wenn sic diese Vorliebe mit Einbussen 
beim Lebensstandard oder mit Erwerbslosigkeit bezahlen muss (vgl. hierzu ausfahrlich 
Fischer/Holm/Malmberg/Straubhaar 1998 und die nachfolgenden Ausfiihrungen in 
Abschnitt 3.3). Zu dieser Praferenz des Verharrens tragen natarlich auch sozialpolitische 

Massnahmen bei, soweit sic Mobilitat "bestrafen" (beispielsweise durch hohe 
administrative Wechselkosten) und Immobilitat subventionieren (beispielsweise durch 
grosszagige Arbeitslosenunterstatzung). 

3. Ebenso blieben die ' nationalen Arbeitsmarkte - trotz rechtlicher Freiziigigkeit - 
weitgehend den Einheimischen vorbehalten. Diese Feststellung ist deshalb 
bemerkenswert, weil gerade die Arbeitslosenquoten innerhalb der EU sehr stark 
divergieren. In einigen siideuropaischen Regionen verharrt die Arbeitslosigkeit 
permanent auf hohem Niveau. So liegt die durchschnittliche Arbeitslosenquote in 
Spanien bei weit tiber 20%, die Jugendarbeitslosigkeit bei 36% far Manner und bei 50% 
far Frauen (vgl. OECD 1998a:12/13). Trotzdem haben die Spanier(innen) eher 
Arbeitslosigkeit in Kauf genommen, als dass sic das Wohnsitzland gewechselt hatten. 
tjberspitzt formuliert, blieben die EU-Biirger(innen) in sehr weitem Ausmasse lieber 
arbeits- als heimatlos. 

4. Die Qualifikationsstruktur der innergemeinschaftlichen Wanderungsbewegungen 
zwischen den EU-Landern hat sich in den letzten dreissig Jahren entscheidend 
verandert. Waren es urpriinglich „Blue collar worker", sind es heute „White collar 
worker", die von der EU-Freizagigkeit fiir Arbeitskrafte Gebrauch machen. Von der 
urspranglichen "Gastarbeiter"-Wanderung wenig qualifizierter Arbeitskrafte ist bei der 
innergemeinschaftlichen Migration heute kaum mehr etwas zu sehen. Vielmehr geht der 
Trend der innergemeinschaftlichen Migration hin zu einer Wanderung von 
Hochqualifizierten, die oft innerhalb multinationaler Unternehmungen vonstatten geht. 

Zusammengefasst, zeigt die bisherige empirische Erfahrung der EU, dass sich die 
theoretischen Erwartungen der neoklassischen Modelle bestatigt haben: Arbeitskrafte-
wanderungen sind in hohem Masse durch Handel und Direktinvestitionen substituiert 
worden. Eine "Massenmigration" hat nicht stattgefunden. Vielmehr ist die Migration der 
unqualifizierten Fremdarbeiter zunehmend durch eine meist temporare, projektbezogene, oft 
innerbetrieblich organisierte Wanderung von hoherqualifizierten Spezialisten abgelost 
worden. Diese Mobilitat dient letztlich allen Beteiligten: Den Herkunftsregionen, den 
Zielgebieten und auch den Direktbetroffenen. 
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3.2. Makrookonomische Interpretation 

Obwohl in der EU seit je die Freiziigigkeit des Personenverkehrs und der Arbeitskrafte 
grundrechtlich verankert waren, geniigte der Wegfall von Wanderungshemmnissen nicht, urn 
die individuellen (mikrookonomischen) Migrationsbarrieren zu tiberwinden. Europaische 
Arbeitskrafte zogen es eher vor, arbeitslos am aktuellen Aufenthaltsort zu bleiben und 
lediglich in der naheren heimischen Umgebung nach Arbeit zu suchen. Ein Verhalten, das 
nicht zuletzt dank der recht gut ausgebauten Sozialnetze attraktiver schien, als in anderen EU-
Mitgliedstaaten nach Arbeit zu suchen. 

Die makrookonomische Lehre aus der EU-Erfahrung ist eindeutig: Solange soziologische und 
psychologische Hemmnisse auf der individuellen Ebene sowie soziale, kulturelle und 
sprachliche Unterschiede zwischen Heimat- und Gastland bestehen bleiben, gentigt der Abbau 
von Mobilitatsbeschrankungen alleine nicht, urn starke Arbeitskraftewanderungen innerhalb 
des Integrationsraums auszulosen. 

Der gesamtwirtschaftlich erwanschten raumlichen und beruflichen Mobilitat stehen eine 
Vielzahl individueller aber auch soziookonomischer Faktoren als Hemmschuhe entgegen. 
Besonders jene Personlichkeitsmerkmale, die mit dem Alter verbunden sind, bestimmen die 
individuelle Mobilitatsbereitschaft in entscheidendem Masse. 

Auf einer makrookonomischen Ebene war die grenzaberschreitende Arbeitskraftewanderung 
innerhalb der EG nachfragedeterminiert von den Bedurfnissen und den Beschaftigungs-
mOglichkeiten in den Einwanderungslandern. Formal beseitigte Mobilitatshemmnisse 
garantieren noch nicht notwendigerweise, dass das Wissen und Konnen der migrationswilli-
gen Arbeitskrafte mit den Anspriichen und Forderungen der Nachfrager iibereinstimmen. 

Zudem zeigte sich, dass der GUterhandel wesentlich elastischer auf die Bildung des 
Gemeinsamen EU-Binnenmarktes reagierte als das Arbeitskrafteangebot. So ftihrte der Abbau 
protektionistischer Hemmnisse zu einem starken Anstieg des innergemeinschaftlichen 
Handels. Die aufgrund der Integrationstheorie zu erwartende tendenzielle Angleichung der 
Gater- und Faktorpreise und damit der Lebensbedingungen erfolgte damit vor allem aber den 
Gaterhandel und nicht oder weniger durch eine Wanderung der Arbeitskrafte. Zu einem 
grossen Teil machte Giiterhandel die Wanderung von Arbeitskraften 

Eines der Ziele bei der Bildung eines Gemeinsamen Binnenmarktes besteht ja gerade darin, 
die Produktionsfaktoren raumlich effizienter im gesamten Integrationsgebiet zu verteilen 
(Allokationseffekt der Integration). Je almlicher sich jedoch die einzelnen Volkswirtschaften 
eines Gemeinsamen Marktes in ihren Produktionsfunktionen und in der Produktivitat ihrer 
Arbeitslcrafte sind, desto weniger ist eine Grundlage fur eine Reallokation der 
Produktionsfaktoren und damit fiir eine starke innergemeinschaftliche Migration gegeben 
(zumindest in statischer Betrachtungsweise). Im Falle der EWG schlossen sich 1957 nationale 
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Volkswirtschaften mit relativ ahnlichen Voraussetzungen zusammen (gait nicht in alien 

Teilen fur Italien). Entsprechend bestand kein grosser Anreiz zu einer breit angelegten 
innergemeinschaftlichen Wanderung von Arbeitskraften. 

Dieses Bild wurde auch mit der Siiderweiterung der EG urn Griechenland (seit 1981 EG-
Vollmitglied), Spanien und Portugal (seit 1986 EG-Vollmitglieder) nicht getrubt. Wie Italien 
Ende der fiinfziger Jahre waren die Volkswirtschaften Griechenlands, Spaniens und Portugals 
durch eine wesentlich geringere Arbeitsproduktivitat gekennzeichnet. Hier hatte somit an sich 
em n Anreiz bestanden, durch die Wanderung von Arbeitskraften eine effizientere Allokation 

der Produktionsfaktoren in einem erweiterten Gemeinsamen Markt zu erreichen. Die 

Wirtschaftsentwicklung in der zweiten Halfte der achtziger Jahre vor allem in Spanien, aber 

auch in Portugal und teilweise in Griechenland verdeutlicht jedoch erneut, dass die positiven 

Integrationseffekte rascher gegriffen haben und dass die Anpassung tiber Giiter- und 

Dienstleistungshandel sowie fiber Kapitaltransfers erfolgt ist und weniger fiber Wanderungs-

bewegungen von Arbeitskraften. 

Mit steigendem Lebensstandard sind die traditionellen EU-Auswanderungslander (Italien, 
Griechenland, Spanien, Portugal) zu Einwan-derungslandern geworden. Jetzt wanderten 
Einheimische nicht mehr aus, urn in der Fremde Arbeit zu suchen. Vielmehr erzeugte der 
wirtschaftliche Aufschwung in den traditionellen EU-Auswanderungslandern einen Sog fiir 
Arbeitskrafte aus Drittlandern. 

Wie stark Migration und Entwicklung in der EU miteinander verbunden waren, lasst sich 

durch em n einfaches okonometrisches Modell mit Hilfe einer linearen Regressionsgleichung 

fur die Periode 1965-1990 veranschaulichen. Dazu wird die individuelle Kaufkraft (Pro-Kopf-

Einkommen in realen Grossen) als Naherungsvariable fur den individuellen Lebensstandard 
und den volkswirtschaftlichen Entwicklungsstand definiert. Dann wird empirisch geschatzt, in 
welchem quantitativen Ausmasse Veranderungen dieser Naherungsvariable Veranderungen in 

den Migrationssalden der betreffenden EU-Mitgliedlander erklaren konnen. Die Ergebnisse 
sind in Abbildung 3.5 wiedergegeben. Es zeigt sich fur die EU-Lander in der Periode 1965-

1990 em n statistisch signifikanter positiver Zusammenhang zwischen wirtschaftlichem 
Entwicklungsstand und Ein- bzw. Auswanderung.11  Je höher (geringer) entwickelt em n EU-

Land war, desto starker war der Einwanderungssog in dieses EU-Land bzw: je schwacher 

entwickelt, desto starker der Auswanderungsdruck. Diese einfache quantitative eberlegung 

stiitzt die qualitative Vermutung, dass wirtschaftliche Integration und der damit verbundene 

positive Wachstumseffekt die Wanderung innerhalb eines Gemeinsamen Arbeitsmarktes ab-

und die Wanderung von aussen in diesen Gemeinsamen Arbeitsmarkt zunehmen lassen. 

o Die Regression ergibt em n R2  von 0,21, em n Steigungsmass fiir das Pro-Kopf-Einkormnen von 0,68 bei einer 

Standardabweichung von 0,077 und damit einem T-Wert von 8,92. 
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3.3. Mikrookonomische Interpretation 

Aus einer mikrookonomischen Optik ist Migration em n Arbitragepheinomen. Menschen 

wandern von weniger "guten" nach "attraktiveren" Standorten, urn so ihre Lebensqualiteit zu 

verbessern. Dabei ist die Wanderungsentscheidung das Ergebnis eines vielschichtigen 

Abwagungsprozesses (vgl. Fischer/Martin/ Straubhaar 1997). Sowohl materielle (monetare, 

wirtschaftliche) wie auch immaterielle (soziale, psychologische) Erwartungen miissen ftir die 

Gegenwart und - unter grosser Unsicherheit - ftir die Zukunft gebildet werden. Neben 

individuellen Kosten und Nutzen spielen familiare Bindungen eine Rolle. Unterschiede in den 

erwarteten Erwerbseinkommen sind im Kern wohl die mikrookonomisch dominante Ursache 

ftir die wirtschaftlich motivierte Arbeitskraftemigration. Menschen nutzen durch die 

Wanderung unterschiedliche Lane ftir identische Arbeit aus (genauer: Unterschiede in dem 

auf die Gegenwart abdiskontierten Barwert aller zukUnftiger verftigbaren Einkommen minus 

die Lebenshaltungskosten). Damit ist zu erwarten, dass Menschen dorthin wandern, wo die 

Grenzproduktivitat ihrer Arbeit am hochsten ist. 

Die traditionellen Migrationsmodelle (auf der Basis der Einkommensdifferenz als wichtiger 

Bestimmungsfaktor) liefern ftir viele Wanderungsbewegungen brauchbare Hypothesen. In 

aller Regel iiberschatzen sie jedoch die tatsachliche raumliche Mobilitat der Menschen bei 

weitem. Offensichtlich vermogen sie nur sehr begrenzt zu erklaren, weshalb selbst innerhalb 

homogener Wirtschaftsraume die Menschen weit sesshafter sind, als es gemass den 

traditionellen Modellansatzen zu erwarten ware. Die Realitat zeigt, dass Menschen in 

"normalen" Zeiten eigentlich ausserordentlich sesshaft und immobil sind. Abgesehen von 

Kriegs- und Krisenzeiten - mit einer unmittelbaren Bedrohung von Leib und Leben - ist 

Migration em n marginales Phanomen. Das von Dornbusch (in Anlehnung an Charles Handy) 

zitierte "Frog Model" liefert hierzu eine eingangige Veranschaulichung: "If a frog is thrown 

into a pot of boiling water, it will jump back out instantly, but if a frog is slowely cooked, it 

will never jump. The analogy with migration is forceful. Radical events like the uprooting by 

civil war, famine, and depression will push out migrants in millions. But a gradual 

deterioration or the contemplation of steady differentials does little to turn on migration 

waves." (Dombusch 1994:25) 

Die mikrookonomische Praferenz ftir em n Verharren kann durchaus em n rationales Verhalten 

sein, selbst wenn anderswo in der Welt bessere Verdienst- oder Beschaftigungsmoglichkeiten 

locken. Analog zur Anlageentscheidung auf Finanzmarkten hat namlich die Immobilitat (also 

nicht zu wandern und zu verharren) einen positiven Optionswert (vgl. hierzu Burda 1995 und 

Bauer 1995). Dieser positive Optionswert entsteht, weil "Warten", also eine Verschiebung der 

Migrationsentscheidung auf spater, die relative Unsicherheit und damit das Risiko verringert, 

die mit der Wanderungsentscheidung verbunden sind. Die Wartezeit ermoglicht es, 

Information dazu zu gewinnen. Wird die Wanderungsentscheidung als dynamisches 

Entscheidungsproblem unter Unsicherheit interpretiert, bei dem die Verschiebung der 

Entscheidung das Risiko mindert, falsch zu entscheiden (und Warten mithin einen positiven 
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Optionswert hat), wird der Wanderungsstrom viel kleiner ausfallen, wenn die Einkommen in 
Herkunfts- und Zielregion konvergieren.12 

Immobilitat kann aber auch direkte okonomische Vorteile gegentiber der Migration aufweisen 
(vgl. Abbildung 3.6 und die sorgfaltige, auch empirisch breit abgesttitzte Analyse bei Fischer, 
1999). Sie erlaubt, ortsspezifisches Know-how bei der Einkommenserzie/ung (also 
hauptsachlich auf dem Arbeitsmarkt) und bei der Einkommensverwendung 
(Konsumentscheidungen) zu nutzen. Dieses ortsspezifische Know-how lasst sich in der Regel 
nicht transferieren. Es wtirde bei einer Wanderung verloren gehen und mtisste am Zielort neu 
erworben werden. Hier liegt auch em n Grund fiir die zunehmende inner-betriebliche 
Wanderung höher qualifizierter Fach- und Ftihrungskrafte (vgl. Wolter/Straubhaar 1997). Die 
inner-betriebliche Veranderung innerhalb "interner" Arbeitsmarkte erlaubt Fach- und 
FUhrungskraften, wenigstens das firmenspezifische Wissen zu transferieren und an anderen 
Standorten zu nutzen. 

In der Moglichkeit, standortspezifische Vorteile zu transferieren, liegt auch die Bedeutung der 
Netzwerk-Migration. Netzwerke verringern Unsicherheit. Sie senken Informations- und damit 
Transaktionskosten. Sie erlauben, kulturelles, sprachliches, gesellschaftliches, aber auch 
firmenspezifisches Wissen und berufliches Know-how an neuen (fremden) Standorten zu 
nutzen. Ein typisches Beispiel hierfiir mag der anatolische Backer sein, der seine erste 
Anstellung in Deutschland bei einem Vetter in einem Kebab-Lokal in Berlin-Kreuzberg 
findet. Nicht nur, dass er so in einem relativ ahnlichen soziookonomischen Umfeld wie zu 
Hause verbleiben kann. Fur ihn werden auch die Unterschiede zwischen Istanbul (Land-Stadt-
Wanderung) und Berlin (internationale Wanderung) relativ gering. Damit wird auch eine 
empirisch feststellbare starke Bipolaritat der Migrationsprozesse verstandlicher. "The more 
have come, the lower the entry cost for yet another one" (Dombusch 1994:26) - oder, wie es 
Bhagwati et al. (1984:281) formuliert haben: 'One Turk leads to another', i.e., information 
and supportive networks enable those outside the immigration barriers to get inside." So wird 
verstandlich, weshalb sich in der einen deutschen Stadt tiberproportional viele Tiirken, in 
einer anderen relativ viele Italiener, Spanier, Portugiesen oder Griechen finden. Was auf den 
ersten Blick wie Zufall oder Tradition scheinen mag, widerspiegelt bei genauerer Betrachtung 
diese Netzwerk-Migration (vgl. hierzu auch Bauer/Zimmermann 1997). 

12 Das Konzept des Optionswerts der Migration liesse sich urn den Aspekt erganzen, dass Menschen nicht 
risikoneutral, sondern eher risikoavers sind. Dem Spatz in der Hand wird also eher der Vorzug gegeben als er 
Taube auf dem Dach und eine "schlechtere" Alternative, die mit grosserer Voraussicht erkennbar ist, kann 
einer "besseren" Alternative vorgezogen werden, die aber unsicherer ist. Ebenso ist denkbar, dass die 
Migrationsentscheidung nicht mit Buick auf die langfristige Lebensperspektive, sondern eher unter 
kurzfristigen Gesichtspunkten erfolgt. Dann konnen die hohen Migrationsfixkosten zu Beginn einer 
Wanderung abschreckend wirken und entsprechend itherschatzt werden, obwohl die spateren Vorteile die 
Initialkosten bei weitem iibertreffen wiirden. Beide Modellerweiterungen - die Risikoaversion wie die 
Praferenz fur die kurze Frist - wirken ebenfalls zugunsten des Verharrens. 
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Netzwerk-Migration hat eine sich selbstverstarkende Eigendynamik - das heisst der (heutige) 
Fluss hangt positiv vom (gestrigen) Bestand ab. Dieser Eigendynamik stehen jedoch 
"Ballungs- und Verdiinnungseffekte" gegeniiber. Einerseits kann die Aufnahmegesellschaft 
eine zu starke Konzentration kulturell, konfessionell und ethnisch ahnlicher "Fremder" als 
negativ bewerten und entsprechend zu verhindern suchen. Andererseits wird auch die 
Konkurrenz innerhalb des Netzwerkes mit steigendem Bestand intensiver. Somit diirfte die 
Netzwerk-Migration im Zeitablauf als auslosendes Migrationsmotiv an Gewicht verlieren. 
Dafiir gewinnen intertemporale Faktoren und relative Entwicklungsunterschiede an 
Bedeutung. 

Zur relativen Attraktivitat der Immobilitat tragen auch nationalstaatliche Regulierungen bei. 
Die sozialstaatlichen Bindungen an nationale Versicherungs- und Transfersysteme aller Art 
erweisen sich zu oft als (goldene) Fesseln. Nicht nur, dass sie in Verbindung mit 
administrativen Hemmnissen die Mobilitatskosten erhohen. Ebenso schwer wiegt, dass 
sozialstaatliche Transferzahlungen und Vereinbarungen die arbeitsmarktlichen Anpassungs-
mechanismen ausser Kraft setzen und Immobilitat subventionieren und manchmal erst zur 
mikrookonomisch "finanzierbaren" Option werden lassen. 

Zusammengefasst, kann Immobilitat in sehr vielen Fallen eine mikrookonomisch durchaus 
"verniinftige" (d.h. nutzensteigernde) Verhaltensweise sein. Sie ermoglicht, die Vorteile 
standortspezifischer Kenntnisse, sozialer, wirtschaftlicher und politischer Netzwerke zu 
nutzen. Staatliche Regulierungen erhohen oft die Barriers to Exit. Nationalstaatliche 
Transfers (beispielsweise Arbeitslosengeld, Sozialhilfe) machen em n Verharren zusatzlich 
attraktiver als die mit weit mehr Unsicherheit verbundene Mobilitatsoption. 

Mit B lick auf die hier interessierende Fragestellung ist also das Migrationspotenzial aus der EU nach der 
Schweiz durchaus zu relativieren, wenn neben den offensichtlichen Netto-Lohnunterschieden die Kaufkraft-
gewichteten Aspekte der erreichbaren Qualitat zwischen dem Leben in der Schweiz und in der EU einbezogen 
werden. Abgesehen von Kriegs- und Krisenzeiten - mit einer unmittelbaren Bedrohung von Leib und Leben - ist 
Migration em n marginales Phanomen. Als individuelle Entscheidung ist eine grenz- und 
kulturraumtiberschreitende Wanderung die Ausnahme und nicht die Regel. Menschen sind vor allem andern 
immobil und heimatverbunden. Sie reagieren "tropfchenweise" auf unterschiedliche Lebensbedingungen. 
Migration wird dann zu einem okonomisch positiven Arbitragepheinomen, nicht aber zu einer soziookonomisch 
negativen Massenbewegung. 
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4. EINWANDERUNGSPOTENZIAL NACH DER SCHWEIZ 

Die arbeitsmarktpolitisch entscheidende Frage aller schweizerischer EU-Szenarien lautet: 

Wieviele Auslander(innen) wiirden als Folge eines EU-Beitritts und der dam it verbundenen 

Personenfreizi,igigkeit in die Schweiz strOmen? Urn hier zumindest Tendenzen aufzuzeigen, 

wird in diesem Teil mit einigen einfachen Plausibilitastiberlegungen das Migrationspotenzial 

aus der EU nach der Schweiz abgeschatzt. Naturgernass bleibt vieles spekulativ. Deshalb 

sollten die quantitativen Angaben nicht zu wOrtlich genommen werden. Vielmehr geht es 

darum, Grossenordnungen anzugeben und grundlegende Mechanismen der grenztiber-

schreitenden Wanderungsbewegungen innerhalb eines gemeinsamen (Arbeits-)Marktes der 

Schweiz mit der EU aufzudecken. Abschnitt 4.1 zeichnet in knappen Strichen die rechtlichen 

Rahmenbedingungen. Abschnitt 4.2 beschreibt die Annahmen, die hinter den 

Simulationsrechnungen stehen. Abschnitt 4.3 prasentiert die quantitativen Ergebnisse und 

beantwortet die Frage, wieviele EU-Biirger(innen) in die Schweiz wandern dtirften. 

4.1 Ausgangslage 

Bereits die bilateralen Verhandlungen der Schweiz mit der EU haben weitgehend zu einer 

Offnung des schweizerischen Arbeitsmarktes gegentiber der EU gefiihrt. Noch bleiben die 

Moglichkeiten, die "Notbremse" zu ziehen, die EU-Einwanderung nach der Schweiz 

(zumindest de jure) zu kontingentieren und - vielleicht am wichtigsten - die bilateralen 

Abkommen zu kiindigen. Das mit der EU im Dezember 1998 vereinbarte bilatereale 

Abkommen sieht vor, dass der freie Personenverkehr zwischen der Schweiz und den EU-

Staaten stufenweise eingefiihrt wird. Im Gegensatz zur vollstandigen EU-

Freizirgigkeitsregelung behalt die Schweiz nach dem bilateralen Abkommen vorerst noch die 

Kontrolle iiber die Wanderungsentwicklung wahrend 12 Jahren. Der freie Personenverkehr 

wird nach 5 Jahren probeweise eingefiihrt. Anschliessend kann die Schweiz wahrend weiteren 

7 Jahren die Entwicklung verfolgen und gegebenenfalls eine zu massive Einwanderung 

unterbinden. Abbildung 4.1 veranschaulicht das zeitliche Vorgehen in drei Phasen: 

1. Wahrend einer ersten Phase von fiinf Jahren werden die Aufenthalts- und 

Arbeitsbedingungen fiir EU-Angehorige in der Schweiz verbessert. Die Bevorzugung 

von einheimischen Arbeitskraften und die diskriminierenden Kontrollen von 

Arbeitsvertragen werden nach zwei Jahren abgeschafft. 

2. In einer zweiten Phase fiihrt die Schweiz ab dem sechsten Vertragsjahr versuchsweise 

den freien Personenverkehr em. Eine einseitig auslosbare Schutzklausel gestattet der 

Schweiz jedoch, einen iibermassigen Anstieg der Einwanderung zu verhindern. Im 

Verlauf dieser siebenjahrigen Versuchsphase hat die Schweiz die Moglichkeit, die 

Kontingente wieder einzufiihren, falls die Einwanderungsquote em n bestimmtes Mass 

iiberschreiten sollte (konkret: eine starkere Zuwanderung aus der EU, die mehr als 10% 

iiber dem Mittel der vorangehenden drei Jahre liegt). 
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3. In der dritten Phase wird nach 12 Jahren der freie Personenverkehr endgtiltig 
verwirklicht. Sowohl die Schweiz als auch die EU behalten sich jedoch die Moglichkeit 
vor, im Falle schwerwiegender Probleme eine einvernehmliche "Notbremse" zu ziehen 
oder den Vertrag zu ktindigen. 

BILATERALES ABKOMMEN DER SCHWEIZ MIT DER EU IM BEREICH PERSONENVERKEHR 

Prinzip: Anpassung des Schweizer Systems an das Prinzip des freien Personenverkehrs auf der Basis des 
Gemeinschaftsrechts, insbesondere durch eine schrittweise Offnung des Arbeitsmarkts. Das Abkommen erstreckt 
sich auf Arbeitnehmer, Selbstandige und Personen ohne Erwerbstatigkeit, die tiber ausreichende finanzielle 
Mittel verfiigen. 

Zugang zum Arbeitsmarkt 

• Inkrafttreten des Abkommens: Gleiche Behandlung, langfristige (mehr als 1 Jahr) und kurzfristige 
Aufenthaltsgenehmigung. Familiennachzug, geographische und berufliche Mobilitat, Erneuerung der 
Aufenthaltsgenehmigung im Fall eines sicheren Arbeitsplatzes und Wegfall der Verpflichtung fiir Inhaber 
eines kurzfristigen Arbeitsplatzes, die Schweiz zu verlassen. Wochentliche Heimfahrt fiir Grenzganger und 
geographische Mobilitat in den Grenzgebieten. Das Saisonnier-Statut wird abgeschafft. 

• Nach 2 Jahren: Wegfall der Bevorzugung einheimischer Arbeitnehmer und aller Benachteiligungen 
beziiglich der Kontrolle der Lohn- und sozialen Bedingungen. Jahrliche Vorzugsquoten für EU-Burger 
innerhalb des Kontingents (15000 Aufent-haltsgenehmigungen fiir ilber em Jahr und 115'500 
Kurzaufenthaltsgenehrnigungen). 

• Nach 5 Jahren: Wegfall der Kontingente für EU-Burger. Im Fall einer massiven Erh6hung des Zuzugs von 
EU-BUrgern (iiber 10% des Durchschnitts der drei vorangegangenen Jahre) kann die Schweiz fiir die 
folgenden zwei Jahre einseitig wieder Kontingente einfiihren. Abschaffung der Grenzgebiete. 

• Nach 12 Jahren: Automatischer Obergang zum freien Personenverkehr gemass Gemeinschaftsrecht. 

Immobilienerwerb: In der Schweiz ansassige AngehOrige von EU-Staaten werden wie Inlander behandelt. Für 
die anderen gibt es keine Liberalisierung des harten Kerns (Kauf von Ferienwohnungen, reine Kapitalanlagen 
und Immobilienhandel). Grenzganger haben die MOglichkeit, ohne Genehmigung einen Zweitwohnsitz, jedoch 
keine Ferienwohnung, zu erwerben. 

Dienstleistungen: Zwei Jahre nach Inkrafttreten des Abkommens Liberalisierung der Dienstleistungen einer 
natUrlichen Person, deren jahrliche Gesamtdauer weniger als 90 Tage betragt. Die Parteien verpflichten sich, so 
bald wie moglich Verhandlungen tiber eine allgemeine Liberalisierung der Dienstleistungen aufzunehmen. 

Soziale Sicherheit: Das Schweizer System wird mit demjenigen der EU-Mitgliedsstaaten koordiniert. Schweizer 
und EU-Barger werden gleich behandelt, Leistungen (maximal 3 Monate) konnen exportiert werden, und die 
Versicherungszeiten werden fUr die BegrUndung von Anspriichen an die nationale Sozialversicherung 
angerechnet (7jahrige Ubergangsfrist bei der Arbeitslosenversicherung, siehe unten). 

Gegenseitige Anerkennung von Diplomen, Zeugnissen und anderen Titeln: Inhaber von Diplomen, 
Zeugnissen und anderen Titeln, die gewisse Mindestbedingungen erftillen, miissen ihre Berufstatigkeit in alien 
EU-Mitgliedsstaaten und in der Schweiz ausiiben konnen. 

Queue: www.europa.admin.ch/d/int/eurofiche.htm 
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SOZIALVERSICHERUNG 

Im Rahmen der Krankenversicherung besteht fiir Familienangehorige eines aus einem EU-Staat stammenden, in 
der Schweiztatigen Arbeitnehmers, die sich in ihrem Herkunftsland aufhalten, im Prinzip die Moglichkeit, sich in 
der Schweiz zu versichern. Sie zahlen Einzelbeitrage, wobei das EU-Gebiet getrennt behandelt wird. 

Bei der ArbeitslosenversicherUnghaben Arbeitnehmer mit einem Vertrag mit einer kiirzeren Laufzeit als em Jahr 
sowie Saisonniers dieselben Anspruche wie Schweizer, wenn sie vorher zumindest 6 Monate lang in der Schweiz 
Beitrage gezahlt haben, d.h. es gibt 7 Jahre lang keine Anrechnung von Versicherungszeiten. Nach 7 Jahren gilt 
Gemeinschaftsrecht (Anrechnung von in anderen EU-Mitgliedsstaaten erworbenen Versicherungszeiten fiir die 
Begrfindung von Leistungsansphichen in der Schweiz). Die Racktibertragung der von Grenzgangern bezahlten 
Beitrage an die Wohnsitzlander wird nach 7 Jahren eingestellt. Die Beitrage von nur kurzfristig beschaftigten 
Arbeitnehmern, die keinen Zugang zu den Leistungen der Schweizer Arbeitslosenversicherung haben, werden 
wahrend dieser Phase von 7 Jahren an die Wohnsitzlander rUckiibertragen. 

Mehrkosten, geschatzt auf der-Basis von Prognosen beziiglich Konjunktur, Arbeitslosenrate, 
Arbeitslosigkeitsdauer und Migration 

Ubergangsphase Nach 7 Jahren 

Arbeitslosenversicherung ca. 200-500 Millionen 300-600 Millionen 

AHV/IV 34 Millionen 34 Millionen 
2. Saule 10,7 Millionen 10,7 Millionen 
Familienzulagen 2 Millionen 2 Millionen 

Kontingente 

Aufenthaltsbewilligungen 1997* 2004** 
Dauerbewilligungen 17'000 15000 
Ausschopfung 70,8% 
% der EU-Burger 62% 

Kurzfristige Bewilligungen / 
Saisonniers 113'000 115'500 
Ausschopfung 43,5% 
% der EU-Burger 94,8% 

*Es handelt sich um freigegebene Gesamtkontingente fiir Angehorige aller Staaten (Zeitraum 1996-1997). Das 
Schweizer System kennt keine Kontingente je nach geographischem Gebiet. 

**In den Jahren 3, 4 und 5 raumt die Schweiz EU-Biirgern innerhalb ihrer Gesamtkontingente eine sogenannte 
Vorzugsquote em. Diese (aus der Tabelle ersichtliche) Quote stellt somit das Mindestkontingent dar. Das Gesamt-
kontingent der Schweiz ist jedoch natiirlich holier als die obengenannten Zahlen (Reserve fiir Genelunigungen fiir 
Angehorige von Drittlandern). 

Queue: www.europa.admin.ch/d/int/eurofiche.htm. 

69 



Bei einem EU-Beitritt liessen sich die schweizerische Besonderheiten der Auslanderpolitik 

gegenaber den EU-Angehorigen nicht mehr aufrechterhalten. Die Moglichkeit der 

"Notbremse" und die damit verbundene Kontingentierung wiirden entfallen. Spatestens nach 

einer Obergangsfrist massten EU-Angehorige den Schweizern gleichgestellt werden. EU-

Angehorige darfen dann ohne Kontrollen in die Schweiz einreisen, sich in der Schweiz 

aufhalten, niederlassen und arbeiten. Nur in ganz eng definierten Ausnahmebereichen, die mit 

der Wahrnehmung hoheitlicher Kembereiche verbunden sind, diirfte em n Inlandervorbehalt 

geltend gemacht werden. 

Das direkt-demokratische System der Schweiz darfte insbesondere durch das aktive und 

passive kommunale Wahlrecht fiir EU-Angehorige herausgefordert werden. Die EU-

Unionsbilrgerschaft schreibt fest, dass kommunale Rechte iiberall im Raum der EU geltend 

gemacht werden diirfen, unabhangig ob die Wohnsitzgemeinde im eigenen oder in einem 

anderen EU-Land liegt. Weil in der Schweiz das (nationale, schweizerische) Biirgerrecht Ober 

die Gemeinden verliehen wird, konnte hier em n Spannungsverhaltnis entstehen: EU-

 

Angehorige, die den Erwerb des Schweizer Biirgerrechts beantragen, sind dann gleichzeitig 

Spieler (als Gesuchsteller) und Schiedsrichter (als Mitglieder der politischen 

Entscheidungsbehorde, das heisst der Wohnsitzgemeinde)! 

Gegenaber Nicht-EU-Angehorigen wird sich die Schweiz nach einem EU-Beitritt den EU-

Regelungen anschliessen miissen. In der EU besteht die Tendenz, Personenkontrollen von 

innen nach aussen zu verlagern und den Eintritt in die EU, nicht aber die Wanderung 

innerhalb der EU, zu kontrollieren. Die Schweiz wird aufgrund ihrer vollstandigen Binnenlage 

einerseits von den Grenzkontrollen entlastet werden und nur noch an den Flughafen einen Teil 

der Ankommenden zu kontrollieren haben. Andererseits wird damit das far einen 

Nationalstaat fundamentale Recht der Eintrittskontrolle an die EU-Lander mit Aussengrenzen 

delegiert. Diese Delegation von Kontrollkompetenzen wird fiir die Schweiz dann zum 

Problem, wenn andere EU-Lander die Aussengrenzen der EU nicht mit der gewiinschten 

Scharfe kontrollieren, oder wenn sie die Eintrittsbedingungen nicht allzu restriktiv auslegen. 

Besonders wenn die kontrollierenden EU-Aussenstaaten davon ausgehen können, dass die 

Einwanderungswilligen aus Drittstaaten das Eintrittsland eh nur als Transitland verstehen und 

eigentlich nach den wohlhabenden EU-Landern weiterwandern wollen, diirften starke Anreize 

far Dreiecksgeschafte bestehen. Es wird em n "Trafficking business" entstehen, mit bestens 

informierten Schlepperorganisationen, die genau wissen, an welcher Stelle der EU-

Aussengrenze der Eintritt am einfachsten zu schaffen ist. 

Die Schweiz wird gegen die illegale Einwanderung in die EU und gegen Umgehungsstrome 

lediglich indirekt vorgehen 'airmen. Allerdings wird gerade eine EU-Mitgliedschaft 

ermoglichen, (ge)wichtige Verbiindete zu finden. Auch andere EU-Ziellander (insbesondere 

Deutschland, Osterreich, die Benelux-Lander und die nordischen Lander) mussten mit 

Schengenland nationale Kontroll- und Vollzugsrechte an die EU-Aussengrenze abgeben. Sie 

stehen somit vor den genau gleichen Problemen wie die Schweiz. Die Schleierfahndung (also  

die Moglichkeit, im EU-Binnenland Personenkontrollen durchzufiihren) und die damit 
verbundene Ausweispflicht sind erste Schritte, um diesen Herausforderungen zu begegnen. 
Sollte sich das Phanomen der Dreieckmigration ausweiten, duffle die Allianz der potenziellen 
Ziellander (also beispielsweise die Schweiz, Deutschland, Osterreich und die Benelux'ander) 
in der (politischen) Lage sein, fiber gemeinsame EU-Institutionen Druck auf die EU-
Aussenstaaten auszutiben. 

Beide Rackwirkungen - die Personenfreizagigkeit und die gemeinsame EU-Regelung 
gegenaber Drittlandern mit einer ausschliesslichen Kontrolle der EU-Aussengrenzen - werden 
die Schweiz noch einmal starker herausfordern, wenn erst die EU-Osterweiterung Realitat 
werden wird. Weniger das Wanderungspotenzial aus Polen, Tschechien, Ungarn, Slowenien 
oder Estland nach der EU (vgl. Abschnitt 5.2 unten) ist hier das Problem. In den quantitativen 
Auswirkungen bedeutender ist, dass die flint' Beitrittskandidaen der ersten EU-
Erweiterungsrunde nur in rudimentaren Ansatzen iiber die notwendige technische und 
administrative Infrastruktur verfagen, urn die erforderlichen Kontrollen an ihren ostlichen 
Grenzen wirksam durchzufahren zu 'airmen. Die Beitrittskandidaten werden kaum in der Lage 
sein, eine weiter nach Osten verschobene EU-Aussengrenze faktisch zu kontrollieren. Damit 
sind die schon oben in Zusammenhang mit den sadeuropaischen EU-Landern angesprochenen 
Anreize zu einer Umgehungsmigration eine absehbare Folge. Bereits heute ist Polen emn 
wichtiges Transitland fiir Migrationsstrome aus dem tistlichsten Teil Europas, den 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion und nicht-europaischen Weltregionen. Die mittel- und 
osteuropaischen Lander (MOEL) darften gerade mit einem moglich werdenden EU-Beitritt zu 
attraktiven Drehscheiben fiir em n internationales Migrationsgeschaft werden. 

Wiederum gilt natarlich, dass dieses Problem der nach Osten verschobenen EU-
Aussengrenzen kein typisch schweizerisches Problem darstellt. Auch und gerade Deutschland, 
Osterreich, die Beneluxstaaten und die nordischen Lander stehen vor derselben 
Herausforderung. Sie werden deshalb bei der gemeinsamen EU-Migrations-Aussenpolitik 
jene Interessen verfolgen, die mit den schweizerischen Absichten parallel verlaufen. Gerade 
das heutige Abseitsstehen der Schweiz vom EU-Entscheidungsfindungsprozess verscharft 
jedoch die Situation zusatzlich. Im Gegensatz zu den genannten EU-Landern, die von den 
Kontroll- und Vollzugsschwierigkeiten an den EU-Aussengrenzen gleichermassen betroffen 
sind (beispielsweise Deutschland), kann die Schweiz bei den laufenden EU-
Beitrittsverhandlungen mit den MOEL ihren Sorgen keinen vertraglichen Nachdruck geben. 
Die Schweiz wird zwar eventuell der EU noch friiher als die MOEL beitreten. Sie wird aber 
bestenfalls gleichzeitig mit den MOEL die Vertragsverhandlungen abschliessen und somit 
keinen Einfluss auf die konkrete Gestaltung der EU-Osterweiterung nehmen 'airmen. 

Ein weiteres besonderes Problem betrifft die kanftigen Weiterentwicklungen des EU-Rechts 
im Bereich des gemeinsamen europaischen Sozialraums. Nicht zuletzt als politische Reaktion 
auf die vermeintlichen Folgen der Globalisierung strebt die EU-Kommission, getrieben von 
den nationalen Regierungen, nach einer starkeren Vergemeinschaftung. EU-Arbeitskrafte 
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sollen mit EU-weit giiltigen und durchgesetzten Sozialgesetzen vor "Sozialdumping" und 

anderen "Verwerfungen" geschtitzt werden. Entsendegesetze sind die Speerspitze des 

politischen Abwehrkampfes gegen die „entfesselten Marktkrafte". Allgemein 

Verbindlichkeits-Klauseln ftir Mindeststandards und Mindestlohne sind oder werden die 

nachsten Schritte sein. Der EU-Arbeitsmarkt wird hier mit neuen Regulierungen wieder in 

jenen Griff genommen, dem er sich gerade in den 90er Jahren mehr oder weniger erfolgreich 

zu entziehen versucht hatte. 

Fiir die Schweiz ist diese Weiterentwicklung des EU-Rechts deshalb so negativ zu beurteilen, 

weil bis anhin der Schweizer Arbeitsmarkt vergleichsweise durchaus frei war. In der Schweiz 

finden Lohnverhandlungen traditionellerweise auf betrieblicher Ebene statt. Die 

Allgemeinverbindlichkeit nationaler Vorschriften halt sich in Grenzen, die Arbeitnehmern 

und -gebern einen betrachtlichen Spielraum ftir individuelle und betriebliche 

Lohnfestlegungen belassen. Die Deregulierungsanstrengungen der spaten 90er Jahre haben emn 

weiteres dazu getan, den Schweizer Arbeitsmarkt von unnotigen Fesseln zu befreien. Der 

Schweizer Arbeitsmarkt ist damit deutlich flexibler als alle EU-Arbeitsmarkte (mit Ausnahme 

Grossbritanniens und Luxemburgs, vgl. Tabelle 4.1). 

Als EU-Mitglied mtisste die Schweiz das giiltige EU-Sozialrecht zum grossten Teil 

tibernehmen. Sie konnte auch auf die Weiterentwicklung nur beschrankt Einfluss nehmen. 

Damit dtirfte zumindest em n Druck entstehen, die flexible, dezentrale Lohnfindung 

aufzuweichen. Mindeststandards miissten eingefiihrt werden, das schweizerische Arbeits- und 

Sozialrecht wiirde in weiten Teilen vergemeinschaftet und den EU-Regelungen angepasst. 

4.2 Annahmen 

Wie lassen sich die quantitativen Wirkungen der EU-Freiztigigkeit fur die Schweiz 

abschatzen? Die bisherigen Erfahrungen der Schweizer Auslanderpolitik lassen sich nur 

begrenzt als Hilfe beiziehen. Denn in der Vergangenheit bestimmten nationale Regulierungen 

den Zugang zum schweizerischen Arbeitsmarkt. Letztlich standen alle Massnahmen der 

schweizerischen Auslanderpolitik unter dem obersten Ziel der "Stabilisierung der 

auslandischen Wohnbevolkerung". Diese Zielsetzung wird bei einem EU-Beitritt gegentiber 

den EU-Landern nicht mehr aufrecht zu erhalten sein. Wahrend in den bilateralen Vertragen 

vom Dezember 1998 noch eine Notbremse (Kontingentierung) vorgesehen ist, wiirden bei 

einem EU-Beitritt dem Zufluss von EU-Angehorigen keine rechtlichen Schranken entgegen 

gestellt werden konnen. Gerade deshalb ist die Frage nach dem Einwanderungspotenzial der 

EU-Freiziigigkeitsregelung derart zentral. Sind die Schleusen einmal offen, kann der Fluss 

nicht mehr gebremst werden. Aber wie stark wird das Wasser stromen? 
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Im folgenden soil zunachst eine moglichst extreme Situation als Ausgangslage geschaffen 
werden. Es soil - urn im Bild von oben zu bleiben - geschatzt werden, was far die Schweiz 
passieren wiirde, wenn alle Damme brechen warden und die Migrationsstrome mit maximal 
denkbarer Kraft in die Schweiz drangten. Mit diesem Vorgehen wird eine Obergrenze des 
Einwanderungspotenzials aufgezeigt. Es bestehen jedoch gute Grande, die vermuten lassen, 
dass in Wirklichkeit die tatsachliche Einwanderung von EU-Barger(inne)n deutlich unter 
diesem Maximalwert bleiben wird. Diesen wanderungshemmenden Faktoren wird in einem 
zweiten Schritt Rechnung getragen werden. 

Die Annahmen, die hinter den Schatzungen des Einwanderungspotenzials stehen, sollen nun 
moglichst transparent und nachvollziehbar gemacht werden: 

Es wird davon ausgegangen, dass die Schweiz zum 1.1.2002 der EU beitreten werde. Zu 
diesem Zeitpunkt sind somit alle EU-Regelungen im Bereich der Personenfreizagigkeit 
vollumfanglich zu abernehmen. Vorerst sollen keine Ubergangsfristen gelten. Wer 
immer einen EU-Pass vorweise, besitze das Recht, in die Schweiz einzureisen, hier nach 
Studienplatz oder Arbeit zu suchen und mit dem Stellennachweis seine 
Familienangehorigen nachzuziehen. Ebenso darfen EU-Rentner(innen) ihren 
Lebensabend im Tessin, Wallis, im (Vor)alpenraum oder anderswo in der Schweiz 
verbringen, sofern sie tiber geniigend eigene Finanzmittel verfligen. 

2. Bei der Abschatzung des Einwanderungspotenzial interessiert zunachst allein das 
Migrationsangebot, also die Zahl der Einwanderungswilligen. Es wird unterstellt, dass 
alle die kommen wollen, auch tatsachlich in die Schweiz wandern und hier bleiben. 
Weiter wird nicht zwischen Erwerbstatigen und Familienangehorigen unterschieden. 
Vernachlassigt bleiben somit all jene gegenlaufigen Effekte, die sich durch Anpassungs-
mechanismen auf dem Arbeitsmarkt ergeben. Insgesamt diirfte mit diesem Verfahren 
eine obere Schatzung der Einwanderung gegeben werden. 

3. Das Einwanderungspotenzial soil im wesentlichen bestimmt sein durch unterschiedliche 
Lebensbedingungen in den EU-Landern und der Schweiz. Die zentrale Annahrne ist, 
dass urn so mehr EU-Biirger(innen) nach der Schweiz wandern, je grosser die 

Einkommensdifferenzen zwischen den EU-Herkunftslandern und der Schweiz ausfallen. 

Dabei werden die Einkommensunterschiede als durchschnittliche Differenzen in den 
realen (kauflcraftbereinigten) Pro-Kopf-Einkommen errechnet. Die entsprechenden 

Rohdaten sind in Tabelle 4.2 wiedergegeben. 
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(AYEUiCH, 2002 / AYEUiEUj, 1990) Verhaltnis der Differenzen der durchSchnittlichen realen Pro-
Kopf-Einkommen zwischen der Schweiz und dem EU-

- -Euicii) Auswanderungsland i (AY im Jahr 2002 (Prognose) 
beziehungsweise zwischen dem EU-Einwanderungsland j und 
dem EU-Auswanderungsland i (AY ) in der Periode 
1988-1996 (gemessen) 

4. Die durchschnittliche Neigung, das EU-Heimatland zu verlassen, wird aus historischen 

Daten berechnet (vergleiche hierzu die Tabellen 4. A1-A.10 im Anhang zu diesem 

Teil 4). Es wird ermittelt, in welchem Ausmasse in der EU-Vergangenheit eine reale 

Einkommensdifferenz von 1% zwischen zwei EU-Landern zu einer bilateralen 

Wanderung zwischen den beiden EU-Landern gefiihrt hat. 

Dazu em n Beispiel (vgl. hierzu Tabelle 4.A1): In der Periode 1988-96 sind im Jahresdurchschnitt netto 
(das heisst Auswanderung minus Riickwanderung) 7500 Griechen nach Deutschland gewandert. Die 
griechische Bevolkerungszahl lag bei rund 10 Millionen. Somit ergibt sich eine Migrationsneigung von 
0,00075. Die Einkommensdifferenz zwischen Deutschland und Griechenland betrug rund 50 
Prozentpunkte (das heisst, die realen Pro-Kopf-Einkommen in Deutschland waren rund doppelt so hoch 
wie in. Griechenland). Eine 1%ige Differenz der realen Pro-Kopf-Einkommen zwischen Griechenland 
und Deutschland fiihrte somit dazu, dass Anfang der 90er Jahre jahrlich durchschnittlich 0,000015 der 
griechischen Bevolkerung nach Deutschland wanderte. Dieser Zahlenwert wird nun als konstante Siid-
Nord-Wanderungselastizitat der Griechen auch fiir die Migration nach der Schweiz Obernommen. 

5. Weil ohne Zweifel die Moglichkeit eine Beschaftigung zu finden, die individuelle 

Migrationsentscheidung wesentlich beeinflusst, wird bei der Abschatzung des 

Einwanderungspotenzials neben den Einkommensdifferenzen auch die Grosse des 

Aufnahmemarktes mit einbezogen. Mit diesem Gewichtungsfaktor soil die 

Wahrscheinlichkeit berticksichtigt werden, Beschaftigung im Zielland zu finden. 

Dazu em n Beispiel (vgl. hierzu Tabelle 4.A1): Deutschland hat rund 82 Millionen Einwohner, die Schweiz 
rund 7 Millionen. Deutschland ist also gut 1 lmal "grosser". Wenn in der Vergangenheit pro 1%ige-
Einkommensdifferenz jahrlich rund 150 Griechen nach Deutschland gewandert sind, dann dOrften kiinftig 
pro 1%ige-Einkommensdifferenz jahrlich somit rund 13 Griechen (= 1/11 von 150) nach der Schweiz 
wandern. 

Vereinfacht geschrieben, errechnet sich das Einwanderungspotenzial aus den EU-Landern 

nach der Schweiz gemass folgender Formel: 

MigEUiCH, 2002 

(MigEUi,EUj POPEUi)1990 * (AYELJICH, 2002 / AYEUiEUj, 1990) * (POpcH/POPEUj)1990 POPEUi, 2002 

Dabei bedeuten: 

(POpcHIPOPE01)1990 Nachfrage-Gewichtungs-Effekt errechnet aus dem Verhaltnis 
der Schweizer Bevolkerungszahl (PopcH) zur Bevolkerungszahl 
des EU-Einwanderungslandes (PopEuj) in der Periode 1988-
1996 (gemessen) 

POPEU , 2002 = Bevolkerungszahl des EU-Auswanderungslandes im Jahr 2002 
(Prognose) 

Urn das Einwanderungspotenzial aus den EU-Landern nach der Schweiz abzuschatzen, ist es 
zweckmassig, zunachst die Berechnungsformel umzuschreiben in: 

MigEUiCH, 2002 

[(Mi gEULEUj I  POPEui) AYEUi,EUj] * [POPCH/POPEUj] 11990 * POPEUi * AYEUiCH 12002 

Diese Umformulierung hat den Vorteil, dass in der ersten { }-Klammer alles historische Werte 
stehen, die empirisch gemessen werden 'airmen. Die zweite -Klammer enthalt Faktoren, 
deren ktinftiger Verlauf zu pro gnostizieren ist. 

Zunachst gilt es, die historischen Werte fiir die durchschnittliche Migrationsneigung 
(MigEuiEuj / PopEui) fur .jedes einzelne EU-Land zu errechnen. Diese Aufgabe ist deshalb 
schwierig, weil - wie in Teil 3 bereits angesprochen - die Wanderungsbewegungen innerhalb 
der EU ausserordentlich gering ausfallen. Zwischen den meisten EU-Landern gibt es keine 
systematischen bilateralen Wanderungsmuster (das heisst regelmassige jahrliche Wanderungs-
fliisse). Beispielsweise wandern Griechen fast ausschliesslich nach Deutschland, nicht jedoch 
nach andern EU-Landern, obwohl in jedem andern EU-Land die realen Pro-Kopf-Einkommen 
deutlich holier liegen. Ebenso wenig sind die Benelux-Lander, Osterreich oder Danemark 
Magnete, die ihrer hohen realen Pro-Kopf-Einkommen wegen aus dem ganzen EU-Raum 
Menschen anziehen. Vielmehr sind es meistens historisch gewachsene einzelne bilaterale 
Wanderungsbewegungen, die das Bild bestimmen. So ist die Wanderung aus Griechenland 
nach Deutschland oder jene innerhalb der Benelux-Lander und zwischen den Benelux-
Landern und Deutschland vergleichsweise starker ausgepragt. 

Einwanderungspotenzial aus dem EU-Land i nach der Schweiz 

im Jahr 2002 (errechnet) 

Migrationsneigung aus dem EU-Land i nach dem EU-Land j in 

der Periode 1988-1996 (gemessen als Verhaltnis alter 

Wanderer aus i nach j (=MigEuiEui) und der Bevolkerungszahl 

des Auswanderungs-landes ( PonEUi,, 1) 

Tabelle 4.3 gibt samtliche bilateralen Wanderungsbewegungen der 90er Jahre innerhalb der 
EU wieder, die em n einigermassen systematisches Muster erkennen lassen. Mit diesen 
Angaben lassen sich fur jedes EU-Land durchschnittliche Migrationsneigungen errechnen. Die 
Tabellen 4.A1-4.A10 im Anhang dieses Teil 4 enthalten die entsprechenden Informationen. 

MigEUi,CH, 2002 

(VligEUiEUj POPEUi)1990 
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Da die durchschnittlichen Migrationsneigungen aus bilateralen Wanderungsbewegungen 
errechnet werden, lassen sie sich relativ einfach zu den bilateralen Differenzen der realen Pro-
Kopf-Einkommen (AYEuiEui) in Beziehung setzen. Durch eine Division mit dem messbaren 
Wert AYEui,Eui (vgl. Tabelle 4.2) ergibt sich eine Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt 
Einkommensdifferenz. Auch diese Werte sind fiir alle EU-Lander in den Tabellen 4.A1-4.A.10 
im Anhang dieses Teil 4 errechnet. 

Schliesslich bedarf es noch des Gewichtungsfaktors [PopcH/PoPEO,  der sich ebenfalls relativ 
leicht feststellen lasst (vgl. Tabelle 4.2). Als Resultat ergeben sich fiir jedes einzelne EU-Land 
Initialwerte fiir [(MigEuiEui / PopEui) / AYEthEui] * [Popcu/PopEui] } 19905 die Eingang finden 
in die verschiedenen Szenarien. 

Als Pro gnosewerte fur die Wanderungsneigungen nach der Schweiz dienen also 
Verhaltensweisen, die aus historischen EU-internen Migrationsbewegungen berechnet 
werden. Die so ermittelten Migrationselastizitaten werden unverandert auf den Schweizer Fall 
iibertragen. Damit ergeben sich eine Reihe von kritischen Einweinden: 

1. Es wird unterstellt, dass sich die historischen Erfahrungen der EU-Lander auf die 
kiinftigen Beziehungen der Schweiz mit der EU ilbertragen lassen. 

Dazu em n Beispiel (vgl. hierzu Tabelle 4.A1): Die Einkommensdifferenz zwischen Griechenland und 
Deutschland Mitte der 80er Jahre entsprach in etwa der Einkommensdifferenz zwischen Griechenland 
und der Schweiz Ende der 90er Jahre. Wie Tabelle 4.AI weiter verdeutlicht, stimmt die Analogie auch 
far die tibrigen EU-Lander, insbesondere far Portugal und Spanien. Wenn Einkommensdifferenzen 
tatsachlich em n wesentlicher Bestimmungsfaktor fiir die innereuropaische Migration sein sollen, dann 
unterscheidet sich die EU-Vergangenheit kaum von der ktinftigen Differenz zwischen der Schweiz und 
den EU-Landern - die Analogie ist also begrtindet. 

2. Mit dem eben beschriebenen Verfahren wird auch unterstellt, dass sich die historischen 
Reaktionen der innergemeinschaftlichen Wanderungsbereitschaft auf Veranderungen 
auf den EU-Zielmarkten unverandert auf die kiinftigen EU-schweizerischen 
Verhaltnisse iibertragen lassen. Aus insbesondere drei Griinden wird nicht - wie in 
andern Studien - die Arbeitslosigkeit im Zielland, sondem die Wahrscheinlichkeit, im 
Zielland eine Beschaftigung zu finden, als erklarender Faktor far das 
Einwanderungspotenzial ausgewahlt. 

a) Wie alle empirischen Studien eindeutig bestatigen, war die 
Arbeitskraftewanderung innerhalb der EU nachfrage-determiniert (vgl. hierzu 
insbesondere Straubhaar 1988). Das heisst: EU-Btirger(innen) sind nicht einfach 
aufs Geratewohl losgewandert. Sie verliessen ihre Herkunftsorte nur, wenn die 
konjunkturelle Situation in den potenziellen Zielregionen positiv war und neue 
Beschaftigungsmoglichkeiten geschaffen wurden. 
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Karte 4.1 

Regionale Erwerbslosenquoten 
(Ende 1997) 

 

<5% 

5% -10% 

)10% 

keine Angaben 

 

  

  

Queue: 
Bundesaint fur Statistik 

7 

Queue: http://www.europa.admin.chld/pub/folien/!0798dt.gif 

81 

b) Nachfrage-determiniert bedeutet im Falle der inner-EU-Wanderung auch, dass die 

Wanderungswilligen in aller Regel bereits vor Verlassen ihrer Heimatlander emn 

konkretes Beschaftigungsangebot oder gar einen rechtsgiiltigen Arbeitsvertrag in 

der Tasche hatten. Gerade die sozialpolitischen Netze (Arbeitslosenunterstiitzung, 

Sozialhilfe) und gerade die MOglichkeit, dank der EU-Freizirgigkeit zunachst in 

aller Ruhe - auch in andern EU-Landern - Arbeit zu suchen und bei 

konjunktureller Beschaftigungslosigkeit zunachst wieder nach Hause 

zurtickzukehren, urn bei verbesserter Beschaftigungssituation im Zielland 

wiederzukommen, fiihrten dazu, dass in der EU nicht die Arbeitslosen, sondern 

die Beschaftigten gewandert sind. 

c) Schliesslich wird mit dem hier gewahlten Einbezug der Beschaftigungs-

wahrscheinlichkeit der migrationstheoretischen Erkenntnis Rechnung getragen, 

dass Einwanderungswillige nicht auf Angste, sondern auf Chancen reagieren. 
Einwanderungswillige wollen arbeiten. Wenn EU-Birrger(innen) schon tatsachlich 

gewandert sind (was selten genug geschah!), dann sicher kaum in der Absicht, im 

Zielland arbeitslos zu bleiben. Wer bereits im Heimatland arbeitslos ist, hat in 
aller Regel eine weit geringere Migrationseigung. Es ist auf jeden Fall einfacher, 
zu Hause arbeitslos zu sein, als in der Fremde. Zu Hause sind die Mechanismen 
und Netzwerke bekannt, urn soziale Unterstirtzung (formaler oder informaler Art) 
oder eine neue Beschaftigung (notfalls auch in der Schattenwirtschaft) zu finden. 
Dieses ortsspezifische Wissen lasst sich kaum ins Ausland iibertragen. Gerade aus 
diesem Grunde ist es mikrookonomisch durchaus sinnvoll, immobil zu bleiben 

und zunachst zu Hause alle MOglichkeiten auszuschopfen, eine Beschaftigung zu 
finden (vgl. Abschnitt 3.3). Migration ist eben nicht die erste, sondern in der Regel 
eine der letzt-gewahlten Optionen. 

3. Mit Blick auf die eben vorgetragenen Argumente eines nachfrage-determinierten EU-

Einwanderungspotenzials verliert auch em n Vergleich von Arbeitslosenzahlen semen 

Erkenntnisgewinn. Natiirlich ist nach wie vor richtig, dass die Schweiz die tiefsten 

Arbeitslosenquoten ausweist. Zwei Faktoren schranken aber den Erklarungsgehalt dieser 

Feststellung em: 

a) In der unmittelbaren Nachbarschaft der Schweiz (Baden-Wurttemberg, Bayern, 
Turin-Genua-Mailand) finden sich prosperierende Wirtschaftsregionen, deren 
Arbeitsmarkte sich weder in der Grosse der Beschaftigtenzahl noch in der 

Arbeitslosenquote oder den durchschnittlichen Einkommensmoglichkeiten 

wesentlich von den angrenzenden Schweizer Regionen unterscheiden (vgl. Karte 

4.1). 
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Migrationselastizitat 
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0% 50% differenz 

a) konstant 
b) linear (proportional) 
c) linear (unterproportional) 
d) linear (iiberproportional) 
e) nicht-linear 

Bereits heute konnten EU-Biirger(innen) von iiberall her - so aus Spanien, 

Portugal oder Griechenland in diese attraktiven EU-Wirtschaftsregionen wandern 
- und sie tun es nicht (nicht einmal aus Thuringen nach Bayern!). Wieso sollten 
plotzlich Siiditaliener oder Spanier in die Schweiz wandern, wenn sie langst nach 
Norditalien oder Lyon flatten wandern konnen? Beispielsweise vermag die in 
Sizilien oder Andalusien relativ hohe Arbeitslosigkeit hierzu keine iiberzeugende 
Antwort zu liefern. 

b) Schliesslich geht es bei der Abschatzung eines kiinftigen Einwanderungs-

potenzials nach der Schweiz weniger urn absolute Arbeitslosenzahlen als urn 

Vereinderungen in der Beschaftigungszahl. Also: Die in der Schweiz relativ zu 

allen EU-Landern (historisch) tiefere absolute Arbeitslosigkeit wird weniger 
wichtig sein als die (konjunkturelle) Vereinderung der Arbeitslosigkeit in der 
Schweiz im Zeitablauf. Es geht urn kiinftige Fliisse (das heiBt em n Anwachsen oder 
em n Absinken der Arbeitslosigkeit relativ zur heutigen Situation), nicht urn 
Bestande. Deshalb bedarf es erklarender F/ussvariablen (wie Veranderungen der 
Arbeitslosigkeit) und nicht erklarender NiveaugrOssen (wie der Arbeitslosenzahl). 
Und gerade was aktuelle Entwicklungen des Pro-Kopf-Einkommens (also dessen 
Wachstum) und des Arbeitsmarktes (also des Anstiegs der Arbeitslosigkeit) in den 
90er Jahren betrifft, war der Erfolgsausweis der Schweizer Volkswirtschaft im 
Vergleich zu nahezu alien EU-Landern doch eher bescheiden und keinesfalls 
besonders attraktiv. 

4. Im hier gewahlten Verfahren werden fiir den ganzen Prognosehorizont konstante 

Migrationselastiziteiten unterstellt. Es gibt aber in der mikrookonomischen Theorie gute 

Griinde, die vermuten lassen, dass die durchschnittliche Reaktion bei einer hoheren 
realen Pro-Kopf-Einkommensdifferenz starker ist als bei einer niedrigeren realen Pro-
Kopf-Einkommensdifferenz.13  Abbildung 4.2 liefert flir die Annahme eines 
(nicht-)linear fallenden Verlaufs der Migrationselastiziteiten eine Veranschaulichung. 
Soweit die Vermutung zutrifft, dass mit sinkender Einkommensdifferenz die 
Migrationselastizitaten abnehmen, ist demgemass zu erwarten, dass die der folgenden 

Simulation zugrunde gelegten konstanten Migrationsneigungen die tatsachlichen 
Migrationsneigungen (und damit das Einwanderungspotenzial) bei weitem 

itherscheitzen. 

13 Die folgende Intuition steht hinter dieser Vermutung: Wenn die Einkommensdifferenz 50 Prozentpunkte 
betragt, ist die individuelle Chance sich durch eine Wanderung gegeniiber dem Status quo im Heimatland 
wesentlich zu verbessern bei weitem grosser, als wenn die Einkommensdifferenz nur 5 Prozentpunkte betragt. 
Anders gesagt, besteht fiir mogliche Einkommenssteigerungen em n abnehmender Anreiz (Grenznutzen) zur 
Wanderung. Es macht demgemass einen Unterschied, ob durch eine Wanderung em n Arbeitsloser 1000 
Franken oder ob em n Millionar 1000 Franken mehr verdienen kann. Im ersten Fall wird der Anreiz 
(Grenznutzen) grosser sein, tatsachlich die 1000 Franken zu erwerben (und tatsachlich zu wandern). 
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Abbildung 4.2: Reaktion der Migrationselastizitat auf veranderte 
Einkommensdifferenzen 

Quelle: Eigene Darstellung. 

5. In eine ahnliche Richtung zielt der Einwand, dass die Mobilitatsbereitschaft mit 
steigendem Lebensstandard generell geringer wird (in Erweiterung des obigen 
Arguments geht es hier nicht nur urn Einkommensdifferenzen, sondern um 
Einkommensniveaus). Die empirische Erfahrung der EU bestatigt, dass 
Auswanderungsregionen im Zeitablauf mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen zu 
Einwanderungsregionen geworden sind. Anders ausgedriickt: Je höher entwickelt die 
EU-Volkswirtschaften sind, desto schwacher wird der Einfluss von 
Einkommensdifferenzialen bei der Erklarung der Migrationsbewegungen. Die 
durchschnittliche Migrationselastizitat diirfte deshalb innerhalb der EU immer 
schwacher werden. Da im folgenden Verfahren die Migrationselastizitaten der Periode 
1988-96 fiir die Erklarung des Einwanderungspotenzials 2002 benutzt werden, bleiben 
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alle dynamischen Anpassungsprozesse in der Zwischenzeit und insbesondere die 

Riickwirkungen der wirtschaftlichen Weiterentwicklung der EU-Lander auf die 

durchschnittliche Migrationsneigung unberiicksichtigt. Damit diirften die Schatzungen 

des Einwanderungspotenzials nach der Schweiz eine Obergrenze darstellen. 

6. Vernachlassigt werden beim hier gewahlten Verfahren der Extrapolation historischer 

Verhaltensweisen alle Periodeneffekte (also die konjunkturellen Einflusse). Diese 

Vereinfachung diirfte die Simulationsergebnisse dann verfalschen, wenn die 

konjunkturelle Situation der Vergangenheit wesentlich vom Prognosezeitraum differiert. 

An dieser Stelle ist daran zu erinnern, dass die Periode 1988-96 gerade fiir Deutschland 

(nicht zuletzt dank der Wiedervereinigung und deren Nachfrageimpulse auf die 

Konsumgilter- und Bauindustrie) durch eine ausserordentlich positive konjunkturelle 

Entwicklung gekennzeichnet war (mit jahrlichen Wachstumsraten des realen MP von 

durchschnittlich tiber 4% fiir die Periode 1988-92 und immerhin noch 2,7% fiir die 

Periode 1988-96; Queue: OECD 1998a). Fiir die Schweizer Volkswirtschaft liegen die 

in Deutschland erreichten jahrlichen Wachstumsraten des realen BIP eher an der oberen 

Grenze. Damit diirfte die konjunkturelle Nachfrage nach EU-Arbeitskraften in der 

Schweiz eher geringer ausfallen als in den Simulationsrechnungen angenommen. 

Im folgenden wird das Einwanderungspotenzial aus der EU nach der Schweiz anhand von 3 

Szenarien abgeschatzt. Alle Szenarien gehen identisch davOn aus, dass die Schweiz die EU-

Personenfreiztigigkeit zum 1.1.2002 iibernimmt. Die Szenarien differieren lediglich beztiglich 

der Migrationseffekte der EU-Personenfreiziigigkeit. 

1. Szenario 1 ist em Szenario, das nach der hochst moglichen Obergrenze des 

Einwanderungspotenzials aus den EU-Liindern nach der Schweiz sucht. Wann immer 

moglich wurde bei den Annahmen jene Option gewahlt, die zu einem maximal 

denkbaren Migrationspotenzial nach der Schweiz fiihren wiirde. 

Die Migrationsneigungen nach der Schweiz wurden aus den wenigen bilateralen 

Wanderungsstromen errechnet, die innerhalb der EU tatsachlich em n systematisches 

Muster aufwiesen (vgl. Tabelle 4.3). Nicht miteinbezogen wurden alle bilateralen 

WanderungsstrOme, die entweder vernachlassigbar klein waren, oder jene, die in eine 

Richtung geflossen sind, die sogar der okonomischen Theorie widersprachen (also 

beispielsweise Migrationsbewegungen von Landern mit einem hoheren 

durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen nach Landern mit einem geringeren 

durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen). Diese scheinbar nicht unmittelbar durch 

(durchschnittliche) okonomische Faktoren induzierten Migrationsbewegungen wiirden 

somit auch eher von der Schweiz weg als zur Schweiz hin fiihren. 

Fiir das Einwanderungspotenzial aus einzelnen EU-Landern nach der Schweiz wurden 

fiir die Migrationselastizitaten die hochsten Werte zugrundegelegt, die fiir bilaterale  

innergemeinschaftliche Wanderungsbewegungen iiberhaupt ftir die EU-Lander aus 
historischen Erfahrungen jemals haben ermittelt werden konnen. Beispielsweise fiihrt 
dieses Verfahren dazu, dass bei den nachfolgenden Schatzungen die Schweiz ftir die 
Niederlande dieselbe Attraktivitat als Zielregion hat wie Deutschland, obschon emn 
Grossteil der deutsch-niederlandischen Wanderung nachbarschaftliche, aber grenziiber-
schreitende Wohnsitzverlagerungen innerhalb desselben Arbeitsmarktes waren. 

Urn leinge ffristige Einflusse einzubeziehen, wird das Einwanderungspotenzial aus der 
EU nach der Schweiz iiber die Periode 2002-2015 geschatzt. Dabei werden die in 
Tabelle 4.4 angegebenen Prognosewerte fur die Bevolkerungsentwicklung und das 
Wachstum des realen Pro-Kopf-Einkommens zugrunde gelegt. Zu vermerken ist, dass 
far die Schweiz eine jahrliche Wachstumsrate des realen Pro-Kopf-Einkommens von 
2% unterstellt worden ist, was gerade mit Blick auf die Stagnationsphase der 90er Jahre 
eher optimistisch scheint (womit auch positive Wachstumsimpulse eines EU-Beitritts 
mit abgedeckt sein &then). Geringere Wachstumsraten der Schweizer Wirtschaft als 
prognostiziert, wiirden in Szenario 1 migrationshernmende Wirkungen haben. 

2. Szenario 2 ist em realistischeres Szenario. Es tragt den tatsachlichen EU-Erfahrungen 
Rechnung. Dazu zahlt insbesondere die fehlende Einkommensreagibilitat der 
Wanderungsstrome. Die fehlende Einkommensreagibilitat der EU-Wanderungsstrome 
verweist darauf, dass gerade zwischen den EU-Landern mit hoherem Pro-Kopf-
Einkommen Einkommensdifferenzen ihren migrationsfordernden Erklarungsgehalt 
verlieren (vgl. hierzu die Bemerkungen zu Abbildung 4.2). Zwischen Frankreich und 
Deutschland oder zwischen Deutschland und den Niederlanden oder Belgien finden 
zwar Wanderungsbewegungen statt. Aber deren Richtung und zeitlicher Verlauf folgt in 
keiner Weise den theoretisch erwarteten Wegen. Vielmehr gibt es starke Wanderungs-
bewegungen aus Landern mit hohem Pro-Kopf-Einkommen in Lander mit tieferem Pro-
Kopf-Einkommen. Eine vergrosserte Einkommensdifferenz fiihrt nicht etwa zu 
starkeren Wanderungsbewegungen, sondem zu schwacheren. Hier miissen also ganz 
andere Faktoren wichtig werden. Beispielsweise spielen beschaftigungsorientierte 
Merkmale, individuelle Charakteristika (wie Qualifikation, Alter, Familie) und 
regionale Effekte eine weit tragendere Rolle. Mehr noch: Gerade das Entstehen eng 
verflochtener, grenziiberschreitender "nattirlicher" Wirtschaftsraume mindert den 
Erkenntnisgewinn, den durchschnittliche Einkommenselastizitaten zur Erklarung von 
internationalen Wanderungsbewegungen bieten. Szenario 2 beriicksichtigt die EU-
Erfahrungen, in dem die Initialwerte gegentiber dem Szenario 1 angepasst werden. Die 
fehlende Einkommens-Reagibilitat fiihrt zu einem Verzicht auf die 
Einkommenselastizitat als erklarender Faktor. An ihre Stelle tritt die durchschnittliche 
bilaterale Migrationsneigung (also unbesehen der Einkommensdifferenzen). 
Beispielsweise wird die Wanderung der Deutschen nach den Niederlanden insgesamt 
genommen, die dann lediglich mit den Bevolkerungsgrossen gewichtet wird, nicht 
jedoch Einkommensdifferenzen beriicksichtigt. 
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Die Intuition lautet: Wenn in der Periode 1990-1996 jahrlich im Durchschnitt netto rund 
3300 Deutsche in die Niederlande (mit rund 15,7 Millionen Einwohnern) gewandert 
sind, dann waren wohl knapp 1500 Deutsche in die Schweiz gewandert (mit rund 7,1 
Millionen Einwohnern). Dessen ungeachtet, behalt Szenario 2 alle iibrigen 
wanderungsfreundlichen Annahmen. Deshalb diirfte selbst diese Berechnung des 
Einwanderungspotenzials die tatsachlich zu erwartenden Migrationsstrome 
aberschatzen. 

3. Szenario 3 schliesslich tragt der Moglichkeit Rechnung, dass die Migrationsneigungen 
im Zeitablauf sinken (Hump-Effekt, vgl. Abschnitt 2.1). Der Hump-Effekt 
veranschaulicht, dass nach dem Obergang von einer nationalen Regulierungspolitik zur 
EU-Personenfreiztigigkeit kurzfristig die Wanderungsstrome starker werden (und sei es 
nur, weil im Vorfelde des Wechsels und in Erwartung der moglich werdenden 
Freiheiten Wanderungsentscheidungen aufgeschoben werden). Relativ rasch (2-5 Jahre) 
nach Gewahrung der EU-Personenfreiztigigkeit gehen die Wanderungsbewegungen 
stark zurtick. Der Hump-Effekt wird in Szenario 3 durch periodenweise unterschiedliche 
Migrationsfaktoren abgebildet. Ftir die beiden stideuropaischen Lander Griechenland 
und Portugal soil zunachst eine hohere, dann eine geringere Migrationselastizitat gelten. 
Die Berechnung beschrankt sich auf diese beiden Lander, weil einzig diese beiden 
Herkunftsregionen in der Vergangenheit nach ihrem EU-Beitritt und dem Obergang zur 
EU-Freiziigigkeitsregelung em n derartiges Hump-Migrationsmuster haben erkennen 
lassen. 

4.3 Simulationsergebnisse 

Die Simulationsergebnisse liefern einige eindeutige Erkenntnisse, die hier in aller Kiirze 
zusammengefasst werden: 

1. Wichtigstes Resultat ist, dass es keine Indizien ftir die Vermutung gibt, die Schweiz 
werde mit dem Obergang zur Freiztigigkeit ftir EU-Burger(innen) durch 
Zuwanderungsstrome iiberschwemmt werden. Im Gegenteil zeigt sich bei allen 
Szenarien, dass das Einwanderungspotenzial ausserst moderat bleibt. Die Zahl der 
einwanderungswilligen EU-Angehorigen nach der Schweiz diirfte im extremsten Fall 
(netto) nicht iiber 10'000 Personen pro Jahr liegen (netto, heisst Einwanderung minus 
Riickwanderung). 

2. Die vorgestellten Szenarien deuten darauf hin, dass die starksten 
Wanderungsbewegungen in die Schweiz aus der unmittelbaren Nachbarschaft 
(insbesondere aus Deutschland und Frankreich und etwas weniger aus Italien) zu 
erwarten waren. Fiir andere quantitativ ins Gewicht fallende Einwanderungsstrome 
finden sich keine Anzeichen, die sich auf historische Erfahrungen griinden liessen. 
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3. Szenario 1, das eine oberste Grenze des Einwanderungspotenzials nach der Schweiz 
abschatzt, liefert folgende Ergebnisse (vergleiche Tabelle 4.5): 

a) Im extremsten Falle - unter der Annahme der starksten denkbaren 
Migrationsneigung - liegt das Einwanderungspotenzial der EU-Angehorigen nach 
der Schweiz bei (netto) rund 10'000 Personen pro Jahr. 

b) Die starkste Zuwanderung ware aus der unmittelbaren Nachbarschaft zu erwarten. 
Die iiberdurchschnittlich starke Migration aus den Niederlanden folgt aus den 
Modellannahmen (vgl. die Bemerkungen unten) und duffle die tatsachlich zu 
erwartende Wanderung aus Holland nach der Schweiz bei weitem tiberschatzen. 

c) Eine starke Zuwanderung aus den siideuropidischen EU-Landern ist nicht zu 
erkennen. 

d) Das Einwanderungspotenzial aus der EU nach der Schweiz halbiert sich in 
Szenario I innerhalb von gut 10 Jahren. Dieses Ergebnis ist die Folge der 
Annahme, dass die EU-Lander in dieser Periode rascher wachsen als die 
Schweizer Volkswirtschaft.14 

e) Im erwarteten Aufholprozess der EU-Lander (dank des vergleichsweise starkeren 
Wirtschaftswachstums) konnte auch eine mogliche Rechtfertigung für 
Obergangsfristen liegen. Ubergangsfristen haben zur Folge, dass eine zu 
erwartende Einwanderung "spater" beginnt. Insgesamt ist ihre Wirkung jedoch 
marginal. Auf den langfristigen Verlauf des Einwanderungspotenzials haben sie 
keinen Einfluss. 

f) Szenario 1 tragt dem Bevolkerungsruckgang Rechnung, der in einigen EU-
Landern in der Periode 2002-2015 zu erwarten sein wird. Dabei wird em n Ergebnis 
iiberdeutlich: Der Bevolkerungsrtickgang ist innerhalb des prognostizierten 
Zeitraums quantitativ viel zu schwach, um einen Einfluss auf das 
Einwanderungspotenzial nach der Schweiz auszutiben. 

4. Szenario 2 tragt den historischen Erfahrungen der EU mit der Personenfreiziigigkeit 
Rechnung. Damit verandern sich die Ergebnisse wie folgt (vergleiche Tabelle 4.6): 

14 Nur der Vollstandigkeit halber sei hier darauf aufmerksam gemacht, dass das im Zeitablauf geringer 

werdende Einwanderungspotenzial aus der EU nach der Schweiz (vgl. Tabelle 4.5) nicht die Folge variabler 
Migrationsneigungen ist. Die Migrationsneigungen bleiben aber den gesamten Szenarienhorizont konstant. 
Was andert, sind die Differenzen in den realen Pro-Kopf-Einkornmen. Weil (annahmegemass) die EU-Lander 
schneller wachsen, wird dieser - in Szenario 1 migrationsinduzierende Faktor - im Zeitablauf schwacher und 
entsprechend das Migrationspotenzial geringer. Die Annahme eines rascheren wirtschaftlichen Wachstums in 
den EU-Landern ist einerseits mit Blick auf die 90er Jahre berechtigt, und sie lasst sich andererseits auch 
theoretisch mit B lick auf die Konvergenzhypothese der neoklassischen Integrationstheorie begriinden (vgl. 
Fischer/Straubhaar (1998). 
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a) Das geschatzte Einwanderungspotenzial sinkt auf jeihrlich weniger als (netto) 
8'000 EU-Angeharige. 

b) Ein Vergleich von Szenario 2 und Szenario 1 zeigt, dass vor allem das 
Einwanderungspotenzial aus den Nachbarlandem deutlich sinkt, wenn der 
Migrationsneigung etwas realistischere Annahmen zugrunde gelegt werden. 
Demgegentiber bleibt die Zuwanderung aus den stideuropaischen 
Herkunftslandern Portugal und Griechenland relativ stabil. 

c) Noch immer bedarf die relativ hohe Zuwanderung aus Holland einer weiteren 
Analyse (vgl. untenstehende Bemerkungen). 

5. Szenario 3 schliesslich veranschaulicht, dass selbst em n ausgepragter "Hump"-Effekt far 
die beiden "armsten" EU-Lander, Griechenland und Portugal, nur eine relativ geringe 
quantitative Wirkung hate (vgl. Tabelle 4.7). Zwar verdoppelt sich das 
Einwanderungspotenzial aus diesen beiden Landern kurzfristig. Im Fall Portugals 
konnte als Folge historischer Beziehungen dieser „Hump-Effekt" moglicherweise noch 
einmal starker ausfallen. Dd.& gehen die Migrationsfliisse in der Folge urn so starker 
zurtick. Ober eine 12jahrige Periode bis 2015 unterscheidet sich das Szenario 3 mit dem 
Hump-Effekt nicht mehr vom Einwanderungspotenzial des Szenario 1. 

Tabelle 4.7: Szenario 3: Hump-Migration (nur in Griechenland und Portugal) 

Jahr Griechenland Portugal I 
2002 1277 841 2118 

2003 1263 830 2093 

2004 1249 819 2068 

2005 1235 808 2043 
2006 148 255 403 

): 2002-06 5171 3554 8724 

0 1293 888 2181 

2007 146 251 397 
2008 144 248 392 

2009 142 244 386 
2010 141 240 381 

2011 139 237 37 

2012 137 233 370 

2013 135 229 364 
2014 133 225 359 

2015 132 221 353 

I 2007-15 1249 2128 3377 

0 139 236 375 

/: 2002-15 6420 5682 12102 

0 459 406 864 

Queue: eigene Berechnungen, Methode: siehe Text 
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Wie sind die Simulationsergebnisse zu wiirdigen? In einem ersten Schritt soil zunachst eine 

primar quantitativ orientierte Interpretation erfolgen (fiir die qualitative Bewertung vgl. 

Abschnitt 5.1): 

1. Das geschatzte Einwanderungspotenzial aus der EU nach der Schweiz ist bescheiden. Es 

unterscheidet sich nur unwesentlich von den durchschnittlichen Wanderungssaldi der 

EU-Lander nach der Schweiz in den 90er Jahren. So lag in der Periode 1988-97 der 

Saldo der Ein- und Auswanderungen aus der EU nach der Schweiz bei rund 5'000 EU-

Angehorigen pro Jahr. Dabei ist zu beachten, dass in der oben prasentierten Schatzung 

des Einwanderungspotenzials spezifische migrationshemmende Effekte unberiick-

sichtigt blieben. Hier sei noch einmal daran erinnert, dass die geschatzten Werte fiir das 

Einwanderungspotenzial keine konjunkturellen Periodeneffekte oder migrations-

hemmenden Nachfrageeffekte beriicksichtigen. Das heisst: Die zugrunde gelegten 

Migrationsneigungen stammen aus konjunkturell guten Zeiten. Anfang der 90er Jahre 

bestand mit der deutschen Wiedervereinigung und dem "Wiederaufbau" Berlins emn 

deutsches Nachfragepotenzial fur EU-(Bau-)Arbeitskrafte. Die Erfahrungen dieser guten 

Zeiten wurden auf die kiinftigen Erwartungen fiir die Schweiz iibertragen. Eine 

schlechtere konjunkturelle Wirtschaftsentwicklung wiirde jedoch mehr oder weniger 

automatisch die Nachfrage nach EU-Zuwanderung dampfen. Somit bestehen starke 

Argumente far die Annahme, dass der quantitative Effekt der EU-Freiziigigkeit auf die 

Wanderung aus der EU nach der Schweiz marginal bleiben diirfte. 

2. Das relativ starke Einwanderungspotenzial aus den Nachbarstaaten ist weniger die 

Folge unterschiedlicher realer Pro-Kopf-Einkommen. Zwischen der Schweiz und ihren 

Nachbarregionen (Bayern, Baden-Wiirttemberg, Elsass, Piemont, Lombardei, Voralberg, 

Tirol, Bozen) sind sowohl die durchschnittlichen realen Pro-Kopf-Einkommen wie auch 

die Erwerbslosenquoten nicht wesentlich verschieden (vgl. Karte 4.1). Die 

Wanderungen aus den Nachbarlandern der Schweiz durften em n unmittelbares Zeichen 

zusammenwachsender Grenzregionen und der sich grenziiberschreitend integrierenden 

Arbeitsmarkte sein. Beispielsweise kOnnte nun em n badischer oder elsassischer 

Grenzganger semen Wohnsitz nach Basel-Land verlagern, um naher seinem Arbeitsplatz 

in Basel-Stadt zu sein. Diese Formen der Migration zwischen ahnlich hoch entwickelten 

Volkswirtschaften unterscheiden sich kaum mehr von binnenwirtschaftlichen regionalen 

Bevolkerungsbewegungen. Es geht dabei weit eher urn "Mobilitat" (beruflicher, 

sektorialer Art) als urn "Migration" (im tradtionellen Sinne). Zur relativ starkeren 

Zuwanderung aus Deutschland und Frankreich nach der Schweiz kOnnte auch der 

"Alterstourismus" beitragen, der fiir deutsche oder franzosische Rentner(innen) leichter 

moglich ware und erlauben wiirde, sich im Alter im Tessin oder im Wallis 

niederzulassen. 

iibertrieben sein. Sie ruht auf der Annahme, dass die Wanderung aus den Niederlanden 
nach der Schweiz (bzw. aus Schweden nach der Schweiz) eine ahnliche 
Grossenordnung aufweise, wie die Wanderung aus den Niederlanden ins benachbarte 
Deutschland (bzw. aus Schweden ins benachbarte Danemark). Nun sind aber die 
Schweiz und die Niederlande bzw. Schweden keine Nachbarstaaten. Gerade ftir 
Schweden zeigt sich jedoch, dass die Wanderungsneigung in holler entwickelten 
Volkswirtschaften in hohem Masse distanzabhangig ist (vgl. ausfiihrlich dazu die mit 
Mikrodaten empirisch gestiitzten Ergebnisse von Fischer, 1999). 

Abbildung 4.3: Migration zwischen "counties" (Landkreisen) und "municipalities" 
(Gemeinden) in Schweden 1967-1995 

Queue: Fischer (1999). 

3. Szenario 1 und Szenario 2 schatzen das Einwanderungspotenzial aus den Niederlanden 

und Schweden nach der Schweiz relativ hoch em. Diese Erwartung diirfte weit 
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Abbildung 4.4: Distanzen der raumlichen Mobilitat in Schweden 1994 

Source: Fischer/Holm/Malmberg/Straubhaar (1998) 
Calculations based on data from Statistics Sweden as provided in the TOPSWING database, Department 
of Social and Economic Geography, Umea University. 

Abbildung 4.3, die auf einer detaillierten empirischen Untersuchung von individuellen Milcrodaten fiir Schweden 
basiert (vgl. Fischer 1999), veranschaulicht, dass pro Jahr nur etwa 4% der schwedischen Bevolkerung den 
Wohnsitz verlegt hat. Dabei bleiben rund die Halfte dieser Mobilitatsbewegungen innerhalb der selben 
Gemeinde. Nur ca. 2% der Bevolkerung wandert iiber die Gemeindegrenzen hinaus. Abbildung 4.4 deckt weiter 
auf, dass rund 50% aller raumlichen Wohnsitzverlagerungen innerhalb von gut 6 Kilometern erfolgen (und das 
im diinn besiedelten Schweden, das bei 8,8 Millionen Einwohnern in der Mae em n Viertel grosser ist als 
Deutschland!). 
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Abbildung 4.5: Binnenwanderung versus Internationale Wanderung in ausgewahlten 
Europaischen Landern 1985-1990 (Jahrliche Durchschnittswerte) 

Queue: Fischer (1999). 

4. Die ftir Schweden mit einer Mikrountersuchung gewonnenen Ergebnisse konnen als 
Faustregel auch auf die Mobilitat innerhalb der EU iibertragen werden. Nach Abbildung 
4.5 wechselten im Durchschnitt der Jahre 1985-1990 weniger als 3% der Bevolkerung 
ihren Wohnsitz. In den grossflachigen, nordischen Landern dominierte dabei die 
Binnenwanderung innerhalb des selben Landes. In keinem der untersuchten Landern lag 
die grenztiberschreitende, intemationale Wanderungsrate bei wesentlich mehr als einem 
halben Prozent pro Jahr. Mit andem Worten diirften die Schatzungen der Szenarien 1 
und 2 das Einwanderungspotenzial nach der Schweiz in dem Masse verfalschen, dass 
die zugrundegelegten Migrationsparameter aus der Wanderung zwischen benachbarten 
EU-Landern errechnet worden sind. Je weiter die Schweiz von einem potenziellen EU-
Herkunftsland liegt (beispielsweise von den Niederlande oder Schweden) urn so starker 
diirften die Simulationsergebnisse die tatsachlich zu erwartende Einwanderung 
iiberschatzen. 
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5. Die Sild-Nord-Wanderung innerhalb der EU war schwach und wurde in den letzten 

Jahren schwacher. Warum sollte hier eine iiberdurchschnittlich starkere Wanderung in 

die Schweiz erwartet werden? Die griechische Wanderung nach Deutschland ging nach 

einem Hump-Effekt drastisch zurtick. Die portugiesische Wanderung nach Deutschland 

war vor allem gepragt durch die enorme Bautatigkeit in Berlin und die damit 

verbundene Nachfrage nach Bauarbeitem. Dieser Sonderfaktor spielt im Schweizer Fall 

kaum eine Rolle. 

6. Die Simulationen di.irften die Wanderung aus Siideuropa in die Schweiz ilberschatzen. 

Die tatsachliche schweizerische Erfahrung der 90er Jahre lehrt, dass mehr Stideuropaer 

aus der Schweiz als in die Schweiz wandem (vgl. Tabellen 4.8 und 4.9). Die EU-

Siideuropaer verlassen die Schweiz in spiirbarem Ausmasse. Die Wanderungssaldi far 

Italien, Spanien und Griechenland mit der Schweiz sind seit 1991 negativ, fiir Portugal 

sind sie es seit 1996. 1997 erreichte der Wanderungssaldo der siideuropaischen Lander 

Italien (-6'091), Spanien (-4'376), Portugal (-3'744) und Griechenland (-204) nach der 

Schweiz insgesamt em n Minus von tiber 14'000 Menschen (das heisst, es sind weit mehr 

Siideuropaer nach Hause zuriickgekehrt als neu in die Schweiz eingewandert). Warum 

sollte dieser Trend in jenem Masse umgekehrt werden, wie es hier in den Szenarien fur 

Italien, Portugal und Griechenland unterstellt worden ist? 

7. Die EU-Freiztigigkeitsregelung wiirde ohne Zweifel die Riick- und Weiterwanderung 

von EU-Barger(inne)n flexibilisieren. Anstatt arbeitslos in der Schweiz zu werden und 

zu bleiben, konnten sie wesentlich einfacher anderswo nach Arbeit suchen, ohne 

deswegen ihre Privilegien des langfristigen Aufenthaltsrechtes in der Schweiz opfem zu 

miissen. Nach der heutigen Regelung haben EU-Arbeitskrafte mit einer langerfristigen 

Aufenthaltsgenehmigung starke Anreize, in der Schweiz zu verharren, selbst wenn er 

oder sie arbeitslos geworden sind. Eine Riickwanderung wiirde ja in aller Regel 

bedeuten, dass bei einem emeuten Einwanderungsversuch in die Schweiz wieder eine 

behordliche Erlaubnis erforderlich ware, die zu erhalten, administrativen Aufwand und 

Kosten verursacht. 

8. Nicht zuletzt erleichtert eine gegenseitig gewahrte Freiztigigkeit ja auch fur 

Schweizer(innen) die Arbeitsaufnahme in der EU. Gerade dieser Aspekt diirfte in der 

langen Frist alle tibrigen Gesichtspunkte tiberragen (vgl. hierzu die nachfolgenden 

Bemerkungen). Schweizer(innen) erhalten mit der EU-Freiztigigkeit das Recht, 

innerhalb der EU nach Arbeit zu suchen und Dienstleitsungen anzubieten. Sie konnen in 

der EU studieren, forschen und innerhalb multinationaler Untemehmungen 

Auslandserfahrungen gewinnen. Dadurch verbessem sich die individuellen Chancen auf 

attraktive Beschaftigungsmoglichkeiten und Karriere-Laufbahnen far schweizerische 

Fach- und Rihrungskrafte. 
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9. Gerade die Schweiz als wichtiges Stammsitzland ftir multinationale Firmen hat emn 
ureigenes Interesse an offenen Arbeitsmarkten, die den Schweizer(inne)n ermoglichen, 
sich innerbetrieblich auch grenzirberschreitend frei zu bewegen. Die raumlich 
ungebundene Nutzung von firmenspezifischem Know-how und Know-why, also von 
Wissen, Information und Fahigkeiten ist em n strategischer Erfolgsfaktor firr international 
tatige Unternehmungen. Damit riickt die internationale Dimension firmen-interner 
Arbeitsmarkte in das Zentrum des Interesses. Ein Beleg fur diese These liefert der 
steigende Anteil hoherqualifizierter Arbeitskrafte an der Gesamtheit der international 
wandernden Personen. Das Bild der "Gastarbeiterwanderung", das in Westeuropa die 
Diskussion der 60er und 70er Jahre pragte, gehort namlich langst der Vergangenheit an. 
Bei der inner-EU-Wanderung handelt es sich heute kaum mehr nur urn "Blue collar 
workers" aus anderen EU-Mitgliedlandem, die bereit sind, relativ schlecht bezahlte 
niedrigqualifizierte ("schmutzige") Tatigkeiten auszutiben, fur die sich heimische 
Arbeitskrafte nicht bereit erklaren. Vielmehr sind es in rasch steigendem Masse "White 
collar workers", die hochqualifizierte Tatigkeiten erledigen, fiir die sich keine 
inlandischen Spezialisten finden. Hier boten sich fiir die insgesamt gut ausgebildeten, 
sprachgewandten Schweizer Arbeitskrafte hervorragende individuelle Erfolgschancen, 
ihre Fahigkeiten und ihr Wissen im gesamten EU-Raum nutzbringend anzubieten, 
interessante Arbeitsplatze zu finden und gut zu verdienen. 

10. Die vorgestellten Simulationsergebnisse und ihre okonomische Interpretation 
verdeutlichen, dass Ubergangsbestimmungen weder notwendig sind, urn eine 
unerwtinschte Einwanderung nach der Schweiz zu verhindern, noch im Interesse der 
Schweizer Volkswirtschaft sind. Da es weniger urn die Wanderung von arbeitslosen 
EU-Mirger(inn)en geht, sondem vielmehr urn die Nachfrage des schweizerischen 
Arbeitsmarktes nach EU-Fach- und Fiihrungskraften ware em n weiterer Aufschub der 
EU-Freiztigigkeit letztlich em n Schuss ins eigene Rein der Schweizer Volkswirtschaft. 
Zudem miissten dann auch Schweizer(innen) 'anger warten, bis sie ihrerseits das 
Freiztigigkeitsrecht ohne Einschrankungen in Anspruch nehmen konnten. Letztlich 
bieten gerade der Status quo und die im Rahmen des bilateralen Abkommens der 
Schweiz mit der EU vereinbarten Liberalisierungsschritte jenen zeitlichen Spielraum, 
der als "Trainingslager" genutzt werden kann. Eine weitere Verzogerung durch 
Obergangsfristen ist unnotig. 
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5. WIRTSCHAFTSPOLITISCHE FOLGERUNGEN 

Welche qualitativen Folgen wiirde die EU-Personenfreiztigigkeit fiir die Schweizer 
Volkswirtschaft verursachen? Wiirden die Lohne der Schweizer Arbeitskrafte sinken? Wiirde 
die Arbeitslosigkeit steigen? Diese Fragen stehen nattirlich im Mittelpunkt des 
wirtschaftspolitischen Interesses. Die Antworten werden wesentlich dazu beitragen, oh und 
wie weit die Schweizer Bevolkerung bereit ist, den Integrationsweg in Richtung EU-Beitritt 
weiter zu gehen. In diesem Kapitel sollen deshalb einige einschlagige Argumente zu dieser 
Diskussion vorgetragen werden. Abschnitt 5.1 beschreibt die direkten und unmittelbaren 
Auswirkungen einer EU-Personenfreiziigigkeit. Abschnitt 5.2 geht auf die Folgen der 
geplanten EU-Osterweiterung em, die bei einem EU-Beitritt der Schweiz auch em n ganz 
spezifisch schweizerisches Problem werden wiirden. Abschnitt 5.3 deutet an, dass einige 
grundlegende weltwirtschaftliche Verandenmgen unabhangig vom gewahlten 
Integrationsprozess ohnehin die ktinftige Entwicklung des Schweizer Arbeitsmarktes stark 
beeinflussen werden. Was mit der Globalisierung zusammenhangt, wird eh eine starkere 
Offnung der nationalen Arbeitsmarkte erzwingen. Gerade em n offensiveres Vorgehen 
gegentiber der Europaischen Union ware hier nicht em n Nachteil, sondem em wesentlicher 
Vorteil, weil so eher friiher als spater notwendige Anpassungsschritte erfolgen konnten. 

5.1 Die qualitativen Folgen der EU-Freizugigkeit 

Die direkten Arbeitsmarkteffekte einer EU-Annaherung stehen politisch im Vordergrund. 
Sollten die Lohne sinken, oder die Arbeitslosigkeit steigen, dtirfte sich rasch eine starke 
Opposition gegen die ebernahme der EU-Freiziigigkeitsregelung formieren. Wie in Teil 4 
geschatzt, wird die EU-Personenfreiztigigkeit nur zu einer quantitativ bescheidenen 
Einwanderung in die Schweiz fiihren. Allein schon aufgrund dieser schwachen quantitativen 
Veranderungen diirften deshalb die qualitativen arbeitsmarktlichen Konsequenzen der EU-
Personenfreiziigigkeit fiir die Schweiz eher marginal sein. 

Okonomisch sind die kurzfristigen Arbeitsrnarkteffekte der EU-Freiziigigkeit ftir die Schweiz 
auch deshalb weniger schwergewichtig, weil die Schweiz ohnehin ihre Migrationspolitik einer 
grundlegenden Revision unterzogen hat. Nachdem die Ineffizienz der bisherigen 
schweizerischen Gastarbeiter- und spateren Auslanderpolitik mehrfach aufgedeckt worden ist 
(vgl. Straubhaar 1991, Blattner/Theiss 1994 und Golder 1999) und insbesondere die 
langerfristig negativen Folgen des Saisonnierstatuts, dessen Schleusenfunktion und die 
ungtinstige Qualifikationsstruktur der Einwandernden offenbart worden sind (vgl. Dhima 
1991 und Golder 1999), hat sich die schweizerische Migrationspolitik in jtingerer 
Vergangenheit durchaus in die richtige Richtung entwickelt und damit "verbessert". Im neuen 
"Zwei-Kreise-Modell" wird den EU-Angehorigen in wesentlichem Ausmasse eine 
arbeitsmarktliche Freiziigigkeit gewahrt. Nattirlich bleiben im Status quo eine 
Kontingentierung und eine Inlanderpraferenzierung. Sie haben aber eher geringere faktische 
Bedeutung. 
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Nicht zuletzt erreichen die im Dezember 1998 erfolgreich abgeschlossenen bilateralen 

Abkommen der Schweiz mit der EU nahezu die QuaEtat der "alten" arbeitsmarktorientierten 

EU-Freiztigigkeit. Ein EU-Beitritt wird hier lediglich noch einen Verzicht auf die 

"Notbremse" und eine automatische Obernahme der weiteren Entwicklung der EU-

Personenfreizirgigkeit in Richtung auf eine generelle Personenfreizirgigkeit erfordern. Diese 

Neuerungen diirften eventuell Probleme mit dem Erwerb von Grundstiicken und Immobilien 

durch wohlhabende EU-Rentner(innen) verursachen. Hinsichtlich der arbeitsmarktlichen 

Effekte bringt die bilaterale Regelung eine Freizirgigkeit der Arbeitskrafte, die sich kaum 

mehr von einem EU-Beitritt unterscheidet. 

Selbst wenn das Einwanderungspotenzial aus der EU nach der Schweiz insgesamt quantitativ 

bescheiden bleiben dirrfte, konnten doch in einzelnen Regionen oder in bestimmten Sektoren 

direkte qualitative Effekte auftreten. Diese sollen nun kurz beschrieben werden: 

1. Die EU-Freizagigkeit und die (leichter) moglich werdende Einwanderung in die 

Schweiz werden jene schweizerischen Sektoren und jene einheimischen Arbeitskrafte 

unter Druck setzen, die in der Vergangenheit dank des Schutzes ktinstlicher 

Eintrittsbarrieren okonomische Renten erzielt haben.15  Renten sind sowohl fiir 

inlandische wie auch fur auslandische Arbeitskrafte em n Anreiz zu raumlicher und 

beruflicher Mobilitat mit der Absicht, urn diese Renten zu konkurrieren. 

2. Im Gegensatz zur popularen Annahme, wonach insbesondere weniger qualifizierte 

Schweizer Arbeitskrafte durch die EU-Freizirgigkeit konkurrenziert warden, diirften 

weit eher die bis anhin kiinstlich geschiitzten, durchaus höher qualifizierten Berufe 

unmittelbar unter Druck kommen (dazu gehoren beispielsweise (juristische, 

medizinische, finanzorientierte) Beratungsdienste, Architekten, Ingenieure uam.). 

3. Weniger qualifizierte Arbeitskrafte werden in der Schweiz durch eine Einwanderung im 

Rahmen der Personenfreiziigigkeit kaum herausgefordert. Wie in den Teilen 3 und 4 

ausfiihrlich dargelegt, nutzen weniger qualifizierte "Blue collar"-Arbeiter die EU-

Freiziigigkeit kaum fiir eine grenzitherschreitende Verlagerung des Wohnsitzes. Der 

Gaterhandel aus Landern mit geringeren Lohnkosten, die Grenzganger und die Pendler 

(beispielsweise auch von Bautrupps im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit) sind fur die 

niedriger qualifizierten Arbeitskrafte wesentlich bedeutendere Konkurrenten. Diese 

Konkurrenz ist aber nicht die Folge der EU-Freiziigigkeit. Sie ist Teil der Globalisierung 

und der generellen Internationalisierung der Arbeitsmarkte (vergleiche hierzu Abschnitt 

5.3). Hier werden strukturelle Anpassungen so oder so (mit oder ohne EU-

Personenfreiziigigkeit) erfolgen.16 

15 Eine "Rente" wird erzielt, wenn eine okonomische Leistung nicht mit einer aquivalenten okonomischen 
Gegenleistung unmittelbar (d.h. in ursachlichem Zusammenhang) direkt zu begleichen ist. 

16 Die Nachfrage nach wenig qualifizierten (saisonalen) Hilfskraften (im Gastgewerbe, im Gesundheitswesen 
oder in der Landwirtschaft) oder nach Hoch- und Tiefbauarbeitern konnte gerade durch die heute giiltige 
Auslanderregelung und insbesondere das Saisonnierstatut bis anhin bereits weitgehend gedeckt werden (und 
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4. Holler qualifizierte Arbeitskrafte dirrften durch die EU-Freiziigigkeit wesentlich starker 
herausgefordert werden und zwar in dem Ausmasse, wie sie bisher durch die 
schweizerische Migrationspolitik von unliebsamer auslandischer Konkurrenz 
weitgehend geschiitzt waren. Das Arbeitsangebot an qualifizierten Arbeitskraften ist in 
einzelnen Sektoren der schweizerischen Volkswirtschaft durchaus kiinstlich verknappt 
worden. Beispiele hierfiir sind im Informatik- und Kommunikationsbereich genauso zu 
finden wie im Bereich technischer Berufe oder im Bereich der Finanzmarktanalyse. Hier 
mussten Schweizer Arbeitgeber teilweise entweder iiberdurchschnittlich hohe 
Lohnforderungen der schweizerischen Arbeitnehmer akzeptieren oder aber Teile der 
Leistungserstellung ins Ausland verlagern (beispielsweise zum Londoner 
Bankenplatz).17  In diesen Sektoren duffle die EU-Freiziigigkeit zu einer Erosion der 
Renten fiihren und kiinftige Lohnforderungen moderater und Dienstleistungen billiger 
werden lassen. 

5. Gerade die Erosion der Renten firr höher qualifizierte Arbeitskrafte in geschtitzten 
Bereichen wiirde gesamtwirtschaftlich positive Folgen haben. 

a) Einerseits wiirden dadurch die Produktionskosten der betroffenen Sektoren 
sinken, was deren internationale Wettbewerbsfahigkeit erhoht und ermoglicht, 
neue Arbeitsplatze zu schaffen. Davon wiirden insbesondere jene niedriger 
qualifizierten Arbeitskrafte profitieren konnen, die komplementare Tatigkeiten 
anbieten. 

b) Die gesunkenen Produktionskosten wiirden generell die Lebenshaltungskosten in 
der Schweiz sinken lassen. Dadurch wurden alle Schweizer(innen) eine reale 
Aufwertung ihrer Einkommen erzielen. 

c) Die positiven langerfristigen, dynamischen Wachstumseffekte offener 
Arbeitsmarkte (vergleiche hierzu Abschnitt 5.3), wiirde letztlich auch den holler 
qualifizierten Arbeitskraften ermoglichen, ihre gut bezahlte Beschaftigung 
langerfristig zu sichern. 

Der durch die Offnung nationaler Arbeitsmarkte ausgeloste Strukturwandel erzeugt 
kurzfristige Anpassungsprobleme und ermoglicht erst langfristig positive Wachstumseffekte. 
Die direkten arbeitsmarktliche Wirkungen des Strukturwandels wirken sich unmittelbar aus, 
sie sind mehr oder weniger sofort ersichtlich. Damit sind sie fiir die politische Diskussion von 
hochster Bedeutung. Hier lassen sich Wahler(innen) und deren Stimmen gewinnen oder 
verlieren. Je kleiner politische Mehrheiten oder je nailer der nachste Wahltermin, desto starker 

zwar zunehmend mit Arbeitslcraften von ausserhalb der EU). In diesem Segment des Arbeitsmarktes der 
weniger Qualifizierten wird somit kaum eine wesentliche quantitative Anderung zu erwarten sein. Pendler und 
Grenzganger gehoren in grenznahen Schweizer Regionen schon lange zum Arbeitsalltag — gerade im Bereich 
der weniger qualifizierten Tatigkeiten! 

17 Gerade far kleinere und mittelgrosse Schweizer Betriebe stellt der Mangel an qualifi-zierten Fachkraften emn 
Problem dar, wenn sie relativ zur Produktivitasentwicklung zu hohe Lohnforderungen der in der Schweiz 
"knappen" qualifizierten Arbeitskrafte erftillen mtissen. Sie haben dann im internationalen Wettbewerb mit 
Kostennachteilen gegentiber der EU-Konkurrenz fertig zu werden. 
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Die Merkmale a) und b) sind im Prinzip unabhangig davon, ob der Arbeitnehmer em n Inlander oder EU-
Auslander ist. Entscheidend ist, dass fiir Inlander giiltige Regelungen auch für EU-Auslander Giiltigkeit 
haben. Damit ist im wesentlichen em n auf die Freiziigigkeit der Arbeitskrafte bezogenes „Lohn- oder 
Sozialdumping" ausgeschlossen. Merkmal c) muss in Zusamtnenhang mit der Niederlassungsfreiheit nach 

• Art. 52 und insbesondere der Dienstleistungsfreiheit nach Art. 59ff. EG-Vertrag gesehen werden. 

3. Im Bereich der Personenfreiziigigkeit und der auf Art. 48 ruhenden Freiziigigkeit der Arbeitnehmer bliebe 
es also den schweizerischen Sozialpartnern unbenommen, sich auf allseits akzeptierte 
„allgemeinverbindliche" Regelungen zu einigen, die gleichermassen fiir Schweizer wie EU-Auslander zu 
gelten hatten. Die typisch schweizerische Regelung der einzelbetrieblichen Absprache der Sozialpartner 
vermag diesem Anspruch vollstandig zu geniigen. Ob hier eine erleichterete Allgemeinverbindlichkeit von 
Gesamtarbeitsvertragen oder regional giiltige Mindestlohne oder Minimalstandards für 
Lohnnebenleistungen wie Urlaub, Krankenversicherung anzustreben waren, ist somit eine grundsatzliche 
Diskussion, die durch die EU-Personenfreiztigigkeit hochstens aktueller nicht aber eigentlich verursacht 
wird. 

4. Polit-okonomisch komplexer ist die EU-rechtlich abgedeckte Moglichkeit, dass EU-ansassige Firmen ihre 
Arbeitskrafte (beispielsweise: Bautrupps) in die Schweiz „entsenden" konnten (beispielsweise auf 
Schweizer Baustellen). Also: Eine portugiesische Unternehmung schliesst mit einem Schweizer 
Auftraggeber einen Werkvertrag iiber Arbeiten an einem konkreten Bauvorhaben in der Schweiz ab. Die 
portugiesische Unternehmung „entsendet" nun ihre Arbeitnehmer auf die schweizerische Baustelle. Sie 
orientiert sich bei der Entlohnung an (portugiesischen) Heimatlandgehaltern. Damit werden die in der 
Schweiz vereinbarten landesiiblichen Gehalter wesentlich unterboten. Auf der Strecke blieben 
schweizerische Bauarbeiter, die auf die Einhaltung ihrer Gesamtarbeitsvertrage pochen. Sie wiirden durch 
die "billigen" Entsendearbeiter verdrangt. 

5. Damit kann folgende Situation entstehen: Ein ,portugiesischer Bauarbeiter, der von einer portugiesischen 
Firma nach portugiesischen Recht eingestellt und dann auf eine Schweizer Baustelle entsandt wird, wird 
far die letztlich vollig identische Tatigkeit auf der selben Baustelle weniger verdienen als der 
portugiesische Bauarbeiter, der die Freizagigkeit der Arbeitskrafte genutzt hat und auf der selben 
schweizerischen Baustelle far eine Schweizer Firma arbeitet und der nach Art. 48 genau so entlohnt 
werden muB wie die Schweizer Bauarbeiter auf der selben Baustelle. An dieser Stelle setzen die 
gewerkschaftlichen Forderungen nach „gleichem Lohn fiir gleiche Arbeit auf der gleichen Baustelle" em. 
Landesiibliche Arbeitsbedingungen und Lohnvereinbarungen flatten für alle im Inland in identischen 
Tatigkeiten arbeitenden Menschen gleichermassen zu gelten (unabhangig davon, ob EU-Angehorige von 
Schweizer Firmen beschaftigt oder von EU-Unternehmen entsandt wiirden). 

6. Das EU-Recht bietet seit kurzem eine Handhabe, die Entsendung von Arbeitskraften einzuschranken.18 
Dabei betrifft die Entsendung von Arbeitskraften nicht direkt die EU-(Personen-)Freiztigigkeitsregelung 
nach Artikel 48 des EG-Vertrages. Vielmehr ruht die Entsendung von Arbeitskraften auf der Freiheit des 
innergemeinschaftlichen Dienstleistungsverkehrs. Also: Portugiesische Bauarbeiter, die im Rahmen der 
Dienstleistungsfreiheit von einer portugiesischen Baufirma nach der Schweiz entsandt wiirden, verletzen 
demgemass das Diskriminierungsverbot des Artikels 48 nicht (der sich ja auf die Freiztigigkeit der 
Arbeitskrafte bezieht, die von Schweizer Firmen in der Schweiz beschaftigt werden). Nach neuem EU-
Recht (bzw. der Entsenderichtlnie) miissen ftir entsandte Arbeitslcrafte nun landesiibliche Lane bezahlt 
werden. 

18 Auf Bestreben Deutschlands wurde immer wieder versucht, eine europaweite EU-Entsenderichtlinie zu 
verabschieden. Dieser Absicht hatten sich die potenziellen Entsendelander lange mit Erfolg widersetzt. Mit 
der Richtlinie 96/71 vom 16.12.96 wurde nun jedoch EU-weit em n Entsendegesetz erlassen und spatestens 
zum ,16.12.99 rechtsgilltig. 
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diirften die kurzfristigen direkten Arbeitsmarkteffekte einer Offnung politisch thematisiert 
werden. 

Okonomisch jedoch sind die direkten Effekte eher einmalige (transitorische) 
Anpassungsvorgange, die sich in der langen Frist rasch abschwachen. Bedeutender sind dann 
die indirekten, aber erst langerfristig wirksamen Wachstumseffekte. Sie ergeben sich aus den 
Katalysator-Effekten einer Offnung. Die Vorteile eines Strukturwandels konnen jedoch erst 
nach der iiblichen Dauer von Wahlzyklen erzielt werden. Sie haben somit den Charakter eines 
offentlichen Gutes (wie beispielsweise der Umweltschutz als Analogon): Alle profitieren, aber 
nur spater, indirekt und vergleichsweise schwacher als diejenigen (wenigen) die unmittelbar 
viel verlieren (beispielsweise ihre Renten). 

ENTSENDEGESETZE: FALSCHE SCHUTZWALLE GEGEN DEN DRUCK DES WETTBEWERBS 

Eine grosse Sorge der Schweizer Arbeitslcrafte mit den grenzenlosen vier Freiheiten des europaischen Binnen-
und Arbeitsmarktes liegt in der Erwartung eines „Lohn- und Sozialdumpings". Damit ist gemeint, dass die in der 
Schweiz tatig werdenden EU-Arbeitskrafte die schweizerischen Arbeitsbedingungen unterlaufen und 
insbesondere bereit waren, zu tieferen Lohnen oder ohne „Sicherheitsnetze" (Kandigungsschutz, Kranken- und 
Unfallversicherung, uam.) zu arbeiten. 

Die Moglichkeit des „Lohn- und Sozialdumpings" wird als derart schwerwiegend erachtet, dass die 
schweizerischen Gewerkschaften und Angestelltenverbande bei den Verhandlungen der Schweiz mit der EU 
flankierende Massnahmen verlangen. Insbesondere soil mit einem Entsendegesetz sichergestellt werden, „class 
auslandische Unternehmungen, die ihr Personal in der Schweiz arbeiten lassen, die schweizerischen 
Arbeitsbedingungen einhalten miissen. Normalarbeitsvertrage sollen ferner regional giiltige Mindestlohne 
festlegen" (Lautenschiitz 1999:25). Bei dieser zweifelsfrei polit-okonomisch heiklen Diskussion werden allzu 
leicht zwei nach EU-Recht unterschiedliche Sachverhalte calschlicherweise vermengt. Deshalb sollen hier einige 
klarende Bemerkungen angefiihrt werden: 

1. Zunachst einmal ist em n „Lohn- und Sozialdumping" keine unmittelbare Folge der Personenfreizilgigkeit. 
Artikel 48 - 52 des EG-Vertrags beziehen sich namlich auf die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer. Und hier 
verlangt insbesondere Art. 48, Absatz 2, EG-Vertrag "die Abschaffung jeder auf der Staatsangehorigkeit 
beruhenden unterschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in bezug auf 
Beschaftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen". Art. 48 Abs. 2 EG-Vertrag verbietet somit 
sowohl eine Auslander- wie auch eine Inlanderdiskriminierung. 

Arbeitnehmer aus EU-Mitgliedlandern miissen gleich wie inlandische Arbeitnehmer behandelt werden. 
Also: Ein portugiesischer Bauarbeiter darf von einer deutschen Baufirma in Deutschland nicht zu andern 
Arbeitsbedingungen beschaftigt und entlohnt werden als em n deutscher Bauarbeiter. 

2. Nach EU-Recht nicht verhindern lassen sich individuelle vertragliche Entlohnungsabsprachen, wenn 

a) „eine Person am zwischenstaatlichen Wirtschaftsverkehr gar nicht teilnimmt und somit em n rein 
innerstaatlicher Sachverhalt vorliegt, der mangels Auslandsbezug iiberhaupt nicht vom sachlichen 
Geltungsbereich des Europarechts erfasst wird" (Dietrich 1995:407), 

b) keine allgemeinverbindlichen Regelungen fiir eine Branche oder eine Region gelten, 

c) auslandische Arbeitskrafte nicht als Arbeitnehmer, sondern als Selbstandige auftreten. 
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Entsendegesetze, so verstandlich sie auf den ersten Buick aus der Sicht der Direktbetroffen scheinen mogen, 
bedeuten letztlich nichts anderes als em n schief gebauter Schutzwall zugunsten einzelner Branchen.19  Mittlerweile 
hat sich namlich die Erkenntnis durchgesetzt, dass em n Importschutz alleweil em n Schuss ins eigene Bein ist. 
Freihandel ist und bleibt die Grundlage wirtschaftlicher Prosperitat. Handelshemmnisse dienen einzelnen 
Interessen-gruppen. Partikulare Anliegen werden auf Kosten der Allgemeinheit durchgesetzt. Dies gilt genauso 
fiir einen Schutzzoll auf Arbeit. Er verhindert eine optimale internationale Arbeitsteilung. 

Mit Entsendegesetzen werden - wie bei jeder Form des Protektionismus - einige wenige gewinnen und viele 
andere verlieren. Beispielsweise werden die Baukosten (oder die Preise fiir andere arbeitsintensive 
Dienstleistungen) hoch bleiben, das Wohnen wird weiter verteuert und die Infrastruktur wird kostspieliger 
werden. Und hier beginnt em n weiterer Teufelskreis des (Bau- oder Dienstleistungs-)Protektionismus. 
Entsendegesetze erhohen die privaten Lebenshaltungskosten, dadurch werden die Lohnforderungen weiter nach 
oben getrieben, was die Konkurrenzfahigkeit der Inlandproduktion verschlechtert und zu einem Ruf nach 
weiteren Schutzmassnahmen fiihrt. Entsendegesetze wirken inflationar und damit gesamtwirtschaftlich schadlich. 
Nicht zuletzt werden dadurch die ReaHahne negativ beeinflusst und zwar auch in jenen Branchen, die gerade 
durch die Entsendegesetze flatten geschtitzt werden sollen! Dass somit auch die Geschiitzten zur Kasse gebeten 
werden, ist das eine. Das andere ist, dass der fehlende Wettbewerb einen Strukturwandel verzogert, der 
langfristig eh nicht zu vermeiden ist, der aber spater mehr Opfer erfordert als heute. 

5.2 Das Problem der EU-Osterweiterung 

Wahrend sich die arbeitsmarktliche Freiztigigkeitsregelung des bilateralen Abkommens der 
Schweiz mit der EU kaum mehr von einem EU-Beitritt unterscheidet, ergeben sich in der EU-
Migrations-Aussenpolitik gegentiber Drittlandern doch substanzielle Differenzen. Mit der 
heutigen bilateralen Regelung bliebe die Schweiz in ihrer Migrationspolitik gegentiber 
Drittlandern autonom. Bei einem EU-Beitritt musste die Schweiz die EU-
Einwanderungspolitik integral und vollstandig iibernehmen. Mit Blick auf anstehende 
Erweiterungsrunden der EU nach Osten oder auf historische Bindungen mit nordafrikanischen 
Mittelmeer-Anrainerstaaten werden hier grosse Herausforderungen zu meistern sein. 

Der freie Personenverkehr und die Freiziigigkeit der Arbeitskrafte gelten bei den 
Verhandlungen der EU mit den mittel- und osteuropaischen EU-Beitrittskandidaten (MOEL) 
als besonders sensitive Bereiche (vgl. hierzu beispielsweise Angenendt 1995). Sie nahren in 
den bisherigen EU-Landern die Angst, dass em n Wegfall rechtlicher Migrationsrestriktionen zu 

einer Massenwanderung von Ost- nach Westeuropa fiihre. Dieser "Treck nach Westen" wiirde 

die westeuropaischen Ziellander und gegebenenfalls ganz besonders die Schweiz auf schwere 
wirtschaftliche und kaum bewaltigbare politische Belastungsproben stellen - so die 
Befiirchtung. Entscheidender Grund fur diese Sorgen sind die doch betrachtlichen Differenzen 
der realen Pro-Kopf-Einkommen in den MOEL zum EU-Durchschnitt. Tabelle 5./ 

veranschaulicht dieses Wohlstandsgefalle. Bestenfalls erreichen die realen Pro-Kopf-

Einkommen die flalfte der durchschnittlichen schweizerischen Einkommen. In den 

bevolkerungsstarken MOEL liegen sie gar nur bei einem Viertel. 

1 9 Wie wacklig Entsendegesetze gemauert sind, lasst sich auch daran erkennen, wie leicht sie zu umgehen sind. 
Beispielsweise diirfte es fiir den portugiesischen Arbeitgeber em n leichtes em, semen entsandten Bauarbeiter 
„Transaktionskosten" aller Art vom Gehalt abzuziehen (Vermittlung, Kost und Logis, Transport und vieles 
mehr, vgl. hierzu Straubhaar, 1996). 
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Ober das Ost-West-Migrationspotential in einem Gemeinsamen Binnenmarkt der EU mit 
Osteuropa ist viel spekuliert worden. Das in Teil 4 vorgestellte einfache Plausibilitats-
verfahren erlaubt, das Auswanderungspotenzial aus den mittel- und osteuropaischen Landern 
nach Westeuropa und damit gegebenenfalls auch nach einem EU-Land Schweiz grob 
abzuschatzen. Neben den Prognosen fiir das Wirtschaftswachstum und die 
Bevolkerungsentwicklung (vgl. hierzu Tabelle 5.2) ist fiir die Abschatzung des 
Migrationspotenzials aus den MOEL die Annahme der durchschnittlichen Migrationsneigung 
entscheidend. Wird in einem Szenario "MOEL 1" - wie bei Franzmeyer/Bri,icker (1997) - 
unterstellt, dass eine Einkommensdifferenz zwischen Herkunfts- und Zielland pro 
Prozentpunkt eine Nettowanderung von 0.008% der Bevolkerung in den ost- und 
mitteleuropaischen Landern bedeutet, ergeben sich gewaltige Migrationspotenziale. 

Tabelle 5.3 widerspiegelt das Auswanderungspotenzial nach der EU. Das Bild ist eindeutig: 

1. Waren Einkommensdifferenzen alleine fur die quantitative Dimension der 
Migrationsstrome verantwortlich, wiirde em n quantitativ betrachtliches Ost-West-
Migrationspotenzial bestehen. Die Unterschiede in den Lebensbedingungen sind 
schlicht zu betrachtlich, und die Bevolkerungszahlen sind zu hoch, urn nicht emn 
quantitativ ins Gewicht fallendes Migrationspotenzial zu erzeugen. Aus den EU-
Beitrittskandidaten der ersten Runde (hier die flint' Lander der Central European Free 
Trade Area, CEFTA, also Polen, Ungam, Tschechische Republik, Slowenien, Slowakei) 
wiirden insgesamt jahrlich iiber 300'000 Menschen nach der EU wandern wollen.2° 

2. Ein in den Simulationen von Franzmeyer/Brucker (1997:94) gefundenes 
bemerkenswertes Ergebnis wird hier im wesentlichen bestatigt, namlich dass "nach den 
vorliegenden Modellrechnungen von wirtschaftspolitischen Massnahmen - wie 
finanzielle Transfers oder Forderung von Direktinvestitionen -, die auf die Erhohung der 
Einkommen in den ostmitteleuropaischen Landern gerichtet sind, nur vergleichsweise 
geringe Effekte auf die Starke der Wanderungsbewegungen erwartet werden konnen". 
Auch in den hier vorgestellten Schatzungen miisste das Wirtschaftswachstum in den 
MOEL tiber eine sehr lange Zeit sehr viel höher als in den westeuropaischen 
Zielregionen liegen, damit em n spilt-barer Effekt auf das Auswanderungspotenzial 
entsttinde. Beispielsweise musste em n iiberdurchschnittlich starkes Wachstum der realen 
Pro-Kopf-Einkommen von jahrlich 6% iiber die gesamte Periode von 1998-2015 
konstant bleiben, urn das Auswanderungspotenzial aus Polen, Ungam und der Slowakei 
urn rund em n Drittel kleiner werden zu lassen. Die absoluten Zahlen wiirden jedoch 
trotzdem auf einem hohen Niveau verharren. 

20 Dieses Ergebnis ist nahezu identisch mit den Modellberechnungen von Franzmeyer/Briicker (1997). Die 
leichten Differenzen ergeben sich dadurch, dass hier die Schweiz und deren Pro-Kopf-Einkommen als 
Zielwert genommen wurden, wahrenddem Franzmeyer/Briicker (1997) den EU-Durchschnitt als Zielwert 
nehmen. 
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Das Bild wird etwas rosiger, wenn nicht, wie bei Franzmeyer/Briicker (1997), eine relativ 
hohe Migrationsneigung unterstellt wird, bei der eine Einkommensdifferenz zum EU-
Durchschnitt pro Prozentpunkt eine Nettowanderung von 0.008% der Bevolkerung in den ost-
und mitteleuropaischen Landern auslost. Werden die Erkenntnisse aus den historischen 
Erfahrungen der EU-Stiderweiterung urn Griechenland (1981), Spanien (1986) und Portugal 
(1986) genutzt, lasst sich eine Annahme weit geringerer Migrationsneigungen rechtfertigen. 
Auch bei der Siiderweiterung der EG dominierten Bedenken tiber eine Massenwanderung aus 
dem armeren Siiden in den reicheren Norden der EG die Diskussion. Und was ist geschehen? 
Tatsachlich haben die Siid-Nord-Massenwanderungen nicht stattgefunden (vgl. Abschnitt 3.2). 
Mit Blick auf die EU-Osterweiterung ist die historische Erfahrung mit der EG-Stiderweiterung 
deshalb von besonderem Interesse, weil auch die drei stideuropaischen Lander bei Beginn der 
EG-Beitrittsverhandlungen Ende der 70er Jahre in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung weit 
hinter Frankreich und Deutschland oder den Benelux-Landern zurticklagen. Und nur zur 
Erinnerung: Auch diese Lander hatten kurze Zeit vorher dramatische innenpolitische 
Veranderungen erfahren. In Griechenland wurde erst Mitte der 70er Jahre der Zickzackkurs 
von Putsch und Gegenputsch verlassen und wurde der Militardiktatur nicht vor Ende 1974 
eine Absage erteilt. In Portugal fiihrte die "Nelkenrevolution" vom 25.4.1974 zur Beseitigung 
des Caetano-Regimes und damit zum Ende der (Post-) Salazar-Diktatur. In Spanien erfolgte 
die Abkehr von der Franco-Diktatur nach dessen Tod im November 1975. Kurz: Auch 
Stideuropa war zu Beginn der damaligen EG-Beitrittsverhandlungen Ende der 70er Jahre erst 
am Anfang einer politischen Transformation von einer langen Periode diktatorisch-
ideologischer Vorherrschaft zu demokratischen Strukturen. Die empirische Erkenntnis, dass 
nach der EG-Stiderweiterung die intra-EU Migrationsstrome ausblieben, mag auch deshalb 
verbliiffen, weil das relative Wohlstandsgefalle zwischen &Lid- und Nordeuropa nach wie vor 
betrachtlich ist. Trotzdem findet - wie gezeigt - kaum eine Wanderung aus Stideuropa nach 
den tibrigen EU-Mitgliedlandern statt. 

Szenario MOEL 2 schatzt das Migrationspotenzial, das sich ergeben wiirde, wenn die MOEL-
Angehorigen eine identische Migrationsneigung hatten, wie die Griechen Anfang der 90er 
Jahre gegentiber Deutschland. Es ergeben sich folgende Ergebnisse (vgl. Tabelle 5.4): 

1. Das Auswanderungspotenzial aus den MOEL schrumpft auf rund einen Drittel. Aus 
Polen wurden jahrlich noch rund 80'000 Menschen nach Westen wandern wollen, aus 
alien andem Beitrittskandidaten der ersten Runde (also Ungarn, Tschechische Republik, 
Slowakei, aber auch Slowenien) sinkt das Auswanderungspotenzial unter eine 
quantitativ "bedrohliche" Grenze. 

2. Wiederum miisste em n tiberdurchschnittlich starkes wirtschaftliches Wachstum in den 
MOEL sehr lange andauern, damit es einen nachhaltig migrationshemmenden Effekt 
erwirken wiirde. Allerdings wiirde dann das Auswanderungspotenzial quantitativ 
ausserordentlich gering werden. 
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Natiirlich ist und bleibt es Spekulation, wieweit die empirische Erfahrungen der EG-
Siiderweiterung auch fiir die EU-Osterweiterung relevant waren. Im Kern durften jedoch auch 
fiir die Osterweiterung folgende fundamentalen Erkenntnisse der okonomischen 
Integrationstheorie und der nord- und siideuropaischen Erfahrung gtiltig bleiben (vgl. hierzu 
Fischer/Straubhaar 1994): 

1. Ein Gemeinsamer Binnenmarkt offnet und dereguliert Meirkte. Er schafft weitgehende 
Rechtssicherheit und klare Spielregeln fur innergemeinschaftliche Transaktionen - so 
auch fiir den Schutz von Eigentumsrechten, Aktionarsrechten und damit fur 
Direktinvestitionen. Hemmnisse fiir den innergemeinschaftlichen Warentausch fallen. 
Vor allem aber sinken die Risiken des innergemeinschaftlichen Kapitaltransfers. Die 
Realitat nahert sich so einer neoklassischen Modellwelt. Damit gewinnt die Erwartung 
in substitutive Beziehungen zwischen Handel und Direktinvestitionen einerseits und 
Arbeitskraftewanderungen andererseits an Plausibilitat. "Handel statt Migration" und 
"Maschinen zu den Arbeitskreiften" statt „Arbeitskrafte zu den Maschinen" werden dann 
eher wahrscheinliche Szenarien. 

2. Ein Gemeinsamer Binnenmarkt fordert die Effizienz und stimuliert so das 
wirtschaftliche Wachstum. Diese Effizienzsteigerungen wirken migrationshemmend, 
was sich am Beispiel Siideuropas empirisch veranschaulichen lasst. 

3. Weil die Transaktionskosten beim Giiterhandel und Kapitalverkehr in aller Regel 
geringer sind als bei Arbeitskraftewanderungen, diirften Handel und Direktinvestitionen 
in weitem Masse die Migration von Arbeitskraften substituieren. Soweit zwischen 
Kapitaltransfers und Migration eine komplementare Beziehung vorliegt, sind 
Direktinvestitionen und Arbeitskraftewanderungen notwendig, urn die Vorteile eines 
Gemeinsamen Marktes auszunutzen. In diesem Falle geht es aber meistens urn die 
Wanderung höher qualifizierter Fachkrafte und nicht urn die Massenwanderung wenig 
qualifizierter Arbeitskrafte. 

4. In einer dynamischen Sicht durfte ohnehin nicht die Massenwanderung weniger 
Qualifizierter als vielmehr die Wanderung von Fachkraften das Hauptproblem der Ost-
West-Wanderung sein. Mit dieser Migrationsbewegung wird namlich em n Brain-drain 
verbunden sein. Osteuropaische Fachkrafte konnten dank der Freiztigigkeitsregelung 
relativ einfach nach Westeuropa wandern. Sie wiirden damit positive Impulse in den 
Zielgebieten erzeugen. Sie fehlten dann jedoch auf den Arbeitsmarkten der 
Herkunftsregionen. Damit wiirden sie bestehende Einkommensunterschiede zwischen 
West- und Osteuropa in der Tendenz verstarken. Allerdings verweisen neuere Arbeiten 
darauf, dass dieser Brain drain fur die Herkunftsregionen nicht notwendigerweise 
negativ sein miisste (vgl. Straubhaar/Wolburg 1998). 
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5.3 Globalisierung und nationale Arbeitsmarkte 

Das 20. Jahrhundert wird als Zeitalter der Globalisierung in die Wirtschaftsgeschichte 

eingehen. Technologische Fortschritte und politische Prozesse haben gleichermassen zu einem 

Abbau natarlicher und kanstlicher Distanzkosten gefahrt. Einerseits wurden kanstlich 

geschaffene tarifare und nicht-tarifare Handelshemmnisse bei grenzaberschreitenden 

wirtschaftlichen Aktivitaten zuerst im Rahmen des GATT und nun im Rahmen der WTO 

weltweit oder im Rahmen der Europaischen Union europaweit abgebaut oder gar vollstandig 

beseitigt. Andererseits haben moderne Transport- und Kommunikationssysteme erlaubt, 

Kosten der Raumiiberwindung zu senken. Eng verflochtene und entsprechend stark abhangige 

Gater- und Faktormarkte sind das Ergebnis. Fundamental neu sind die Dimensionen dieses 

Globalisierungsprozesses. Die Vorgange auf Weltmarkten wirken sich in immer mehr 

Bereichen unmittelbar auf heimische Markte aus, nahezu fiir alle Tatigkeiten haben sie 

mittelbare Folgen. Waren lokale Markte durch Raumaberwindungskosten oder durch 

Zutrittsschranken in der Vergangenheit zumindest teilweise geschatzt und nur far heimische 

Bewerber zuganglich, stehen sie heute in weiten Teilen auch auslandischen Konkurrenten 

offen. Dies trifft in besonderem Masse auch fiir die Arbeitsmarkte zu. Die Einfuhr von 

"billigeren" Giitern fordert die gering qualifizerten inlandischen Arbeitskrafte indirekt und die 

Zuwanderung von "billigeren" Arbeitskraften fordert sie direkt heraus. 

Die Globalisierung hat mehr Faktoren "mobil" werden lassen. Sie hat aber auch das Dilemma 

der immobilen Produktionsfaktoren verscharft und offenbart. Nicht "Volkswirtschaften" 

stehen im Wettbewerb, sondern generell sind es "immobile" Produktionsfaktoren, die urn 

"mobile" Produktionsfaktoren werben. Standorte - eigentlich nichts mehr, als das Aggregat 

immobiler Produktionsfaktoren und ortsspezifischer Rahmenbedingungen - miissen 

ungebundene Ressourcen anziehen, festhalten und mit ihnen zusammen moglichst viel 

Komplementaritatsrenten erwirtschaften. Hier liegt die hohe Kunst der Politik (mit 

typischerweise standortgebundener Kompetenz). Sind Immobile zu wenig attraktiv, werden 

sie Mobile abschrecken. Sind sie zu nachgiebig, werden sie von den Mobilen nach der 

"Strategie der verbrannten Erde" ausgenutzt. Multinationale Firmen oder qualifizierte 

Arbeitskrafte bleiben dann lediglich solange, wie ihnen (Steuer- oder Subventions-) 

Geschenke gemacht werden, dann ziehen sie weiter. Interne Verrechnungspreise sowie der 

grenziiberschreitende, firmen-interne Austausch von Dienstleistungen und Arbeitskraften tun 

em n iibriges. 

Heute ist die Unterscheidung in mobile und immobile Produktionsfaktoren wesentlich 

relevanter geworden als die Trennung in "national" und "international" oder „inlandisch" und 

„auslandisch". Far wenig Qualifizierte und damit in der Regel auch weniger Mobile bedeutet 

Globalisierung einen starken Konkurrenzdruck. Individuelle Einkommensverlaufe werden im 

Zeitalter der Globalisierung starker als zuvor vor allem vom individuellen Humankapital und 

der individuellen Mobilitatsbereitschaft abhangen (und weniger denn je vom 

markrookonomischen Durchschnitt). Wer in der Qualifikationspyramide unten steht, wird emn 
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geringes Einkommen erzielen. Wer qualifiziert und mobil ist, wird nach Arbitrage-
gesichtspunkten semen Produktionsstandort wahlen. 

Der Handlungsspielraum far eine nationale Arbeitsmarktpolitik ist in den 90er Jahren weiter 
eingeschrankt worden. Was gemeinhin mit dem Begriff "Globalisierung" etikettiert wird, hat 
weltweit zu einer erheblich angestiegenen Vernetzung der Giiter-, Kapital- und Arbeitsmarkte 
gefiihrt. Je rascher die "Globalisierung" weiter voranschreiten wird, desto wichtiger wird es 
fiir eine nationale Arbeitsmarktpolitik, rechtzeitig die richtigen Rahmenbedingungen zu 
schaffen. In eng verflochtenen Volkswirtschaften ist die grenziiberschreitende Wanderung der 
Arbeitskrafte eine wesentliche Anpassungshilfe bei der Bewaltigung struktureller 
Veranderungen. 

Hier sei noch einmal daran erinnert, weswegen es gerade aus einer makrookonomischen Sicht 
weit starker flexibler Arbeitsmarkte und einer hoheren Mobilitat der Arbeitskrafte bedarf: 

1. Eigentlich kann es makrookonomisch nie zu viel, sondem nur zu wenig Mobilitat 
geben. Mehr Mobilitat ist in der Regel immer besser als weniger Mobilitat. 
Gesamtwirtschaftliche Mobilitaskosten haben eher soziookonomischen oder polit-
okonomischen Charakter. Es geht dann um Fragen des Teilens offentlicher (Klub-)Gtiter 
mit den Neuzuziigern, urn das Problem, wer in einer hoch mobilen Gesellschaft noch 
bereit ist, langerfristige soziale Verpflichtungen einzugehen und urn Loyaliatatsfragen 
im Hirschman'schen Sinne. Mobilitat ist im Zeitalter der Globalisierung dann emn 
notwendiger Ersatzmechanismus, wenn Giiter und Dienstleistungen aberhaupt nicht 
oder nur mit hohen Transaktions- und Transportkosten handelbar sind.21  In diesem Falle 
senken Migrationsbewegungen die Transaktionskosten bei der Annaherung an den 
allokationseffizienten Faktor- und Gaterpreisausgleich. Oft ist es dann jedoch ebenso 
moglich, Maschinen zu den Menschen statt Menschen zu den Maschinen zu bringen. 

2. Die historischen Erfahrungen in Europa, in den USA, aber auch em n us-amerikanisch-
europaischer Quervergleich lassen vermuten, dass Immobilitat und Sesshaftigkeit einen 
makrookonomischen "Luxusgutcharakter" haben. Immobilitat hat ihren volkswirt-
schaftlichen Preis, da sie eine rasche und flexible Anpassung an geanderte 
Rahmenbedingungen verzogert. Ofter sind halt Menschen rascher zu bestehenden 
Fabrikationsanlagen zu bringen als neue Investoren fiir neue Produktionsanlagen zu 
finden sind. Die mit der Wanderung verbundenen soziookonomischen oder polit-
Okonomischen Migrationsaspekte machen sich erst• langerfristig bemerkbar. In Zeiten 
eines sehr raschen Strukturwandels sind die makrookonomischen Kosten der 
Immobilitat in Form steigender struktureller Arbeitslosigkeit besonders augenfallig. 

21 Wieweit Giiterhandel, Kapitaltransfers und Arbeitskraftewanderungen Substitute und wieweit sie 
Komplemente sind, wird ausfiihrlich in Fischer/Straubhaar (1994, insbesondere Seiten 40-44) dargestellt. 
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22 

Faini et at. (1997) haben diese Wechselseitigkeit zwischen sinkender Mobilitat und 

steigender Arbeitslosigkeit in kaum zu Ubertreffender Klarheif fur Italien aufgedeckt. 

3. Je holier entwickelt Gesellschaften jedoch sind, desto eher konnen sie sich die Kosten 

der Immobilitat leisten. Dazu tragen auch moderne Telekommunikationstechnologien 

bei, die eine Mobilitat im Sinne einer Wohnsitzverlagerung oft iiberflussig machen. 

Eine funktionale Mobiliteit bei raumlicher Immobilitat vermag dann makrookonomisch 

die selben Anpassungsleistungen zu erbringen. tjberspitzt formuliert: In der virtuellen 

(Dienstleistungs-)Welt der Zukunft spielt es kaum mehr eine Rolle, wo die Menschen 

wohnen. Sie bieten ihre Dienste eh weltweit auf dem Internet an, kaufen ihre 

Konsumgiiter per electronic commerce, bilden sich per virtueller Fachhochschule weiter 

und verbringen ihren Urlaub im Cyberspace. Die fiir das wirtschaftliche Wachstum 

letztlich entscheidenden hoch produktiven Arbeitskrafte suchen sich ihren Wohnsitz 

weniger nach dem Arbeitsplatz aus. Entscheidender ist die Lebensqualitat, die aus der 

Einkommensverwendung erreicht werden kann. Damit werden Aspekte wichtig wie 

Rechtsstaatlichkeit, Umweltqualitat, Steuerbelastung, Kriminalitat und Quali tat 

offentlicher Dienstleistungen (Piinktlichkeit, Unbestechlichkeit). 

4. Wenn sich die Einheimischen den Luxus von Immobilitat und Sesshaftigkeit leisten 

konnen und wollen (weil fur sie die mikrookonomischen Vorteile der Immobilitat 

Uberwiegen, vgl. Abschnitt 3.3) bietet sich an, Menschen von aussen als Ersatz fur die 

makrookonomisch erforderliche Mobilitat sorgen zu lassen. Einwanderung wird hier 

zum Substitut fiir die fehlende Mobilitat der inlandischen Bevolkerung (dazu gehoren 

auch die fehlende berufliche Mobilitat sowie die fehlende Lohnflexibilitat). So gesehen, 

ist gerade Einwanderung em n transaktionskostensenkendes "Schmierol" des 

makrookonomischen Strukturwandels. Diesem makrookonomischen Mobilitatspfad sind 

die Schweiz wahrend des gesamten Jahrhunderts, aber in jtingerer Vergangenheit auch 

nahezu alle EU-Lander, gefolgt. Sie wurden von Auswanderungs- zu 

Einwanderungsregionen und haben eigene Emigration durch die Immigration anderer 

ersetzt. Diese Entwicklung dUrfte weiter urn so starker weitergehen, je grosser die 

Diskrepanz zwischen der notwendigen Mobilitat und Flexibilitat und der 

mikrookonomischen Mobilitats- und Flexibilitatsbereitschaft der Schweizer(innen) 

wird. tjberspitzt formuliert, haben die Menschen in holler entwickelten 

Volkswirtschaften (wie der Schweiz) die Wahl zwischen eigener Mobilitat und 

Flexibilitat oder der Einwanderung von aussen. 
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Makrookonomische Rigiditeiten in GUter- und Arbeitsmarkten, anpassungshemmende 
wirtschaftspolitische Interventionen, aber nicht zuletzt auch eine mangelnde individuelle 
Mobiliteit der Arbeitskrafte erzeugen em n Potenzial fiir strukturelle Arbeitslosigkeit. Dazu 
tragen auch falsch gesetzte sozialpolitische Signale bei, welche die Immobilitat 
subventionieren und die Mobilitat benachteiligen. Rh-  die Schweiz - aber auch fiir die EU — 
dUrfte in naherer Zukunft nicht em Zuviel, sondern em n Zuwenig an Migration Probleme 
erzeugen. Denn je starker Arbeitsmarkte kiinftig ihren nationalen Charakter verlieren werden, 
desto notwendiger wird der Zugriff auf auslandische Arbeitsmarkte werden. So lassen sich 
regionale oder sektorielle Arbeitsmarktungleichgewichte Uberwinden. 

In den letzten 30 Jahren ist mehr als deutlich geworden, dass jene Volkswirtschaften 
besonders erfolgreich den Strukturwandel mitgemacht haben, deren Arbeitsmarkte offen und 
nicht reguliert waren. Sie waren in der Lage rascher und flexibler auf Veranderungen im 
makrookonomischen Umfeld zu reagieren. Ein Vergleich der Beschaftigungsentwicklung in 
den USA und in der EU liefert fijr diese These einen Uberzeugenden empirischen Be1eg22. In 
den USA waren und sind es vor allem die Arbeitskrafte, die durch Ab- oder Zuwanderung ftir 
eine relativ schnelle Anpassung an die veranderten Umweltbedingungen sorgen. Bin exogener 
Schock (Wachstumsschtibe im Ausland, starke Wechselkursschwankungen, Verteuerung von 
Importen und Rohstoffen, Rezession in Absatzmarkten) fiihrt in den USA weniger zu 
struktureller Arbeitslosigkeit, sondern zu beruflicher und vor allem raumlicher Mobilitat. 

Blanchard/Katz (1992) zeigen, dass es in den USA vor allem die Arbeitskrafte sind, welche durch Ab- oder 
Zuwanderung ftir eine relativ schnelle realwirtschaftliche Anpassung an die veranderten Umweltbedingungen 
sorgen. Ein exogener Schock, der urspriinglich die Gesamtbeschaftigung in einer amerikanischen Region urn 
em n Prozent reduziert, ftihrt im Durchschnitt zu einer Zunahme der Arbeitslosenrate urn einen halben 
Prozentpunkt nach zwei Jahren. Nach sechs Jahren erreicht die Arbeitslosenrate wieder ihr ursprtingliches 
Niveau, wahrend sich die Gesamtbeschaftigung gegentiber dem ursprtinglichen Niveau urn fast em n weiteres 
Prozent reduziert (also insgesamt urn rund zwei Prozent sinkt). Erst nach tiber zehn Jahren pendelt sich die 
Beschaftigung auf einem neuen Gleichgewichtsniveau em, das ungefahr em n Prozent unter dem urspriinglichen 
Stand liegt. Die freigesetzten em n bis zwei Prozent der urspriinglich Beschaftigten bleiben jedoch in den USA 
nicht arbeitslos an ihrem angestammten Wohnort ansassig, sondern ziehen weg und finden in einer anderen 
Region eine produktive Beschaftigung. Deshalb fiihrten in den US-amerikanischen Regionen exogene 
Schocks kaum zu einem dauerhaften Anstieg der strukturellen Arbeitslosigkeit. 
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6. ZUSAMMENFASSUNG 

Die arbeitsmarktlichen Auswirkungen gelten als Schliisselbereich bei den verschiedenen 
Integrationsoptionen der Schweiz. Sie sind deshalb von gehobener Bedeutung, weil in kaum 
einem anderen Verhandlungsbereich die Folgen so unmittelbar sichtbar sind wie bei der 
(vermuteten) Einwanderung und so unmittelbar spiirbar scheinen wie bei den (befiirchteten) 
Lohneinbussen. EU-Freiziigigkeit konnte - so eine populare (populistische?) Behauptung - 
eben heissen, mehr Auslander, mehr Konkurrenz, weniger Wohlstand. Diese Studie liefert 
theoretische Argumente und empirische Belege daftir, dass diese Angste weder begriindet, 
noch berechtigt sind. Das Gegenteil ist zu erwarten: 

Die EU-Freiztigigkeit und die gemeinsame EU-Migrations-Aussenpolitik werden fiir die Schweizer 
Volkswirtschaft bessere Voraussetzungen fur Wachstum, Beschaftigung und Wohlstand schaffen als jede andere 
Alternative. 

Ein Freiziigigkeitsabkommen mit der EU (sei es im Rahmen der bilateralen Verhandlungen 
oder im Rahmen eines EU-Beitritts) ftihrt zu keinem substanziell vergrosserten 
Einwanderungspotenzial aus der EU nach der Schweiz: 

1. Es gibt kaum theoretische Argumente, weshalb em n gemeinsamer Arbeitsmarkt 
zwischen "ahnlichen" Volkswirtschaften zu starken Migrationsbewegungen ftihren 
sollte. Im Gegenteil lasst die okonomische Theorie erwarten, dass in einem 
gemeinsamen Arbeitsmarkt Handel und Kapitaltransfers (Direktinvestitionen) 
wirkungsvolle Substitute fur die Wanderung von Arbeitskraften sind. Also, 
"Maschinen zu den Menschen", statt Menschen zu den Maschinen" und "Arbeitskrafte 
produzieren am liebsten zu Hause und nicht im Ausland". Soweit Handel und 
Kapitalinvestitionen die Wanderung von Arbeitskraften nicht (vollstandig) ersetzen 
konnen, ist eine grenztiberschreitende Migration notwendig, um die wirtschaftlichen 
Aktivitaten optimal im Raum zu verteilen. Dann ist Migration makrookonomisch 
positiv und nicht negativ. 

2. Es fehlen aber auch empirische Indizien daftir, dass die EU-Freiztigigkeit. zu starken 
Wanderungsbewegungen gefiihrt hate. Die Moglichkeit, grenzuberschreitend nach 
Arbeit zu suchen und in einem andem EU-Land tatig zu werden, ist die am wenigsten 
genutzte Freiheit des EU-Binnenmarktes. Die EU-Angehorigen sind vor allem eines: 
International immobil. Weniger als 2% der EU-Bevolkerung - namlich nur rund 1,5% - 
leben als EU-Auslander in einem andern EU-Land als dem eigenen Heimatland. 
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Die geringe innergemeinschaftliche Mobilitat ist deshalb bemerkenswert, weil sowohl das 

Einkommensgefalle wie auch die Beschaftigungsunterschiede zwischen den wirtschaftlich 

starken und den wirtschaftlich schwacheren EU-Landern durchaus betrachtlich sind (und in 

der Vergangenheit noch deutlich ausgepragter waren). Wiirden Einkommensdifferenzen oder 

Arbeitslosigkeit tatsachlich MigrationsstrOme auslosen, miisste die innergemeinschaftliche 

Wanderung bei weitem starker sein. Dann miissten Siideuropa langstens entvolkert und 

Nordeuropa verstadtert sein. Aber das Gegenteil zeigt sich: Die Gebiete mit den starksten 

Zuwanderungszahlen sind gleichzeitig auch Gebiete, die Menschen an umliegende Regionen 

„verlieren". Migration ist eben keine Einbahnstrasse. ',angst ist innerhalb der EU eine intra-

industrielle Migration die Regel und die traditionelle Sad-Nord-Wanderung der relativ 

unqualifizierten „Blue collar"-Gastarbeiter bleibt eine geschichtliche Anekdote. 

Die deutsche Wiedervereinigung der 90er Jahre liefert em n eindrackliches Beispiel daftir, dass 

"Arbeitsplatzsicherheit" höher bewertet wird als em n "potenzieller Mehrverdienst" (vgl. 

Franzmeyer/Briicker, 1997:92): Menschen bevorzugen einen zwar schlechter bezahlten, dafar 

aber sicher(er)en Arbeitsplatz zu Hause gegeniiber einem besser bezahlten, aber unsicheren 

Arbeitsplatz anderswo. Wer eine Perspektive zu Hause hat, wird in der Regel bleiben! Und 

diese Zukunftsperspektiven bieten heute alle 15 EU-Lander — zumindest in nicht wesentlich 

anderer Form als die Schweiz. 

Die innergemeinschaftliche Wanderung wandelt sich immer starker zur (oft inner-

betrieblichen) intra-industriellen Mobilitat von holier qualifizierten Fach- und 

Fiihrungskraften. Diese modernen Formen der Migration sind vor allem auch eine Folge der 

starkeren grenzaberschreitenden Vernetzung regionaler Arbeitsmarkte. Sie sind deshalb auch 

weniger em n Arbitragephanomen (mit dem unterschiedliche Einkommensmoglichkeiten 

ausgeglichen werden) als viel eher em n strategisches Element im internationalen Wettbewerb 

urn dynamische komparative Kostenvorteile. 

1st die Schweiz so sehr anders als die EU, so dass die historischen Erfahrungen der EU im 

Falle der Schweiz keine Giiltigkeit mehr haben sollten? Ware zu erwarten, dass die in der 

Schweiz ohne Zweifel hoheren Verdienstmoglichkeiten und die geringere Arbeitslosigkeit 

magnetische Wirkungen auf die EU-AngehOrigen austibten? Zunachst verkennt diese 

Erwartung, dass gerade die grenznahen Nachbarregionen der Schweiz wirtschaftlich 

zumindest aufgeholt haben. Gemessen in realen Kaufkrafteinheiten liegen die Pro-Kopf-

Einkommen jenseits der Schweizer Grenze nicht wesentlich niedriger. Auch die regionalen 

Erwerbsquoten unterscheiden sich nicht derart stark. 

Wirtschaftlich weiter zurtickliegende EU-Regionen sind auch raumlich von der Schweiz 

weiter entfemt. Mit zunehmender Distanz sinkt jedoch die Migrationsbereitschaft drastisch. 

Diese Erkenntnis lasst sich empirisch mit einer Mikroanalyse des generellen 

Mobilitatsverhaltens innerhalb eines politisch zusammengehorenden Wirtschaftsraums 

eindrticklich veranschaulichen (vgl. Fischer 1999). Wenn Menschen ihren Wohnsitz verlegen, 
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bleiben sie zuallererst innerhalb derselben Gemeinde. Weitraumige Mobilitat bleibt die 
Ausnahme. 

Die in dieser Studie vorgestellten quantitativen Scheitzungen des Einwanderungspotenzials 
nach der Schweiz - im Zuge einer Obernahme der EU-Freiztigigkeitsregelung - bestatigen die 
Erwartung eines ausserordentlich geringen Migrationseffekts. Im extremsten Falle ware zu 
erwarten, dass jahrlich netto (das heisst Einwanderung minus Rtickwanderung) rund 10'000 
EU-Angehorige nach der Schweiz wandern wollten. Diese Obergrenze des Einwanderungs-
potenzials verringert sich rasch, wenn anstelle unrealistisch hoher Migrationsneigungen die 
Erfahrungen der EU mit der Freiztigigkeit berticksichtigt werden. 

Die Simulationsergebnisse stiitzen auch die Vermutung, dass die quantitativ starksten 
innergemeinschaftlichen Wanderungsbewegungen zwischen ahnlich hoch entwickelten 
benachbarten EU-Re gionen stattfinden. Deutschland und Frankreich waren die wichtigsten 
Herkunftslander der Einwanderungswilligen nach der Schweiz. Hier ist "Migration" mehr 
eine grenziiberschreitende "Mobilitat" innerhalb nattirlicher Wirtschaftsraume. Sie ist Zeichen 
der zusammenwachsenden Arbeitsmarkte. Dabei geht es tatsachlich um eine effiziente 
Anpassung an geanderte Rahmenbedingungen und das Ausnutzen von Spezialisierungs-
vorteilen der internationalen Arbeitsteilung. 

Eine Nord-Nord-Wanderung, wie sie im Falle der Schweiz zu erwarten ware, hat kaum mehr 
etwas zu tun mit dem traditionellen Bild des Gastarbeiters aus der Zeit der Stid-Nord-
Wanderung in Europa. Vielmehr diirfte es eine Mobilitat der Hoherqualifizierten sein. Sie 
wird sich oft innerhalb desselben (multinationalen oder europaischen) Untemehmens 
abspielen und vor allem auch Fiihrungs- und Fachkrafte betreffen. Gerade ftir em n Land wie 
die Schweiz mit attraktiven Rahmenbedingungen ftir die Stammsitze oder ftir die 
Forschungsinstitute und Entwicklungsabteilungen multinationaler Firmen diirfte die 
Moglichkeit zentral sein, Know-how und Wissen weltweit auszutauschen. 

Nicht nur fiir auslandische „White collar workers", Forscher(innen), Spezialist(inn)en oder 
Fach- und Fiihrungslcrafte darfte das Recht auf Freiztigigkeit - auch far ihre Familien — 
wichtig sein bei der individuellen Entscheidung, wo in Europa sie ihre wertschopfungsreichen 
Aktivitaten anzubieten willens sind. Ebenso konnten Schweizer(innen) davon profitieren, ihre 
(Dienst-)Leistungen EU-weit zu nutzen, sich (weiter-) zu bilden und neue Kenntnisse zu 
erwerben. Urn die „Employability" der (jungen) Schweizer(innen) zu sichern, bedarf es in 
immer starkerem Masse der internationalen Mobilitatsbereitschaft. 

Gerade im Zeitalter der Globalisierung werden eine intemationale Kommunikationsfahigkeit, 
globale Empathie und em n Team work in weltweiten Net works zentrale Erfolgsfaktoren. 
Junge Schweizer(innen) werden ganz besonders auf die Moglichkeit angewiesen sein, diese 
strategischen Erfolgsfaktoren (auch in Europa) zu erwerben, zu demonstrieren und zu 
bestatigen. Sonst wird ihre internationale Konkurrenzfahigkeit rasch schwinden, und 
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entsprechend werden ihre Lohne unter Druck kommen. Diese negativen Entwicklungen hatten 

auch Rtickwirkungen auf die Schweizer Volkswirtschaft insgesamt. 

Wenn das als Folge der EU-Freiztigigkeit zu erwartende Einwanderungspotenzial gering ist 

und vor allem höher qualifizierte Fachkrafte und Spezialisten aus den Nachbarlandern in die 

Schweiz wandem lasst, dann diirften die makroOkonomischen Riickwirkungen auf die 

Schweizer Volkswirtschaft insgesamt schwach, aber durchaus positiv sein. Die EU-

Zuwanderer werden Angebotslticken auf dem heimischen Arbeitsmarkt schliessen helfen. 

Dadurch werden zwei unmittelbare kurzfristige Effekte zu erwarten sein:  

Nattirlich wird auch die EU-Freiztigigkeit den Schweizer Arbeitsmarkt nicht vor den 
Herausforderungen des Strukturwandels verschonen. Die EU-Freiziigigkeit ist hier aber nicht 
die Ursache ftir notwendig werdende strukturelle Anpassungen, sondem eine Hilfe, diese 
Herausforderungen erfolgreich zu meistem. Denn: Nicht "employment", sondem 
"employability", nicht "Erstarrung", sondem "Bewegung" werden im nachsten Jahrhundert 
zahlen. 

1. Die Schweizer in Mangelberufen (die also unmittelbar mit den Zuwanderern in 

Konkurrenz treten) werden nicht mehr im selben Ausmasse wie bis anhin von kiinstlich 

produzierten (Schutz-)Renten profitieren kOnnen. Die Lohnentwicklung in diesen (holler 

qualifizierten) Berufsfeldern wird moderater verlaufen als in der Vergangenheit und die 

Verhaltnisse werden sich "normalisieren". Freie Berufe, juristische und okonomische 

Beratungsdienste, medizinische Betreuung, Pflege-, Lehr- und Forschungstatigkeiten 

werden davon gleichermassen „betroffen" sein. 

2. Die iibrige Volkswirtschaft wird vom gewachsenen Konkurrenzdruck im Segment der 

Hoherqualifizierten profitieren. Einerseits werden die (Dienst-)Leistungen der 

Hoherqualifizierten (zumindest relativ) billiger. Davon konnen alle Konsument(inn)en 

direkt oder indirekt profitieren, in dem die relative Kaufkraft der Einkommen steigt. 

Andererseits profitieren die komplementaren Arbeitskrafte (und die tibrigen 

Produktionsfaktoren) unmittelbar durch die gesunkenen (relativen) Lohnkosten bei den 

Hoherqualifizierten. Das generelle Kostenniveau sinkt, und damit steigt die 

internationale Wettbewerbsfahigkeit der einzelnen Schweizer Untemehmen. 

3. Gerade im Bereich der weniger qualifizierten Schweizer Arbeitskrafte (die durch 

Entsenderichtlinien scheinbar geschtitzt werden sollen) darf nicht vergessen bleiben, daB 

in diesem Segment des Arbeitsmarktes eh bereits sehr viele auslandische Arbeitskrafte 

tatig sind. Im Bausektor, Gastgewerbe, Gesundheitswesen stehen inlandische Arbeits-

krafte 'angst im unmittelbaren Konkurrenzkampf mit Saisonniers, Pendlem, 

Grenzgangern und Nicht-EU-Auslandern. Im Segment der wenig qualifizierten Arbeits-

krafte hat der Wind des globalen Wettbewerbs die Renten (ftir die Arbeitnehmer) bereits 

in der Vergangenheit weggeblasen. Die EU-Personenfreiztigigkeit dtirfte hier kaum eine 

neue Situation schaffen. Somit stellt sich natiirlich die Frage, wen eigentlich eine 

Entsenderichtlinie schtitzen sollte? KOnnte es hier gar nicht urn die in den Vordergrund 

geschobenen Bauarbeiter oder andere weniger qualifizierte „Billigjobs" gehen, sondern 

geht es moglicherweise urn die Renten in hither qualifizierten Tatigkeitsfeldern? 
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Tabelle A 3.2: Bevolkerungsanteile der EU-Mitgliedstaaten nach Nationalitat, Geschlecht und Alter 1995 (in %) 

Bevolkerung 

EU-15 AT BE DE DK ES FI FR GR IR IT LX NL PO SE* UK 

Inlander 95,6 91,5 91,8 91,3 97,3 99,4 99,2 94,0 98,7 97,3 99,7 66,8 95,3 99,4 95,2 96,6 

Auslander 

                

Insgesamt 
darunter EU-

 

4,4 8,5 8,2 8,7 2,7 0,6 0,8 6,0 1,3 2,7 0,3 33,2 4,7 0,6 4,8 3,4 

Auslander 32,1 12,6 57,0 26,5 28,2 41,2 22,4 33,8 13,7 75,2 21,3 90,5 28,7 53,7 42,4 40,4 

Frauenanteil 

                

Insgesamt 51,3 51,7 51,1 51,4 50,7 51,2 51,5 51,6 51,8 50,3 51,5 50,6 50,3 52,1 49,8 50,9 

an Inlandern 

an Auslandern 
insgesamt 
an EU-

 

51,5 

47,3 

52,1 

47,3 

51,5 

46,4 

52,0 

45,1 

50,8 

47,0 

51,2 

50,4 

51,5 

48,8 

51,9 

47,3 

51,8 

54,0 

50,2 

52,5 

51,5 

51,0 

51,0 

49,9 

50,6 

45,7 

52,0 

52,9 

49,7 

52,5 

50,8 

53,1 

Auslandern 48,0 53,0 45,5 44,2 41,2 53,5 30,7 48,2 71,3 52,5 66,6 49,7 44,4 52,8 51,9 55,2 

Anteil < 25 

                

Insgesamt 30,6 30,5 30,9 27,1 30,3 33,4 31,1 33,0 30,1 42,1 29,9 30,5 32,0 33,2 15,8 32,3 

an Inlandern 

an Auslandern 
insgesamt 
an EU-

 

30,4 

34,7 

29,6 

40,2 

30,8 

32,4 

25,8 

39,7 

29,8 

48,7 

33,4 

25,4 

31,0 

40,1 

33,1 

31,3 

30,0 

35,5 

42,4 

30,9 

29,9 

22,1 

28,2 

35,3 

31,5 

42,4 

33,1 

48,3 

15,9 

15,5 

32,7 

22,7 

Auslandern 23,4 22,0 21,0 30,5 25,7 16,5 21,8 18,3 16,1 28,7 13,9 35,0 26,5 46,4 12,6 14,9 

*Bevolkerung erst ab Alter 15 erhoben 
Queue: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.2) 
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Tabelle A 3.3: Auslandische Bevolkerung nach Aufnahme- und Herkunftsland (Nationalitat) 1995 (in 1000) 

Nationalitat der 
Auslander 

EU-Staaten 
(A ufnahm el ander) 

 

AT BE DE DK ES FI FR GR IR IT LX NL PO SE UK EU-15 

AT 

 

1,2 185,7 1,2 1,4 0,0 2,8 0,8 0,0 0,4 0,2 2,8 0,0 77,7 5,0 279,2 
BE 0,3 

 

20,5 0,5 5,9 0,0 43,9 0,4 0,4 0,8 11,4 32,9 1,2 0,6 6,6 125,4 
DE 52,5 24,0 

 

5,3 11,9 1,4 53,1 3,5 4,5 12,4 9,6 56,1 4,1 10,3 51,6 300,3 
DK 0,0 0,6 17,8 

 

2,1 0,0 2,9 0,1 0,8 0,0 1,9 1,6 0,0 18,4 13,3 59,5 
ES 0,2 45,6 144,8 1,4 

 

0,3 192,6 0,3 1,1 1,4 4,2 12,6 8,3 1,7 29,7 444,2 
FI 0,9 0,3 0,0 1,9 0,9 

 

. 0,4 0,6 0,0 0,6 0,0 2,1 0,1 0,0 13,1 20,9 
FR 5,3 80,8 100,9 0,6 16,8 0,6 

 

1,8 2,2 11,8 13,1 13,3 8,5 0,6 60,9 317,2 
GR 0,9 17,4 403,1 0,9 0,5 0,3 4,7 

 

0,3 1,3 0,8 3,0 0,0 4,1 17,2 454,5 
IR 0,0 0,8 23,1 1,0 0,7 0,0 1,9 0,1 

 

0,5 0,5 4,8 0,4 0,6 443,4 477,8 
IT 9,4 191,6 627,1 0,8 9,5 0,6 189,0 3,0 2,1 

 

19,5 26,1 4,0 2,7 80,4 1165,8 
LX 2,7 4,3 6,8 0,0 0,0 0,0 3,1 0,4 0,0 0,0 

 

0,2 0,0 0,0 1,7 19,2 
NL 0,8 64,8 119,8 4,0 3,3 0,0 10,4 0,9 1,4 3,8 3,4 

 

0,6 3,1 25,5 241,8 
PO 0,0 14,0 92,2 0,7 18,6 0,0 577,9 0,0 0,0 0,0 51,9 7,3 

 

0,6 29,6 792,8 
SE 1,8 2,5 11,8 10,2 2,5 4,7 3,7 0,5 0,0 1,6 0,5 2,8 0,1 

 

12,0 54,7 
UK 
SUMME 
EU-Auslander 
Nicht-EU* 
SUMME 
alle Auslander 

9,6 

84,3 
587,6 

671,9 

22,6 

470,4 
354,2 

824,6 

109,6 

1863,1 
5177,1 

7040,2 

10,7 

39,2 
99,6 

138,8 

26,0 

99,9 
142,5 

242,4 

0,6 

8,7 
30,1 

38,8 

56,6 

1142,9 
2238,4 

3381,3 

5,5 

17,9 
112,6 

130,5 

58,5 

71,3 
23,5 

94,8 

6,0 

40,5 
149,6 

190,1 

4,0 

120,8 
12,6 

133,5 

40,3 

206,0 
513,0 

719,0 

2,4 

29,6 
25,5 

55,1 

9,6 

130,0 
176,4 

306,4 

790,1 
1164,2 

1954,3 

362,0 

5114,7 
10806,9 

15921,7 

* alle Nationalitaten auBer EU-15 
Queue: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.4) 
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Tabelle A 3.4: Veranderung der Zahl der Auslander zwischen 1987 und 1995 in 11 EU-Staaten (in 1000) 

Nationalitat 
der Auslander 

EU-Staaten 
(Aufnahmelander) 

 

BE DE DK ES FR GR IR LX NL PO UK 

AT -0,2 22,5 0,8 1,4 0,4 0,6 -0,1 -0,2 1,9 -0,1 -0,5 

BE 

 

-5,0 0,5 3,5 2,1 0,2 0,2 3,6 15,4 0,8 4,2 

DE 5,7 

 

-1,6 4,8 5,4 0,5 2,1 1,4 16,9 2,5 -0,4 

DK -0,2 5,0 

 

1,6 1,9 0,0 0,5 1,3 -0,3 0,0 5,0 

ES -8,9 -31,2 1,2 

 

-66,8 -0,3 0,7 1,6 -3,8 6,5 1,2 

FI 0,3 0,0 1,9 0,9 0,4 0,6 0,0 0,0 2,1 0,1 13,1 

FR 6,0 25,4 -1,3 6,8 

 

0,3 1,0 2,0 7,8 4,5 26,7 

GR 5,4 127,1 0,5 0,2 -1,5 

 

0,3 0,5 1,1 -0,6 2,2 

IR -2,7 15,4 0,2 0,3 0,1 0,1 

 

0,0 1,0 0,4 -117,3 

IT -75,6 30,4 -0,2 3,7 -70,3 1,4 -0,2 -1,0 -5,2 3,5 2,9 

LX -0,5 1,3 0,0 0,0 1,1 0,3 0,0 

 

-0,9 -0,1 1,7 

NL 26,4 23,8 2,2 1,9 -1,6 0,5 0,2 1,0 

 

0,2 11,2 

PO 5,2 -3,5 0,5 2,0 -143,8 -0,4 -0,1 19,6 1,4 

 

10,5 

SE 2,5 11,8 10,2 2,5 3,7 0,5 0,0 0,5 2,8 0,1 12,0 

UK 10,6 40,1 2,8 15,5 23,4 1,5 7,1 1,8 -3,3 1,5 

 

Alle 
EU-Auslander 

241,2 859,6 18,8 50,8 13,8 7,4 13,8 52,7 68,3 19,7 50,2 

Nicht-EU* 50,0 2148,6 42,6 84,8 -127,9 60,4 6,5 6,0 151,2 -13,8 -427,3 

alle Auslander 291,1 3008,2 61,4 135,7 -114,1 67,8 20,2 58,7 219,5 5,9 -377,2 

*alle Nationalitaten auBer EU-15 
Queue. Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.5) 
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Tabelle A 3.5: Arbeitskrafte* in den EU-Mitgliedstaaten nach Nationalitat, Geschlecht und Alter 1995 (in Tausend) 

 

EU-15 AT BE DE DK ES FI FR GR IR IT LX NL PO SE UK 

Arbeits-
Krafte 

                

Inlander 158371,9 3472,0 3855,0 35441,4 2741,9 15438,3 2410,2 23463,3 4129,7 1391,2 22505,7 101,8 7021,4 4707,4 4312,5 27380,2 

Auslander 
insgesamt 

darunter EU-

 

7770,8 367,8 328,3 3519,3 54,4 122,4 18,1 1570,0 71,5 42,7 100,9 65,0 282,1 20,9 185,8 1021,6 

Auslander 2884,4 42,9 225,7 1106,1 23,7 44,2 5,5 631,5 9,3 33,8 21,5 60,4 123,0 10,6 91,6 454,7 

Frauen 

                

Inlander 67387,9 1523,0 1627,6 15514,4 1251,2 5899,1 1154,9 10830,4 1558,9 522,1 8398,9 35,3 2925,0 2118,9 2056,1 11972,2 

Auslander 
insgesamt 

darunter EU-

 

2855,7 147,1 102,4 1209,3 19,9 45,9 9,3 553,0 31,3 17,3 38,0 24,8 94,4 7,3 90,3 465,6 

Auslander 1145,1 19,6 71,7 393,6 6,9 18,7 1,7 255,6 6,0 13,8 13,4 23,2 43,2 3,4 47,5 226,8 

<25 

                

Inlander 21676,3 540,1 405,9 3954,5 503,5 2665,4 284,5 2504,7 493,3 269,1 3161,0 10,6 1203,1 688,9 489,0 4502,6 

Auslander 
insgesamt 

darunter EU-

 

1112,0 70,0 34,1 626,2 8,5 16,3 3,4 140,5 14,0 5,1 6,8 9,4 48,9 5,6 17,0 106,2 

Auslander 308,0 3,4 19,4 149,6 1,8 5,2 0,3 44,4 0,8 4,2 0,8 8,7 14,2 3,9 7,6 43,5 

*Arbeitskrafte = Erwerbstatige und Arbeitslose ab 15 Jalu-en 
Queue: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.9) 
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Tabelle A 3.6: Arbeitskrafte* nach Nationalitat, Geschlecht and Alter 1995 (in %) 

Arbeitskrafte 

Inlander 

Auslander 
insgesamt 
darunter EU-

 

EU-15 

95,3 

4,7 

AT 

90,4 

9,6 

BE 

92,2 

7,8 

DE 

91,0 

9,0 

DK 

98,1 

1,9 

ES 

99,2 

0,8 

FI 

99,3 

0,7 

FR 

93,7 

6,3 

GR 

98,3 

1,7 

IR 

97,0 

3,0 

IT 

99,6 

0,4 

LX 

61,0 

39,0 

NL 

96,1 

3,9 

96,4 

PO 

99,6 

0,4 

SE 

95,9 

4,1 

UK 

3,6 

Auslander 37,1 11,7 68,7 31,4 43,6 36,1 30,3 40,2 13,0 79,2 21,3 92,9 43,6 44,5 50,7 49,3 

 

Frauenanteil 

                

Insgesamt 42,3 43,5 41,4 42,9 45,5 38,2 47,9 45,5 37,9 37,6 37,3 36,0 41,3 43,8 45,0 47,7 

 

an Inlandern 

an Auslandem 
insgesamt 
an EU-

 

42,6 

36,7 

43,9 

40,0 

42,2 

31,2 

43,8 

34,4 

45,6 

36,6 

38,2 

37,5 

47,9 

51,7 

46,2 

35,2 

37,7 

43,7 

37,5 

40,6 

37,3 

37,6 

34,7 

38,1 

41,7 

33,5 

45,0 

34,8 

47,7 

48,6 

43,7 

45,6 

Auslandern 39,7 45,6 31,8 35,6 29,2 42,3 31,9 40,5 64,9 40,7 62,4 38,4 35,2 31,6 51,9 49,9 

Anteil <25 

                

Insgesamt 13,7 15,9 10,5 11,8 18,3 17,2 11,9 10,6 12,1 19,1 14,0 12,0 17,1 16,2 14,7 11,2 

 

an Inlandem 

an Auslandem 
insgesamt 
an EU-

 

13,7 

14,3 

15,6 

19,0 

10,5 

10,4 

11,2 

17,8 

18,4 

15,7 

17,3 

13,3 

11,8 

18,9 

10,7 

8,9 

11,9 

19,6 

19,3 

12,0 

14,0 

6,7 

10,4 

14,5 

17,1 

17,3 

16,4 14,6 

26,6 

11,3 

9,2 10,4 

Auslandem 10,7 7,9 8,6 13,5 7,7 11,9 6,3 7,0 8,6 12,3 3,6 14,4 11,6 37,1 8,3 9,6 

*Arbeitskrafte = Erwerbstatige und Arbeitslose ab 15 Jahren 
Queue: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.10) 
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Tabelle A 3.7: Anzahl der auslandischen Arbeitskrafte nach Aufnahme- and Herkunftsland (Nationalitat) 1995 (in 1000) 

Nationalitat der 
Arbeitskrafte 

EU-Staaten 
(Aufnahmelander) 

 

AT BE DE DK ES FI FR GR IR IT LX NL PO SE UK EU-15 
AT 

 

0,3 126,3 0,7 0,7 - 1,5 0,3 - 0,1 0,1 2,7 - 53,7 3,9 190,3 
BE 

  

9,9 - 1,1 - 23,1 0,3 0,2 0,5 4,7 18,7 0,3 0,6 2,7 62,1 
DE 24,9 10,6 

 

3,5 4,9 0,3 25,9 1,5 2,3 6,2 4,1 32,0 2,0 8,4 28,3 154,9 
DK - 0,4 11,1 

 

0,9 - 2,4 - 0,5 - 1,0 0,7 - 12,6 9,4 39,0 
ES 0,2 23,3 81,7 1,0 

 

0,3 83,2 0,3 0,6 0,5 2,1 8,5 2,5 1,7 19,7 225,6 
FI 0,2 

 

- 1,2 0,6 

 

- 0,3 - 0,2 - 1,2 

  

6,5 10,2 
FR 3,6 37,2 65,4 - 5,9 0,6 

 

0,9 1,3 6,4 6,5 7,8 2,8 0,6 38,0 177,0 
GR 0,9 9,2 232,8 0,4 - 0,3 2,5 

 

0,1 1,0 0,5 1,6 - 2,0 8,0 259,3 
IR - 0,6 13,7 0,7 0,7 - 1,3 0,1 

 

0,4 0,2 2,2 0,3 0,6 244,7 265,5 
IT 5,7 90,5 365,4 0,4 5,7 0,6 76,6 1,9 1,2 

 

8,3 15,9 2,0 2,4 48,7 625,3 
LX 1,4 2,4 1,8 - - - 0,7 0,2 - - 

 

- - - - 6,5 
NL 0,8 32,6 66,7 3,1 0,8 - 8,6 0,6 0,6 3,1 1,5 

 

0,3 1,8 15,9 136,4 
PO - 6,8 56,6 0,5 11,9 - 372,8 

  

- 29,2 4,4 

 

0,6 20,4 503,2 
SE 1,8 0,9 7,0 4,9 1,1 2,7 2,4 0,2 - 0,7 0,2 1,4 - 

 

8,4 31,7 
UK 3,7 10,8 67,7 7,2 9,8 0,6 30,6 2,9 27,0 2,3 1,8 25,9 0,4 6,5 

 

197,2 
SUMME 
EU-Auslander 42,9 225,7 1106,1 23,7 44,2 5,5 631,5 9,3 33,8 21,5 60,4 123,0 10,6 91,6 454,7 2884,5 

Nicht-EU* 324,8 102,6 2413,2 30,7 78,2 12,6 938,5 62,3 8,9 79,4 4,6 159,1 10,3 94,2 567,0 4886,4 
SUMME 
alle Auslander 367,8 328,3 3519,3 54,4 122,4 18,1 1570,0 71,5 42,7 100,9 65,0 282,1 20,9 185,8 1021,6 7770,8 

-  keine Arbeitskrafte dieser Nationalitat erfaBt 
* alle Nationalitaten auBer EU-15 
Quelle: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.13) 
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Tabelle A 3.8: GrafIte Auslandergruppen nach Nationalitat und ihre Anteile an alien Auslandern 1995 (in %) 

EU-Land Alter 

 

Nationalitat 

 

AT 25< Friiheres Jugoslavien (44%) Tiirkei (35%) Rumanien (4%) 

 

25+ Friiheres Jugoslavien (42%) Tiirkei (19%) Deutschland (11%) 

BE 25< Marokko (34%) Tiirkei (16%) Italien (13%) 

 

25+ Italien (28%) Marokko (14%) Frankreich (10%) 

DE 25< Turkel (45%) friiheres Jugoslavien (15%) Italien (8%) 

 

25+ Tiirkei (28%) friiheres Jugoslavien (16%) Italien (10%) 

DK 25< Ttirkei (24%) Brasilien (8%) Afrika (7%) 

 

25+ GroB-Britannien (11%) Afrika (12%) Schweden (9%) 

ES 25< Marokko (21%) Portugal (8%) Argentinien (7%) 

 

25+ Marokko (15%) Vereinigtes Konigreich (13%) Portugal (8%) 

FI 25< Friihere UdSSR (47%) Vietnam (8%) Schweden (7%) 

 

25+ Friihere UdSSR (48%) Schweden (16%) Afrika (4%) 

FR 25< Marokko (28%) Portugal (13%) Algerien (12%) 

 

25+ Portugal (19%) Algerien (17%) Marokko (12%) 

GR 25< Albanien (36%) friihere UdSSR (20%) Polen (7%) 

 

25+ Albanien (25%) friihere UdSSR (13%) Polen (7%) 

IR 25< Vereinigtes Konigreich (55%) USA (10%) Deutschland (5%) 

 

25+ Vereinigtes Konigreich (65%) USA (8%) Deutschland (5%) 

IT 25< Afrika (ohne Nordafrika) (17%) Marokko (17%) friiheres Jugoslavien (10%) 

 

25+ Marokko (14%) Afrika (ohne Nordafrika) (10%) Albanien (8%) 

LX 25< Portugal (49%) Italien (12%) Frankreich (9%) 

 

25+ Portugal (34%) Italien (16%) Frankreich (11%) 

NL 25< Tiirkei (30%) Marokko (25%) Deutschland (6%) 

 

25+ Tarkei (20%) Marokko (13%) Deutschland (10%) 

PO 25< Brasilien (26%) Frankreich (25%) Spanien (8%) 

 

25+ Brasilien (27%) Spanien (22%) Deutschland (11%) 

SE 25< Nicht-EU (65%) Osterreich (20%) Danemark (5%) 

 

25+ Nicht-EU (56%) Osterreich (27%) Danemark (6%) 

UK 25< Afrika (17%) USA (9%) Irland (8%) 

 

25+ Irland (27%) Afrika (10%) Indien (7%) 

Queue: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.3) 
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Tabelle A 3.9: Entwicklun ca.yr_auslandischen Beviilkerung 1983-95 (in Tausend) 

 

EU BE DE DK ES FR GR IR IT* LX NL PO UK 
Auslander 

             

83 12027,2 878,8 4531,8 89,4 

 

3866,8 82,2 81,5 - 93,1 551,8 

 

1851,9 
84 11829,0 838,8 4416,5 93,9 - 4037,2 76,9 85,8 - 94,2 - 

 

2185,6 
85 12181,4 718,6 4282,3 82,5 

 

4060,8 77,0 79,4 - 98,3 504,2 

 

2278,3 
86 11701,7 833,3 4421,3 79,8 - 3737,3 68,2 76,9 - 98,2 - 56,8 2329,9 
87 12601,2 800,7 4628,8 78,5 112,6 3754,6 64,3 76,9 

 

95,3 530,9 49,7 2409,1 
88 12208,5 815,5 4320,0 84,8 114,7 3756,1 73,1 81,8 

 

96,6 552,1 65,1 2248,7 
89 12304,5 801,8 4685,0 98,9 116,4 3884,3 65,0 78,1 

 

98,3 577,6 63,7 1835,3 
90 12444,3 843,7 5051,7 102,4 111,0 3689,9 67,8 79,5 

 

105,8 593,5 64,2 1734,7 
91 13022,4 819,2 5584,9 126,9 143,6 3593,7 80,6 86,5 

 

106,6 649,7 66,0 1764,8 
92 14319,6 910,3 6127,1 106,3 164,7 3539,0 104,0 94,1 414,3 116,7 691,3 58,1 1993,5 
93 14885,9 869,5 6702,4 113,3 173,7 3521,6 115,6 86,7 431,0 124,2 705,5 62,8 1979,7 
94 14979,7 844,5 6914,5 132,6 221,9 3454,6 125,1 89,5 273,8 136,6 740,3 55,9 1990,3 
95 15921,7 824,6 7040,2 138,8 242,4 3381,3 130,5 94,8 190,1 133,5 719,0 55,1 1954,3 
darunter EU 

             

83 3037,4 494,7 1123,4 23,4 - 453,8 11,8 64,0 

 

56,1 134,5 0,0 675,6 
84 2877,4 472,4 1133,0 20,6 

 

453,2 11,6 65,6 

 

53,3 0,0 0,0 667,7 
85 3049,9 419,5 1178,0 21,6 - 415,3 14,2 64,3 

 

55,2 118,4 0,0 763,3 
86 4362,9 511,5 1405,8 19,8 - 1451,6 15,5 60,1 

 

90,9 0,0 15,9 791,8 
87 4544,2 495,1 1437,0 21,0 54,9 1385,9 11,9 59,8 - 88,3 168,0 10,2 812,0 
88 4392,3 473,6 .1325,0 21,3 58,8 1397,1 13,9 65,1 

 

88,0 173,8 11,7 763,9 
89 4419,9 445,6 1375,3 22,3 56,8 1360,2 10,9 61,6 - 90,8 182,1 11,3 803,1 
90 4432,4 497,1 1416,5 19,4 60,4 1346,8 13,7 61,4 - 97,7 174,3 13,2 731,9 
91 4476,1 481,9 1480,2 23,2 73,0 1307,8 12,9 66,9 - 98,1 169,9 22,1 740,2 
92 4846,1 551,6 1612,2 22,2 72,3 1301,3 15,9 70,9 115,0 106,6 172,9 24,3 780,9 
93 4785,1 508,7 1690,1 21,4 73,6 1260,1 16,3 64,8 89,6 109,8 206,1 28,1 716,6 
94 4776,5 485,6 1762,2 21,5 79,3 1191,1 16,4 68,4 36,6 120,7 200,0 26,4 768,4 
95 5114,7 470,4 1863,1 39,2 99,9 1142,9 17,9 71,3 40,5 120,8 206,0 29,6 790,1 

Queue: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.6) 
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Tabelle A 3.10: Entwicklung der Anteile der auslandischen Bevolkerung an der Gesamtbeviilkerun 1983-95 (in %) 

   

EU BE DE DK ES FR GR IR IT LX NL PO UK 

Auslander 

             

83 5,7 9,2 7,5 1,8 

 

7,5 0,9 2,4 

 

26,1 3,9 

 

3,4 

84 6,0 8,6 7,4 1,9 

 

7,7 0,8 2,5 

 

26,3 

  

4,0 

85 5,8 7,3 7,2 1,6 

 

7,7 0,8 2,3 

 

27,7 3,6 

 

4,1 

86 4,8 8,5 7,4 1,6 

 

7,0 0,7 2,2 

 

27,5 

 

0,6 4,2 

87 4,8 8,2 7,7 1,5 0,3 7,0 0,7 2,2 

 

26,2 3,7 0,5 4,3 

88 4,7 8,3 7,2 1,7 0,3 7,0 0,8 2,4 

 

26,5 3,8 0,6 4,1 

89 4,7 8,1 7,7 1,9 0,3 7,2 0,7 2,3 

 

26,8 4,0 0,6 3,3 

90 4,7 8,5 8,1 2,0 0,3 6,8 0,7 2,3 

 

28,0 4,1 0,6 3,1 

91 4,6 8,3 7,1 2,5 0,4 6,5 0,8 2,5 

 

27,8 4,4 0,6 3,1 

92 4,2 9,1 7,7 2,1 0,4 6,4 1,0 2,7 0,7 30,6 4,7 0,6 3,5 

93 4,4 8,7 8,4 2,2 0,4 6,3 1,1 2,5 0,8 31,8 4,7 0,6 3,5 

94 4,4 8,4 8,6 2,6 0,6 6,2 1,2 2,5 0,5 34,4 4,9 0,6 3,5 

95 4,4 8,2 8,7 2,7 0,6 6,0 1,3 2,7 0,3 33,2 4,7 0,6 3,4 

darunter EU 

             

83 25,3 56,3 24,8 26,2 

 

11,7 14,4 78,5 

 

60,3 24,4 

 

36,5 

84 24,3 56,3 25,7 21,9 

 

11,2 15,0 76,4 

 

56,6 

  

30,6 

85 25,0 58,4 27,5 26,2 

 

10,2 18,4 81,0 

 

56,2 23,5 

 

33,5 

86 37,3 61,4 31,8 24,9 

 

38,8 22,7 78,1 

 

92,6 

 

28,0 34,0 

87 36,1 61,8 31,0 26,8 48,8 36,9 18,5 77,7 

 

92,7 31,7 20,6 33,7 

88 36,0 58,1 30,7 25,1 51,3 37,2 19,0 79,6 

 

91,1 31,5 18,0 34,0 

89 35,9 55,6 29,4 22,5 48,8 35,0 16,7 78,8 

 

92,4 31,5 17,8 43,8 

90 35,6 58,9 28,0 19,0 54,4 36,5 20,1 77,2 

 

92,3 29,4 20,6 42,2 

91 34,4 58,8 26,5 18,3 50,8 36,4 16,0 77,3 

 

92,0 26,1 33,4 41,9 

92 33,8 60,6 26,3 20,9 43,9 36,8 15,3 75,4 27,8 91,3 25,0 41,7 39,2 

93 32,1 58,5 25,2 18,9 42,4 35,8 14,1 74,8 20,8 88,4 29,2 44,8 36,2 

94 31,9 57,5 25,5 16,2 35,7. 34,5 13,1 76,4 13,4 88,3 27,0 47,2 38,6 

95 32,1 57,0 26,5 28,2 41,2 33,8 13,7 75,2 21,3 90,5 28,7 53,7 40,4 

Queue: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.7) 
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Tabelle A 3.11: Entwicklung der auslandischen Arbeitskrafte 1983-95 (in Tausend) 

 

EU BE DE DK ES FR GR IR IT LX NL PO UK 
Arbeitskrafte 
Auslander 

             

83 5544,5 315,5 2281,4 46,1 

 

1557,8 28,4 33,2 

 

45,2 218,2 

 

1019,8 
84 5604,4 297,1 2324,3 49,9 

 

1658,6 26,3 33,5 

 

45,3 - 

 

1169,8 
85 5769,4 269,5 2233,0 46,7 

 

1648,6 28,1 34,4 

 

47,6 213,1 

 

1248,8 
86 5534,5 316,8 2239,3 45,0 

 

1557,6 22,9 33,5 

 

47,9 - 20,8 1250,8 
87 5849,4 288,6 2335,5 45,3 44,7 1526,3 24,0 33,1 

 

49,5 223,4 16,8 1262,4 
88 5716,4 291,9 2174,0 43,7 42,1 1559,5 27,1 35,4 

 

49,4 235,6 29,0 1229,2 
89 5761,6 279,0 2363,3 53,8 41,9 1596,9 23,1 32,6 

 

49,8 252,0 31,2 1039,1 
90 5843,2 291,7 2528,6 57,0 36,9 1550,5 26,3 34,5 

 

53,3 251,7 28,6 984,4 
91 6100,1 296,5 2786,4 65,6 58,1 1504,3 35,0 40,0 

 

54,4 269,8 30,7 959,7 
92 6822,8 325,8 3124,5 56,7 80,1 1515,0 50,8 40,1 201,8 61,3 268,5 20,6 1077,6 
93 7180,6 339,8 3431,9 54,7 82,1 1543,8 59,8 40,6 224,3 65,1 278,5 25,2 1034,7 
94 7278,7 335,2 3543,0 48,2 98,3 1590,5 65,8 41,4 145,6 71,2 289,0 23,2 1027,3 
95 7770,8 328,3 3519,3 54,4 122,4 1570,0 71,5 42,7 100,9 65,0 282,1 20,9 1021,6 
darunter EU 

             

83 1580,9 191,0 642,0 15,9 

 

205,6 4,9 27,4 

 

26,0 62,1 

 

406,7 
84 1522,4 192,5 660,0 11,4 

 

209,4 4,8 27,2 

 

24,8 - 

 

392,6 
85 1636,9 178,8 683,3 14,2 

 

196,7 5,9 28,5 

 

25,5 59,9 

 

444,3 
86 2310,2 223,4 810,0 13,5 

 

723,2 5,8 27,2 

 

44,8 

 

4,8 457,8 
87 2407,1 210,8 840,5 14,5 21,5 693,8 4,6 27,1 

 

46,5 85,0 3,3 459,6 
88 2349,0 204,0 766,0 14,7 22,9 699,4 5,9 29,2 

 

45,7 97,6 4,5 459,2 
89 2429,4 187,8 815,8 16,0 20,1 707,3 3,9 26,8 

 

46,5 105,4 4,4 495,4 
90 2426,2 203,4 835,9 14,3 19,1 710,5 6,3 28,1 

 

49,8 96,6 4,3 457,9 
91 2432,7 209,8 851,1 16,3 29,6 687,5 5,1 32,2 

 

50,5 96,3 9,3 445,0 
92 2640,5 232,1 955,0 16,2 32,7 672,3 7,9 31,3 56,7 57,1 101,8 9,2 468,1 
93 2613,4 238,8 988,0 15,6 32,9 658,4 7,3 32,1 47,9 58,3 116,4 10,4 407,1 
94 2667,7 230,6 1028,9 15,8 32,0 664,3 7,3 32,9 18,2 63,8 110,2 10,6 453,3 
95 2884,4 225,7 1106,1 23,7 44,2 631,5 9,3 33,8 21,5 60,4 123,0 10,6 454,7 

Queue: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.11) 
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Tabelle A 3.12: Entwicklung der Anteile der auslandischen Arbeitskrafte (an alien Arbeitskraften) 1983-95 (in %) 

            

PO UK 

Arbeitslcrafte 
Auslander 

EU BE DE DK _ ES FR GR IR  IT LX NL 

    

83 5,9 8,2 8,2 1,7 

 

6,7 0,7 2,5 

 

30,2 3,9 

 

3,9 

84 6,2 7,6 8,3 1,8 

 

7,0 0,7 2,6 

 

30,2 - 

 

4,4 

85 6,0 6,8 7,9 1,7 

 

6,9 0,7 2,6 

 

31,3 3,7 

 

4,6 

86 5,0 8,0 7,9 1,6 

 

6,5 0,6 2,6 

 

31,3 - 0,4 4,6 

87 5,0 7,4 8,2 1,6 0,3 6,4 0,6 2,5 

 

31,3 3,4 0,4 4,6 

88 4,8 7,5 7,5 1,5 0,3 6,5 0,7 2,7 

 

31,9 3,6 0,6 4,4 

89 4,8 7,1 8,1 1,9 0,3 6,6 0,6 2,5 

 

32,0 3,8 0,6 3,7 

90 4,8 7,5 8,3 2,0 0,2 6,4 0,7 2,6 

 

33,4 3,7 0,6 3,4 

91 4,7 7,4 7,1 2,3 0,4 6,2 0,9 3,0 

 

33,1 3,9 0,6 3,4 

92 4,4 8,1 8,0 2,0 0,5 6,2 1,3 3,0 0,9 . 36,5 3,8 0,4 3,8 

93 4,6 8,3 8,8 1,9 0,5 6,2 1,5 3,0 1,0 38,6 3,9 0,5 3,6 

94 4,7 8,1 9,0 1,7 0,6 6,4 1,6 2,9 0,6 41,8 4,0 0,5 3,6 

95 4,7 7,8 9,0 1,9 0,8 6,3 1,7 3,0 0,4 39,0 3,9 0,4 3,6 

darunter EU 

             

83 28,5 60,5 28,1 34,5 

 

13,2 17,3 82,6 . 

 

57,7 28,5 

 

39,9 

84 27,2 64,8 28,4 22,8 

 

12,6 18,3 81,0 

 

54,7 

  

33,6 

85 28,4 66,3 30,6 30,5 

 

11,9 21,1 82,9 

 

53,5 28,1 

 

35,6 

86 41,7 70,5 36,2 29,9 - 46,4 25,3 81,2 

 

93,4 

 

22,9 36,6 

87 41,2 73,0 36,0 31,9 48,1 45,5 19,3 81,9 

 

93,9 38,1 19,4 36,4 

88 41,1 69,9 35,2 33,5 54,3 44,8 21,6 82,5 

 

92,6 41,4 15,6 37,4 

89 42,2 67,3 34,5 29,7 48,0 44,3 16,8 82,2 

 

93,4 41,8 14,2 47,7 

90 41,5 69,7 33,1 25,1 51,7 45,8 23,8 81,2 

 

93,4 38,4 15,1 46,5 

91 39,9 70,8 30,5 24,9 50,9 45,7 14,6 80,6 

 

92,8 35,7 30,2 46,4 

92 38,7 71,2 30,6 28,6 40,9 44,4 15,5 78,2 28,1 93,0 37,9 44,7 43,4 

93 36,4 70,3 28,8 28,6 40,1 42,6 12,2 78,9 21,4 89,7 41,8 41,3 39,3 

94 36,7 68,8 29,0 32,8 32,5 41,8 11,1 79,4 12,5 89,6 38,1 45,9 44,1 

95 37,1 68,7 31,4 43,6 36,1 40,2 13,0 79,2 21,3 92,9 43,6 50,7 44,5 

Personen aus ES und PO werden ab 1986, Personen aus AT, FI, SE ab 1995 als Auslander aus EU-Staaten gezahlt 

Queue: Kiehl und Werner (1998, Tabelle 2.12) 
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Tabelle A 3.13: Asylbewerber in der EU und in der Schweiz 1985-1997 (in Tausend) 

 

1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 

Belgien 5,4 7,6 6,0 4,5 8,2 13,0 15,4 17,6 26,5 14,7 11,7 12,4 11,6 
Danemark 8,7 9,3 2,7 4,7 4,6 5,3 4,6 13,9 14,3 6,7 5,1 5,9 5,1 
Deutschland 73,8 99,7 57,4 103,1 121,3 193,1 256,1 438,2 322,6 127,2 127,9 116,4 104,4 
Finnland 0,0 0,0 0,0 0,1 0,2 2,7 2,1 3,6 2,0 0,8 0,8 0,7 1,0 
Frankreich 28,9 26,3 27,6 34,3 61,4 54,8 47,4 28,9 27,6 26,0 20,4 17,4 21,4 
Griechenland 1,4 4,3 6,3 9,3 6,5 4,1 2,7 2,0 0,8 1,3 1,4 1,6 4,2 
Grossbritanien 6,2 5,7 5,9 5,7 16,8 38,2 73,4 32,3 28,0 42,2 55,0 37,0 41,5 
Irland 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0 

 

0,1 0,4 0,4 1,2 3,9 
Italien* 5,4 6,5 11,0 1,4 2,3 4,7 31,7 2,6 1,3 1,8 1,7 0,7 1,4 
Luxemburg* 0,1 0,1 0,1 0,0 0,1 0,1 0,2 0,1 0,2 0,2 0,2 0,3 0,4 
Niederlande 5,6 5,9 13,5 7,5 13,9 21,2 21,6 20,3 35,4 52,6 29,3 22,9 34,4 
osterreich 6,7 8,6 11,4 15,8 21,9 22,8 27,3 16,2 4,7 5,1 5,9 7,0 6,7 
Portugal 0,1 0,1 0,2 0,3 0,1 0,1 0,2 0,6 2,1 0,8 0,5 0,3 0,4 
Schweden 14,5 14,6 18,1 19,6 30,0 29,4 27,4 84,0 37,6 18,6 9,0 5,8 9,7 
Spanien* 2,3 2,3 3,7 4,5 4,1 8,6 8,1 11,7 12,6 12,0 5,7 4,7 3,7 

EU-15 insgesamt 159,1 191,0 163,9 210,8 291,4 398,2 518,2 672,0 515,8 310,4 275,0 234,3 249,8 

Schweiz 9,7 8,5 10,9* 16,7 24,4 35,8 41,6 18,0 24,7 16,1 17,0 18,0 23,9 

              

* Fiir Italien, Luxemburg und Spanien nur Januar his September 1997 
Queue: OECD (1998:223) und Eurostat (1997:10-11). 
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Tabelle 4.A1: Wanderung von Griechenland nach Deutschland 1988-1996 

 

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

Griechenland-Deutschland 33000 29500 26500 28300 23600 18300 18900 20300 18800 

Deutschland-Griechenland 12800 14600 14300 15400 16200 17500 19200 19300 20100 

Saldo 20200 14900 12200 12900 7400 800 -300 1000 -1300 

Bevolkerung Griechenland 10,0 10,0 10,1 10,1 10,3 10,3 10,4 10,5 10,5 

Migrationsneigung 0,00202 0,00149 0,00121 0,00127 0 00072 , 0,00008 -0,00003 0,00010 -0,00012 

 

1 88-96 0 

 

I, 8 8 - 9 1 0 

 

1 92-96 0 

Griechenland-Deutschland 217200 24133 

 

117300 29325 

 

99900 19980 

Deutschland-Griechenland 149400 16600 

 

57100 14275 

 

92300 18460 

Saldo 67800 7533 

 

60200 15050 

 

7600 1520 

Migrationsneigung 

 

0,000736 

  

0,001470 

  

0,000148 

Pro-Kopf-Einkommen in KKE 1987 1995 1997 

 

CH-Wert 

Griechenland 50,1 58,3 61,4 

 

49,7 

Deutschland 100 100 100 

 

100 

Differenz 49,9 41,7 38,6 

 

50,3 

Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkorrunensdifferenz = Migrationsneigung/KKE-Differenz 

 

Deutschland - Griechenland 

  

0,001475 

Nachfrage-Effekt (GroBe Zielmarkt) 

  

0,00012727 

Hump-Effekt 1988-91: 0,00025426 1992-96: 0,00003075 

Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 

  

0,00006348 

Queue: eigne Berechnungen, Methode: siehe Text 
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Tabelle 4.A2: Wanderung von Portu al n 

 

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Portugal-Deutschland 

Deutschland-Portugal 

3600 

1900 

5300 

2800 

7000 

2900 

10700 

4100 

10100 

4900 

12900 

6300 

26500 

14300 

30500 

20500 
Saldo 1700 2500 4100 6600 5200 6600 12200 10000 
Bevolkerung Portugal 10,0 10,0 9,9 9,9 9,9 9,9 9,9 9,9 
Migrationsneigung 0,00017 0,00025 0,00041 0,00067 0,00053 0,00067 0,00123 0,00101 

 

1 88-96 0 

 

/, 88-91 0 

 

1 92-96 0 
Portugal-Deutschland 

Deutschland-Portugal 

138600 

83100 

15400 

9233 

 

26600 

11700 

6650 

2925 

 

112000 

71400 

22400 

14280 
Saldo 55500 6167 

 

14900 3725 

 

40600 8120 
Migrationsneigung 

 

0,0006222 

  

0,0003758 

  

0,0008192 

   

Pro-Kopf-Einkommen in KKE 1987 1995 1997 

 

CH-Wert 
Portugal 47,2 63,1 65,0 

 

52,6 
Deutschland 100 100 100 

 

100 
Differenz 52,9 36,9 35,0 

 

47,4 

Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz = Migrationsneigung/KKE-Differenz 

 

Deutschland - Portugal 

 

0,001177 
Nachfrage-Effekt (GroBe Zielmarkt) 

 

0,00010156 
Hump-Effekt 1988-91: 0,00006135 1992-96: 0,00019168 
Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 

 

0,00005367 
.eigene iierecnnungen, et o e: sre e Text 

143 



r_r 

Tabelle 4.A3: Wanderung von Spanien nach Deutschland 1988-1996 

 

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

Spanien-Deutschland 3900 4400 4400 5100 5400 5800 6000 7200 7800 

Deutschland-Spanien 6000 6400 6100 6200 6500 7200 7600 7200 8200 

Saldo -2100 -2000 -1700 -1100 -1100 -1400 -1600 0 -400 

Bevolkerung Spanien 38,7 38,8 38,9 39,0 39,0 39,1 39,2 39,2 39,3 

Migrationsneigung -0,00005 -0,00005 -0,00004 -0,00003 -0,00003 -0,00004 -0,00004 0,00000 -0,00001 

 

1 88-96 0 

Spanien-Deutschland 50000 5556 

Deutschland-Spanien 61400 6822 

Saldo -11400 -1267 

Migrationsneigung -0,000032 

 

Bruttomigrationsneigung 0,000142 

 

Pro-Kopf-Einkommen in KKE 1987 1995 1997 

 

CH-Wert 

Spanien 61,9 72,3 73,8 

 

59,7 

Deutschland 100 100 100 

 

100 

Differenz 38,1 27,7 26,2 

 

40,3 

Migrations-Elastizita pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz = Migrationsneigung/KKE-Differenz 

 

Deutschland - Spanien 0,000374 

Nachfrage-Effekt (GroBe Zielmarkt) 0,00003223 

nur Brutto-Migration (d.h. ohne Riickwanderung!!) 

 

Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt -0,00000280 

Quelle:eigene Berechnungen, Methode: siehe Text 
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Tabelle 4.A4: Wanderung von Grossbritannien nach Belgien 1991-1996 

 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 I, 91_96 0 

Grossbritannien-Belgien 3200 3100 2900 2800 2800 2800 17600 2933 
Belgien-Grossbritannien 2400 2300 2400 2000 2700 2600 14400 2400 
Saldo 800 800 500 800 100 200 3200 533 
Bevolkerung Grossbritannien 57,9 58,1 58,3 58,5 58,6 58,8 

 

58 
Migrationsneigung 0,000014 0,000014 0,000009 0,000014 0,000002 0,000003 

 

0,000009 

Pro-Kopf-Einkommen in KKE 1990 1995 1997 Irland 95 CH-GB-Wert CH-Irland-Wert 

Grossbritannien 95,9 88,9 91,7 72,4 78,0 63,6 
Belgien 100 100 100 100 100 100 
Differenz 4,1 11,1 8,3 27,6 22,0 36,4 

Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz = Migrationsneigung/KKE-Differenz 

 

Belgien-Grossbritannien 0,000082 

Nachfrage-Effekt (Grofie 
Zielmarkt) 

0,00005740 

Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 0,00000636 

Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz = Migrationsneigung/KKE-Differenz 

 

Belgien-Irland 0,000033 

Nachfrage-Effekt (GroBe Zielmarkt) 0,00002304 

Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 0,00000636 

Queue: eigene Berechnungen,Methode: siehe Text 
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Tabelle 4.A5: Wanderung von Finnland nach Danemark 1990-1995 

 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 I 90-95 0 

Finnland-Danemark 

Danemark-Finnland 

200 

100 

200 

100 

200 

100 

200 

100 

200 

100 

200 

100 

1200 

600 

200 

100 

Saldo 100 100 100 100 100 100 600 100 

Bevolkerung Finnland 5,0 5,0 5,1 5,1 5,1 5,1 

 

5,059 

Migrationsneigung 0,000020 0,000020 0,000020 0,000020 0,000020 0,000020 

 

0,000020 

Pro-Kopf-Einkommen in KKE 1991 1995 1997 

 

CH-Wert 

Finnland 94,4 83,7 83,5 

 

72,1 

Danemark 100 100 100 

 

100,0 

Differenz 5,6 16,3 16,5 

 

27,9 

Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz = Migrationsneigung/KKE-Differenz 

 

Finnland-Danemark 0,000121 

Nachfrage-Effekt (Gib& 
Zielmarkt) 

0,00016202 

Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 0,00002648 

Queue: eigene Berechnungen, Methode: siehe Text 
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Tabelle 4.A6: Wanderung von Schweden nach Danemark 1990-1995 

 

' 1990 1991 1992 1993 1994 1995 I 90-95 0 

Schweden-Danemark 500 700 600 600 700 800 3900 650 

Danemark-Schweden 300 300 400 300 400 400 2100 350 

Sa1do 200 400 200 300 300 400 1800 300 

Bevolkerung Schweden 8,6 8,6 8,7 8,7 8,8 8,8 

 

8,712 

Migrationsneigung 0,000023 0,000046 0,000023 0,000034 0,000034 0,000045 

 

0,000034 

Pro-Kopf-Einkommen in KKE 1991 1995 1997 

 

CH-Wert 

Schweden 102,5 87,3 83,7 

 

72,3 

Danemark 100 100 100 

 

100,0 

Differenz -2,5 12,7 16,3 

 

27,7 

Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz = Migrationsneigung/KKE-Differenz 

 

Schweden-Danemark 0,000272 

Nachfrage-Effekt (GroBe 
Zielmarkt) 

0,00036405 

Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 0,00004613 

Queue: eigene Berechnungen, Methode:siehe Text 
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Tabelle 4.A7: Wanderung von Italien nach Deutschland 1988-1996 

 

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

Ita1ien-Deutschland 41800 40200 36900 35400 30100 31700 38700 48000 45800 

Deutschland-Ita1ien 37200 38500 34100 36400 32700 31000 32100 33500 36800 

Saldo 4600 1700 2800 -1000 -2600 700 6600 14500 9000 

Bevolkerung Italien 56,7 56,7 56,7 56,8 56,8 57,0 57,1 57,3 57,5 

Migrationsneigung 0,00008 0,00003 0,00005 -0,00002 -0,00005 0,00001 0,00012 0,00025 0,00016 

 

I 88-96 0 

Italien-Deutschland 348600 38733 

Deutschland-Italien 312300 34700 

Saldo 36300 4033 

Migrationsneigung 

 

0,000071 

Pro-Kopf-Einkommen in KKE 1987 1995 1997 

 

CH-Wert 

Italien 82,2 99,0 94,2 

 

76,2 

Deutschland 100 100 100 

 

100 

Differenz 17,8 1,0 5,8 

 

23,8 

Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz = Migrationsneigung/KKE-Differenz 

 

Deutschland-Italien 0,000398 

Nachfrage-Effekt (GroBe Zielmarkt) 0,00003429 

Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 0,00000611 

Queue. eigene Berechnungen, Methode: siehe Text 
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Tabelle 4.A8: Wanderung von Deutschland nach den Niederlanden 1990-1996 

 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 I 90-96 0 

Deutschalnd-Niederlande 5600 6800 7100 7400 6100 4700 5700 43400 6200 
Niederlande-Deutschland 2300 2700 2900 3000 3200 2900 3500 20500 2929 
Saldo 3300 4100 4200 4400 2900 1800 2200 22900 3271 
Bevolkerung Deutschland 79,8 80,3 81,0 81,3 81,539 81,8 82,0 

 

81,101 
Migrationsneigung 0,000041 0,000051 0,000052 0,000054 0,000036 0,000022 0,000027 

 

0,000040 

Pro-Kopf-Einkommen in KKE 1990 1995 1997 

Deutschland 115,0 100,6 99,8 

Niederlande 100 100 100 

Differenz -15,0 -0,6 0,2 

Fine Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz kann nicht berechnet werden, da die Pro-Kopf-Einkommen in den Niederlanden niedriger waren als in 
Deutschland, womit eine Einkommenselastizitat der Migrationsstrome in diesem Fall ihre praktische Relevanz im voraus verliert! 

Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 0,00001824 

Queue. eigene Berechnungen,Methode: siehe Text 
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Tabelle 4.A9: Wanderung von den Niederlanden nach Belgien 1991-1996 

 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 E 91-96 0 

     

' 

            

Niederlande-Belgien 6200 6600 6700 4300 6500 7800 38100 6350 

Belgien-Niederlande 3400 3400 3500 3900 3900 4100 22200 3700 

Sa1do 2800 3200 3200 400 2600 3700 15900 2650 

Bevolkerung Niederlande 15,1 15,2 15,3 15,4 15,5 15,5 

 

15,342 

Migrationsneigung 0,000185 0,000210 0,000209 0,000026 0,000168 0,000239 

 

0,000173 

Pro-Kopf-Einkommen in KKE 1991 1993 1995 1997 

 

CH-Wert 

Niederlande 95,7 90,9 92,1 95,4 

 

81,1 

Belgien 100 100 100 100 

 

100 

Differenz 4,3 9,1 7,9 4,6 

 

18,9 

Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz = Migrationsneigung/KKE-Differenz 

 

Niederlande-Belgien 
0,001893 

Nachfrage-Effekt (GroBe 
Zielmarkt) 

0,00131765 

Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 0,00012027 

Queue: eigene Berechnungen, Methode: siehe Text 
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Tabelle 4.A10: Wanderung von Frankreich nach Belgien 1991-1996 

  

1991 1992 1993 1994 1995 1996 I 91-96 0 

Frankreich-Belgien 

Belgien-Frankreich 

5800 

4400 

5900 

3300 

6000 

3400 

6200 

4000 

6200 

4200 

6600 

4300 

36700 

23600 

6117 

3933 
Saldo 1400 2600 2600 2200 2000 2300 13100 2183 
Bevolkerung Frankreich 57,2 57,5 57,8 58,1 58,4 58,7 

 

57,962 
Migrationsneigung 0,000024 0,000045 0,000045 0,000038 0,000034 0,000039 

 

0,000038 

   

Pro-Kopf-Einkommen in KIM 1991 1995 1997 

 

CH-Wert 
Frankreich 106,4 97,1 97,7 

 

83,0 
Belgien 100 100 100 

 

100 
Differenz -6,4 2,9 2,3 

 

17,0 

Migrations-Elastizitat pro Prozentpunkt Einkommensdifferenz = Migrationsneigung/KICE-Differenz 

 

Frankreich-Belgien 0,000377 
Nachfrage-Effekt (GroBe Zielmarkt) 0,00026220 
Migrationsneigung bezogen auf Zielmarkt 0,00002622 

Queue: eigene Berechnungen, Methode: siehe Text 
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